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EDITORIAL

dem Scheitern der Revision 6b im Juni 2013 hat der Bundes-
rat das BSV erneut mit der Weiterentwicklung der Versiche-
rung betraut. Nachdem er die erarbeiteten Eckwerte Anfang 
2015 vorgestellt hatte, liegt das Geschäft seit Februar 2017 im 
Parlament.  

Die Amtsstuben verlassen hat vor Kurzem das Bundesge-
setz über die Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbs-
tätigkeit und Angehörigenbetreuung, das der Bundesrat im 
Mai verabschiedet hat. Bereits seit 2014 trifft er im Rahmen 
des vom Bundesamt für Gesundheit (BAG) verantworteten 
«Aktionsplans Pflegende Angehörige» verschiedene, aufein-
ander abgestimmte Massnahmen, um die Rahmenbedingun-
gen für betreuende und pflegende Angehörige zu verbes-
sern. Mit dem Gesetzesentwurf liegen nun erste konkrete 
Vorschläge vor. Allerdings ist damit die Arbeit nicht getan, 
vielmehr führt das BAG seine Aktivitäten v. a. im Rahmen 
des Förderprogramms Entlastungsangebote für betreuende 
Angebote fort, indem es Wissensgrundlagen erarbeitet und 
laufend Modelle guter Praxis erfasst. 

Manchmal gesellt sich zur wohlbekannten Alltagswä-
sche auch das eine oder andere neue Stück. Und so kommt 
es, dass die Bundesangestellten nicht nur Altes weiterentwi-
ckeln, sondern in Zusammenarbeit mit dem Bundesrat auch 
einmal gänzlich Neues vorbereiten: Um die soziale Sicher-
heit älterer Arbeitsloser zu verbessern, hat das BSV diesen 
Frühling im Expressgang den Vorentwurf eines Gesetzes für 
Über brückungsleistungen zugunsten älterer Arbeits loser 
ausgearbeitet und in die Vernehmlassung gegeben. Voraus-
sichtlich wird zwischen der Konzeptidee, die im Mai vom 
Bundesrat und den Sozialpartnern vorgeschlagen wurde, 
und der Verabschiedung der Botschaft weit weniger als ein 
Jahr vergangen sein. Ein rekordverdächtiges Tempo für 
schweizerische Verhältnisse und ein weiterer Hinweis, dass 
den fleissigen Händen im BSV die Arbeit demnächst nicht 
ausgehen wird. 

Panta rhei

Wer kennt die Situation nicht? Kaum ist das letzte T-Shirt 
zusammengelegt und das letzte Hemd gebügelt, türmt sich 
schon wieder die Schmutzwäsche. Ähnlich präsentiert sich 
die Aufgabenstellung eines Bundesamts. Wie beim Wäsche-
berg trifft man regelmässig wieder auf dieselbe Socke, die 
ihren Partner verloren hat, dasselbe T-Shirt, das geflickt, das 
gleiche Hemd, das glattgebügelt werden muss.

Nachdem die Altersvorsorge 2020, nach gut sechs Jahren 
intensiver Vorarbeit, am 24. September 2017 zerknittert in 
einer Ecke landete, blieb sie dort nicht lange liegen. Alsbald 
nahm der Bundesrat die Reformaufgabe mit Unterstützung 
des BSV erneut an die Hand. Zwar übertrug er es den Sozial-
partnern, Massnahmen zur Reform der 2. Säule vorzuschla-
gen, machte sich aber sofort an die Aufgabe, die Finanzen der 
AHV bis ins Jahr 2030 zu stabilisieren. Nachdem er Anfang 
Juli die Eckwerte von AHV 21 bestimmt hatte, legte er bereits 
Ende August die Botschaft vor.

Ein Déjà-vu gibt es für langjährige Beobachterinnen und 
Beobachter der Sozialversicherungen auch mit der Inva-
lidenversicherung. Ab 2001 befand sich diese praktisch 
ununterbrochen im Reformmodus, um sie finanziell zu sta-
bilisieren und um die berufliche Eingliederung in den Mit-
telpunkt ihrer Aktivitäten zu stellen. Und sehr schnell nach 

Suzanne Schär
Chefredaktorin
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Es sieht glücklicherweise nicht so aus, 

als ob sich aus diesem Verkehrsunfall auf 

Schwarzeis 1955 in Zürich ein Haftpflicht

ereignis mit Invaliditätsfolge ergeben hätte. 

Und wenn, hätte noch keine Invalidenver

sicherung bestanden, die gegenüber der Haft

pflichtversicherung des Unfallverursachers 
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Wenn im Todes- oder Invaliditätsfall Sozialversiche-

rungsleistungen auf ein Haftpflichtereignis (z. B. Auto-

unfall mit geschädigter Person) zurückzuführen sind, 

üben die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 

und Invalidenversicherung (IV) ihr Recht auf Rückgriff 

(Regress) auf die haftpflichtige Person aus. Der geschä-

digten Person steht eine Haftpflichtforderung gegen-

über der haftpflichtigen Person zu. Diese Forderung 

geht von Gesetzes wegen im Umfang der von AHV und/

oder IV erbrachten und zu erbringenden Leistungen auf 

den Sozialversicherer über. Der gesetzliche Forderungs-

übergang wird auch Subrogation genannt. Der Regress 

wird unter Mitwirkung der Ausgleichskassen und der 

IV-Stellen durch die Regressdienste, die Suva und den 

Bereich Regress AHV/IV des BSV geltend gemacht.

Regress AHV/IV

Weit über 99  Prozent der Regressfälle können mit 

den Haftpflichtversicherungen oder den haftpflichtigen 

Personen einvernehmlich erledigt werden. Das BSV 

übt grosse Zurückhaltung bei der gerichtlichen Durch-

setzung von Regressforderungen. Wenn der Rechts-

weg nach sorgfältiger Abwägung der Risiken und der 

 Erfolgsaussichten trotzdem beschritten wird, stehen 

die Chancen einer teilweisen oder gänzlichen Durchset-

zung der Forderungen gut: Die Erfolgsquote liegt bei 

80 Prozent.

Die Bearbeitung der Regressfälle von AHV und IV 

soll in den nächsten Jahren digitalisiert werden. Damit 

 werden die Abläufe transparent, effizient und medien-

bruchfrei gestaltet. 
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Durchsetzung von Regress
forderungen der IV und AHV

Das BSV übt grosse Zurückhaltung bei der gerichtlichen Durchsetzung von Regress-

forderungen. Wenn der Rechtsweg nach sorgfältiger Abwägung der Risiken und der Erfolgs-

aussichten trotzdem beschritten wird, stehen die Chancen einer teilweisen oder gänzlichen 

Durchsetzung der Forderungen gut: Die Erfolgsquote liegt bei 80 Prozent.

In Todes- oder Invaliditätsfällen üben die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHV) und die Invalidenversicherung 
(IV) das Regressrecht dann aus, wenn die Ursache für die zu 
erbringenden Sozialversicherungsleistungen auf ein Haft-
pflichtereignis (z. B. Autounfall mit geschädigter  Person) 
zurückzuführen ist. In diesen Fällen steht der geschädigten 
Person auch eine Haftpflichtforderung gegenüber der haft-
pflichtigen Person zu. Diese Forderung geht von Gesetzes 
wegen im Umfang der von AHV und/oder IV erbrachten und 
zu erbringenden Leistungen auf den Sozialversicherer über 
(der gesetzliche Forderungsübergang wird auch Subro-
gation genannt). Geregelt ist der Rückgriff in den Arti-
keln 72 ff. des Bundes gesetzes über den Allgemeinen Teil des 

Sozial ver sicherungsrechts (ATSG). Der Regress wird unter 
Mit wirkung der Ausgleichskassen und der IV-Stellen durch 
die Regressdienste, die Suva und den Bereich Regress IV/
AHV des Bundesamts für Sozialversicherungen (BSV) gel-
tend gemacht. Sieben Regressdienste sind bei kantonalen 
Ausgleichskassen und einer bei einer IV-Stelle angesiedelt. 
Als erstes versuchen die regionalen Regress dienste, die 
regressfähigen Leistungen beim haftpflich tigen Dritten 
bzw. bei dessen Haftpflichtversicherung geltend zu machen. 
Gelingt dies nicht, was selten der Fall ist, wird das Dossier an 
den Bereich Regress AHV/IV des BSV weiter geleitet, der sei-
nerseits versucht, sich aussergerichtlich mit der Haftpflicht-
versicherung zu einigen. Scheitern diese Bemühungen, prüft 

Thomas Bittel,

Fritz Stalder; Bundesamt für Sozialversicherungen
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rin im Januar 2000 schwere Hirnverletzungen, weil ihr alko-
holisierter Vater kurz nach Mitternacht die Herrschaft über 
den Personenwagen der Familie verlor und in einen Elektro-
verteilerkasten prallte. Weil die Haftpflichtversicherung feh-
lende Grobfahrlässigkeit des Lenkers einwendete und hie-
raus die Vorteile des Regressprivilegs abzuleiten gedachte, 
klagte die IV eine Summe von über 1,7 Mio. Franken ein. Die 
Verneinung der Grobfahrlässigkeit vermochte das Gericht 
nicht wirklich zu überzeugen, weshalb nach den Parteivor-
trägen auf Basis eines Anteils von 72 Prozent ein Vergleich 
geschlossen werden konnte. Der IV kam dadurch ein Regress-
betrag von 1,25 Mio. Franken zu (Vergleich vor Bezirksge-
richt Zürich vom 11. Februar 2014).

LAMBORGHINI MIURA: FORMVOLLENDET SCHÖN, 

ABER TÖDLICH Der Streckenposten eines Oldtimerren-
nens, der bereits eine IV-Rente bezog, wurde auf abge-
sperrter Strecke von einem ins Schleudern geratenen Lam-
borghini Miura erfasst und getötet. Die AHV, welche die 
Witwen-Renten leistungen ausrichtete, klagte im Dezember 
2010 den Versorgungsschaden gestützt auf die Kausalhaf-
tung des Ver anstalters (Art. 72 SVG) ein. Die Klage wurde 
abgewiesen, weil eine Haftung infolge groben Selbstver-
schuldens des Getöteten nach Meinung des Gerichtes ent-
fiel und dem  Lamborghini-Lenker darüber hinaus kein Fehl-
verhalten anzulasten war. Weil der getötete Strecken posten 
seinen Platz nicht hätte verlassen dürfen und weil er vor 
dem Rennen richtig instruiert worden war, entfiel jeg liches 
(Mit-)Verschulden des Veranstalters (Handelsgericht Zürich, 
25. Februar 2014, HG 100340-0).

FATALE VERWECHSLUNG VON MENGENEINHEITEN 

IM CHEMIELABOR Eine Deutschlehrerin, die wegen eines 
Mangels an Fachlehrkräften ein Teilpensum in Chemie über-
nehmen sollte, war zusammen mit dem sie in Chemie einwei-
senden Vorgänger am Durchexerzieren eines Versuchs mit 
‹Chäpselipistolenpulver› (Vermischen von Schwefel mit Kali-
umchlorat), als es zu einer heftigen Explosion kam. Der Che-
mielehrer der Basisstufe hatte ihr irrtümlich ein um Faktor 
1000 überdosiertes Gemisch (!) zum Verreiben übergeben. 
Obschon sie lebensgefährliche Inhalationsverletzungen der 
Lungen und komplexe Explosionsverletzungen an beiden 
Händen erlitten hatte, konnte die IV die Versicherte renten-

In Todes- oder Invaliditätsfällen üben die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHV) und die Invalidenversicherung 
(IV) das Regressrecht dann aus, wenn die Ursache für die zu 
erbringenden Sozialversicherungsleistungen auf ein Haft-
pflichtereignis (z. B. Autounfall mit geschädigter Person)
zurückzuführen ist. In diesen Fällen steht der geschädigten 
Person auch eine Haftpflichtforderung gegenüber der haft-
pflichtigen Person zu. Diese Forderung geht von Gesetzes
wegen im Umfang der von AHV und/oder IV erbrachten und 
zu erbringenden Leistungen auf den Sozialversicherer über
(der gesetzliche Forderungsübergang wird auch Subro-
gation genannt). Geregelt ist der Rückgriff in den Arti-
keln 72 ff. des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des 

der Bereich, ob die Forderung pro zessual durchgesetzt wer-
den soll. Das entsprechende bewährte Prozessmanagement 
des Bereichs Regress AHV/IV des BSV sieht dabei nicht nur 
eine strenge rechtliche Analyse des Falles vor, sondern wägt 
auch die finanziellen Inte ressen ab und bemüht sich um eine 
sorgfältige Auswahl allfälliger Rechtsvertretungen (Beck 
2012). Die gerichtliche Durch setzung von Regress-
forderungen gegenüber haftpflich tigen Dritten birgt ein 
Prozesskostenrisiko und ist mit erheb lichem Aufwand ver-
bunden. Sie wird deshalb als Ultima Ratio gesehen. Seit 2012 
wurde in 17 Regress fällen der IV und AHV der Gerichtsweg 
beschritten. Davon führten deren drei zu einem negativen 
Ergebnis für die beiden Ver sicherungen. Diese Erfolgsquote 
der Regress klägerin von über 80 Prozent darf als ausgezeich-
net gewertet werden. Nach folgend werden alle Regress fälle 
der IV und AHV vorgestellt, die zwischen 2012 und 2018 vor 
Gericht anhängig gemacht wurden und inzwischen abge-
schlossen sind.

HAFTUNG BZW. HAFTUNGSQUOTE

BETRUNKENER VATER INVALIDISIERT TOCHTER Die 
8-jährige Versicherte erlitt als nicht angegurtete Beifahre-

Am Regress sind die AHV
Ausgleichskassen, die 
IVStellen, acht regionale
Regressdienste, die Suva
und das BSV beteiligt.

Die gerichtliche Durch
setzung von Regress forde
rungen ist Ultima Ratio.
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gericht ersah in der Unterlassung der Schweizer Armee, dem 
entlassenen Wehrmann die Waffe abzunehmen, ein wider-
rechtliches Verhalten im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Ver antwort-
lich keits gesetz (VG, SR 170.32). Im Gegensatz zur Vor instanz 
erachtete es die Rechtswidrigkeit und damit die grund-
sätzliche Haftung als gegeben. Der Regressanspruch der 
AHV beläuft sich auf 220 000 Franken (Bundesverwaltungs-
gericht, 8. Februar 2019, A-3025/17).

OPERATIVE KORREKTUR DER NASENSCHEIDENWAND 

FÜHRT ZU EINER HALBEN IV-RENTE Die Versicherte, 
die an einer chronischen Nasennebenhöhlenentzündung 
(Poly sinusitis) gelitten hatte, unterzog sich im Januar 1992 
im Kreisspital Oberengadin einer Operation. Bei der Ab tra-
gung der verdickten Schleimhaut der Nasenmuschel (Muco-
tomie) verletzte der operierende Chirurg durch mehrfaches 
Stanzen in die Augenhöhle den Sehnerv, wodurch Beweg-
lich keit und Funktion des rechten Auges auf Dauer ein-
schränkt blieben und – insbesondere bei Anstrengung – zu 
erheblich verstärkten Kopfschmerzen führten. Das Kantons-
gericht erachtete das Vorgehen des Chirurgen als nach-
weislich grob fahrlässig, sodass eine Haftung des Gemeinde-
kreises ge geben war und der IV-Regress in vollem Umfang 
von 740 000 Franken (inklusive eines erklecklichen Betrages 
für aufgelaufene Zinsen!) zugesprochen wurde (Kantonsge-
richt Graubünden, 19. Februar 2019, ZK2 16 55).

BERECHNUNG EINES VERSORGUNGSSCHADENS

LASTWAGEN ÜBERSIEHT 38-JÄHRIGE MUTTER UND 

ÜBERROLLT SIE TÖDLICH 2005 wurde eine rad fahrende 
38-jährige Mutter von einem nach rechts abbiegenden 
Last wagenlenker übersehen und von diesem überrollt. 
Sie starb noch auf der Unfallstelle und hinterliess einen 
38- jährigen Ehegatten und eine 8-jährige gemeinsame Toch-
ter. Das Gericht ermittelte den Versorgungsschaden zwei-
phasig, unterstellte tabellarische Versorgungsquoten und 
berück sichtigte das Nettoeinkommen zur Bestimmung des 
Erwerbsversorgungsausfalls. Die Berechnung des Haus halt-
ver sorgungsschadens wurde abstrakt mit SAKE-Tabellen 
und einem Stundenansatz von 29 Franken unter Einbezug 
zukünftiger Reallohnsteigerungen von jährlich einem Pro-
zent errechnet. Die Aufteilung des Haushaltversorgungs-
schadens erfolgte zu 33 Prozent an die Halbwaise und zu 

ausschliessend umschulen. Der sie mangelhaft anweisende 
Chemielehrer wurde wegen schwerer fahrlässiger Körper-
verletzung strafrechtlich verurteilt. Die Argumentation der 
Haftpflichtversicherung, wonach sein Verhalten nicht als 
grobfahrlässig zu qualifizieren war und deshalb aufgrund 
der Arbeitgeberprivilegsituation nicht zur Haftung der 
Oberstufengemeinde gereichen würde, fand bis vor Bundes-
gericht keinen Rechtsschutz. Der Regressanspruch der IV 
von 380 000 Franken wurde umfassend zugesprochen (BGer 
2C_1087/2013, 28. Juni 2014).

MOPED BEDRÄNGT MOTORRAD Der 25-jährige Ver-
sicherte bremste und stürzte mit seinem Motorrad, weil 
ihm ein knapp 15-jähriger Mopedfahrer aus einer vortritts-
be lasteten Neben strasse den Weg abgeschnitten hatte. Der 
Motorradlenker verletzte sich dabei erheblich am rechten 
Bein und bezog in der Folge neben einer ganzen IV-Rente 
vier Kinderrenten und eine Rente der obligatorischen 
Unfallversicherung. Da die Haftpflichtversicherung des 
Moped fahrers dessen Haftung nach Art. 41 OR kategorisch 
verneinte, klagten die Sozialversicherer ihre Forderungen 
gemeinsam beim Bezirksgericht ein. Während das Bezirks-
gericht die Haftungsquote noch bei 75 Prozent zulasten des 
Mopedfahrers angesetzt hatte, reduzierte das Kantonsge-
richt diese auf 55 Prozent, was seitens des Bundesgerich-
tes Rechtsschutz fand und der IV eine Regresssumme von 
535 000 Franken einbrachte. Während der Mopedfahrer mit 
seinem Verhalten die überwiegende Ursache des Unfalls 
gesetzt hatte, war nach Meinung des höchsten Gerichtes 
nicht zu beanstanden, dass die Vorinstanz die einem Motor-
rad innewohnende Betriebsgefahr höher gewichtet hatte als 
diejenige des Mopeds (BGer 4A_74/2016, 9. September 2016).

RENITENTER MIETER ERSCHIESST POLIZISTEN MIT 

ARMEE PISTOLE Ein seit 2006 psychisch auffälliger Mann 
war 2007 infolge gravierender Persönlichkeitsstörungen für 
militär dienst untauglich erklärt worden. Weil die Armee es 
in der Folge während Jahren unterlassen hatte, die sich im 
Eigentum der Eidgenossenschaft befindende Dienstwaffe 
einzuziehen, war diese noch immer im Besitz des Täters, als 
die Zwangsräumung seiner Mietwohnung anstand. Dieser 
erschoss einen Polizisten und verletzte einen anderen durch 
einen Streifschuss am Oberarm. Das Bundesverwaltungs-
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66 Prozent an den Witwer. Das Gericht hielt fest, dass die 
sachliche Kongruenz der AHV-Witwen- und Waisen renten 
sowohl zum Versorgungsschaden aus Erwerb als auch zum 
Schaden aus Haushaltsführung gegeben wäre. Die AHV 
obsiegte und konnte die Hinterlassenenrentenleistungen 
im Umfang von 185 000  Franken regressieren (= 94 % der 
re gressier baren Leistungen; Bezirksgericht Luzern, 12. März 
2013, 1A1 11 18 UZ55).

NATÜRLICHER UND ADÄQUATER KAUSALZUSAMMEN-

HANG, KONSTITUTIONELLE PRÄDISPOSITION(EN)

EIN OFFENSICHTLICH FEHLPLATZIERTER BLITZ -

ABLEITER Die Versicherte stolperte im Jahr 2001 auf einem 
Park platz über einen hervorstehenden, nicht fachmännisch 
verarbeiteten Blitzableiter. Aufgrund der beim Sturz er lit-
tenen Fraktur des vierten und fünften Mittel hand knochens 
litt sie an einem persistierenden Schmerz syndrom und 
bezog ab September 2002 eine ganze IV-Rente, die mittels 
gemischter Methode (Haushalt/Erwerb) berechnet  worden 
war. Die IV klagte Ende 2010 ihre Regressforderung gestützt 
auf Art. 58 OR ein, nachdem die Eigentümerin des Park-
platzes den natürlichen Kausalzusammenhang verneint und 
einen Schaden weitestgehend bestritten hatte. Im Rahmen 
des vor Bezirksgericht getroffenen Vergleichs zeigte sich 
die Beklagte schliesslich doch bereit, der IV 88 Prozent der 
regressier baren Leistungen und damit 200 000 Franken zu 
bezahlen (Vergleich vor Bezirksgericht Baden, 19. November 
2012).

BEHANDLUNG SPRÖDER LIPPEN FÜHRT ZU BLEI -

VERGIFTUNG Eine 67-jährige Versicherte behandelte 
ihre spröden Lippen mit der Wundheilsalbe Vulnosan. Ein 
Jahr nach der ersten Anwendung mussten die Symptome 
einer Bleivergiftung zwingend auf die Salbe zurückgeführt 
werden. Diese wies einen Bleigehalt von nicht weniger als 
13,4 Prozent(!) auf. Infolge kausaler Nerven lähmungen in bei-
den Armen, Verkümmerung der Handmuskeln und Finger-
lähmungen resultierte eine Pflegebedürftigkeit. Der Regress 
für die Hilflosen entschädigung mittleren  Grades der IV 
wurde, gestützt auf eine Haftung nach Produkte haft pflicht-
gesetz, richtigerweise gut geheissen, nachdem die Haft-
pflichtversicherung des Apothekers, der die Wundheilsalbe 
hergestellt hatte, die Pflegebedürftigkeit der Versicherten 

und den Schaden bestritten und ihr – in geradezu abstruser 
Manier – sogar ein Mitverschulden zu unterstellen versucht 
hatte. Es resultierte ein Regressertrag im Umfang der kau-
salen Gesamtleistungen von 115 000 Franken (Appellations-
gericht Basel-Stadt, 21. Mai 2013, AZ.2011.3).

KEIN HERZ DER HAFTPFLICHTVERSICHERUNG FÜR EINE 

GEGLÜCKTE EINGLIEDERUNG DER IV 1998 erlitt eine Ver-
sicherte eine Auffahrkollision und war aufgrund der Unfall-
folgen nicht mehr in der Lage, eine berufs begleitende Aus-
bildung zur Psychologin abzuschliessen. Für die erfolgreiche 
Eingliederung der IV wollte die Haftpflichtversicherung des 
PW-Halters dann nicht geradestehen, obschon sie der Ge schä-
digten zuvor im Direktschaden – dem unge deckten Scha-
densanteil nach Abzug der Sozialversicherungs leistungen – 
250 000 Franken bezahlt hatte. Nicht nur das Handelsgericht 
Zürich, sondern auch das Bundesgericht belehrten die 
Gegenseite abschliessend eines Besseren und sie musste der 
IV im Regress insgesamt mehr als 300 000 Franken erstatten 
(BGer 4A_275/2013, 30. Oktober 2013).

ANALFISTELOPERATION FÜHRT ZU DURCHTRENNTEM 

SCHLIESSMUSKEL Bereits 1977 war der Versicherte zwei-
mal wegen einer Analfistel operiert worden. Eine weitere, 
kontra indizierte Operation im Jahre 1994 misslang, weil 
dabei der innere Schliessmuskel durchtrennt wurde. Die 
dadurch verursachte Inkontinenz führte 1996 zur Invali dität 
des Mannes. Unter Ausschluss des Rentenschaden regresses 
sprach das Bundesgericht der IV rund 80 Prozent des ein ge-
klagten Regressbetrages zu (BGer 4A_404/2013, 29. Januar 
2014). Dies war folgerichtig, hatte es dem Geschädigten 
doch unter Anrechnung der IV-Leistungen bereits 2007 
250 000 Franken zugesprochen gehabt (BGer 4A_273/2007, 
31. Oktober 2007).

FRIVOLES LEBEN EINES RENTNERS KOSTET DIE IV 

DEN REGRESS Der Versicherte erlitt 1997 im Alter von 
38 Jahren aufgrund eines Auffahrunfalles eine Halswirbel-
säulen distorsion. Weil die IV ihm eine ganze Rente zu er-
kannt hatte und auch die UVG-Versicherung höchst richter-
lich zur vollen Rentenleistung verpflichtet worden war, 
musste der IV-Regress dreizehn Jahre später gerichtlich ein-
geklagt werden. Die Observation des Versicherten, welche 
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4A_483/2012, 7. März 2013 und 4A_51/2014, 27. August 2014) – 
der zweite Entscheid war nota bene auf eine Willkür rüge 
infolge  falscher Anwendung kantonalen Rechts erfolgt – 
liess sich der IV-Regress gegenüber der haftpflichtigen 
Spital region und der Haftpflichtversicherung des vormali-
gen Rechtsvertreters der IV mit einer Summe von insgesamt 
2,765 Mio.Franken erfolgreich erledigen (Vergleiche vom 
19./22. Juni 2015 mit der Spitalregion und vom 26./27. April 
2016 mit der Haftpflichtversicherung des Rechtsvertreters).

PRÄDISPONIERTE WALLISERIN ERLEIDET EINEN 

 AUFFAHRUNFALL Eine alleinerziehende Mutter zweier 
 Kinder erlitt im Januar 2001 einen Auffahrunfall, der zu 
einem cervico cephalen Syndrom (Kopfschmerzen sowie 
anderen Beschwerden im Kopfbereich) und zu einer 
Anpassungs störung führte. Sie konnte ihre Arbeitstätig-
keit als unge lernte Kellnerin, als Reinigerin, als Coiffeuse 
und als Büro angestellte deshalb nicht mehr ausüben. Die IV 
machte Regress forderungen für die der Frau ausgerichtete 
be fristete Rente, für Tag gelder und für Umschulungs kosten 
 geltend, da es gelungen war, die Versicherte von Juni 2003 
bis August 2005 im kaufmännischen Bereich erfolgreich 
wiedereinzugliedern. Obschon die Haftpflichtversicherung 
des Unfallverursachers die Geschädigte mit einer Pauschale 
von 130 000 Franken entschädigt hatte und die finale Teil-
zahlung im Jahre 2006 erfolgt war, bestritt sie gegenüber 
der IV den natürlichen Kausalzusammenhang zwischen dem 
Unfall und den geklagten Beschwerden. Die im Februar 2012 
beim Bezirksgericht Zürich eingeklagte Regress forderung 
endete 2016 nach zweimaligem Obsiegen vor Bundesgericht 
(Rückweisung infolge Befangenheit einer Richterin mit 
Urteil 4A_62/2014 vom 20. Mai 2014 und Rückweisung zur 
Abnahme eines Beweises mit Urteil 4A_588/2014 vom 6. Juli 
2015) durch ein Urteil des Bezirksgerichts Zürich  negativ. 
Obschon das Gericht abschliessend feststellte, dass das medi-
zinische Gutachten den Beweis des natürlichen und adä-
quaten Kausalzusammenhangs bewiesen hätte, wies es die 
Klage mit der Begründung ab, dass die IV den tatsächlichen 
Verdienstausfall nicht hätte nachweisen können (Bezirks-
gericht Zürich, 23. Juni 2016, CG150146-L/U).

VERSICHERUNG VERSUCHT (ERFOLGLOS) ZINSEN ZU 

SPAREN Ein 29-jähriger Versicherter erlitt 1993 als selbst-

die Haftpflichtversicherung während des hängigen Gerichts-
prozesses veranlasst hatte, förderten ein für die IV wenig 
favorables Bild zutage: Der Versicherte hatte einen ge regel-
ten Tagesablauf, charakterisierte sich vorweg durch wieder-
kehrende Nachtclubbesuche und zeigte  während der an 
16 Tagen durchgeführten Überwachung keinerlei körper-
liche Einschränkungen. Mangels hinreichenden Nach-
weises der natürlichen Kausalität von ereignis kausalen, 
be strittenen Dauer beschwerden sah sich die IV ge zwun-
gen, das Prozess risiko mit einem symbolischen Betrag von 
20 000 Franken auszukaufen (Vergleich vor Obergericht 
Zürich, 28. Mai 2014).

ALS SCHLEUDERTR AUMATA NOCH RENTEN -

LEISTUNGEN AUSLÖSTEN Die Versicherte hatte 
im August 1999 bei einem heftigen Auffahrunfall ein 
Halswirbel säulen distorsionstrauma erlitten und bezog – hie-
rauf zurückgehend – eine halbe IV- und drei Kinderrenten. 
Die IV klagte ihre Regress forderung 2008 beim Bezirksge-
richt Baden ein, nachdem die Motorfahrzeughaftpflichtver-
sicherung des Unfallverursachers die adäquate Kausalität 
bestritten und geltend gemacht hatte, dass die vor dem 
Unfall prä existie renden Beschwerden bei der Schadenersatz-
bemessung zu berücksichtigen wären. Die Gerichte folgten 
diesem Ansatz nicht, bejahten den adäquaten Kausalzusam-
menhang und verneinten sowohl ein Selbstverschulden der 
Geschädigten als auch das Vorliegen einer konstitutionellen 
Prä disposition. Die IV obsiegte vollumfänglich und bekam 
inklusive Zinsen im Regress 480 000 Franken zugesprochen 
(Obergericht des Kantons Aargau, 2. Juli 2014, OZ.2013.8/CG).

MEDIZINISCH INDIZIERTE, ABER VERGESSENE  SECTIO 

FÜHRT ZU MILLIONENSCHADEN Trotz entsprechen-
der Vorbefunde und des erhöhten Einsatzes von Wehen-
mitteln ordnete der Gynäkologe fälschlicherweise eine 
normale Geburt an. Sowohl die ärztliche Verletzung der 
Sorgfaltspflicht als auch die Kausalität zwischen dem Feh-
ler und der initialen Schädigung des Neugeborenen waren 
unbestritten. Die Haftpflichtversicherung der Spital region 
versuchte, sich mit unhaltbaren Darlegungen zum hypo-
thetischen (Ohnehin-)Kausalverlauf und mit formellen 
Verwirkungs einwendungen aus der Verantwortung zu steh-
len. Nach zweimaligem Obsiegen vor Bundesgericht (BGer 
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ständiger Schreiner einen Arbeitsunfall, als er aufgrund 
eines mangelhaften Gerüst brettes vier Meter in die Tiefe 
stürzte. Fortan querschnittgelähmt, konnte er infolge erfolg-
reicher Umschulung der IV ab 1998 wieder ein halbes Erwerb-
spensum ausüben. Nachdem die Haftpflicht ver sicherung 
der Gerüst herstellerin schon im Direktschaden einen Pro-
zess erfolglos bis vor Bundesgericht geführt hatte, ver-
suchte sie, auch gegenüber der IV Schadenersatz leistungen 
einzusparen, indem sie die Verhandlungen mut willig verzö-
gerte und rechtsmissbräuchlich argumentierte. Die kanto-
nalen Gerichtsinstanzen konnten der Argumenta tionslinie 
der Haftpflichtversicherung jedoch nicht folgen und spra-
chen der IV den restanzlich geschuldeten Regress betrag von 
325 000 Franken zu, worin der Amortisations beitrag für den 
behindertengerecht ausgestatteten Personen wagen, die Hilf-
losenentschädigung leichten Grades und die aufge laufenen 
Zinsen eingeschlossen waren (Urteil des Ober gerichtes AR 
vom 6. Dezember 2016, O1Z 16 3).

MASSIVER AUFPRALL EINES LASTWAGENS INS HECK 

EINES PERSONENWAGENS Die 38-jährige Versicherte 
erlitt 1998 einen heftigen Auffahrunfall, als sie aufgrund 
eines verengten Fahrstreifens auf der Autobahn abbrem-
sen musste und ein Lastwagen mit einem Geschwindigkeits-
unterschied von 25 bis 33 km/h auf ihr Auto auffuhr und 
dabei u. a. einen massiven Heckschaden verursachte. Auf-
grund persistierender lumbo vertebraler und resi dualer 
cervico vertebraler Beschwerden erhielt die Versicherte 
eine IV-Rente bei einer Arbeitsunfähigkeit von 50 Prozent. 
Für den renommierten Gutachter waren die geschilderten 
Beschwerden aus biomechanischer Sicht erklärbar. Die von 
der Haftpflichtversicherung ins Feld geführte, auf zwei 
Jahre begrenzte Limitierung der natürlichen Kausalität (ex 
post) erachtete das Gericht als nicht nachvollziehbar. Auf-
grund divergierender Schadensannahmen konnte der Fall 
abschliessend mit einem Regressanteil von 66 Prozent und 
einem Betrag von 140 000 Franken erfolgreich ausgekauft 
werden (Vergleich vor Handelsgericht Zürich, 28. Februar 
2017). 
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Digitaler Regress der AHV und IV

Peter Beck, Bundesamt für Sozialversicherungen

Die Bearbeitung der Regresse von AHV und IV soll digitalisiert werden. Einige hängige Ge-

setzesrevisionen sehen den grenzüberschreitenden elektronischen Datenaustausch sowie die 

Vereinheitlichung der IT-Struktur in der 1. Säule vor. Mit der Digitalisierung der AHV-/IV-Re-

gresse sollen die Abläufe transparent,  effizient und medienbruchfrei gestaltet werden.

Die Regressbearbeitung der AHV und der IV erfolgt momen-
tan noch weitgehend papiergestützt und wenig digita lisiert. 
Der hauptsächliche Datenträger ist das Papierdossier. For-
mulare und Briefe werden per Post oder per Mailsystem 
unter den am Regress beteiligten Stellen ausgetauscht und 
Zahlungen bzw. Verbuchungen erfolgen im Einzel fall von 
Hand. Statistischen Erhebungen zum Regress der AHV und 
IV zufolge werden pro Jahr zwischen den Regress beteiligten 
rund 11 000 Dossiers (auf Papier oder CD), rund 80 000 For-
mulare sowie Briefe (per E-Mail oder per Post) und rund 
4500  Leonardo-Dateien (mehrheitlich per E-Mail) aus-
getauscht (Leonardo ist eine Java-basierte Software zur 
Berechnung von Personenschäden der Leonardo Productions 

AG, Eglisau). Die genannten Zahlen sind im Rahmen des Pro-
jekts «Datenaustausch Regress» erhoben worden. Das  Projekt 
steht unter der Federführung des Vereins eAHV/IV mit Ver-
tretungen des Schweizerischen Versicherungsverbandes 

Die Regressbearbeitung 
erfolgt noch weitgehend 
papiergestützt.
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(SVV), der Suva und des Bundesamts für Sozialversicherun-
gen (BSV).

Dieses beeindruckende Mengengerüst liefert einen 
Grund dafür, dass die Regressakteure der AHV/IV und der 
Suva sich in den letzten Jahren intensiv mit Digitalisierungs-
fragen auseinandergesetzt haben. Auch wenn das Regress-
geschäft allgemein stark geschrumpft ist, müssen Inves-
titionen getätigt werden, um die Abläufe medienbruchfrei, 
transparent und effizient gestalten zu können. So sind 
unter den Akteuren v. a. fristengesteuerte und verbind-
liche Geschäftsprozesse zu schaffen. Dies soll die Einzelfall-
bearbeitung generell verkürzen und früh Klarheit  darüber 
schaffen, ob eine Regressforderung zu verfolgen ist. Medien-
brüche sind Fehler quellen und sehr aufwändig in der 
 Bearbeitung, wenn die relevanten Daten in verschiedenen 
Applikationen oder auf Paper vorhanden sind und oftmals 
von Hand in eine andere Applikation übertragen  werden 
müssen.

Die Bestrebungen zur Automatisierung der Regress-
bearbeitung von AHV und IV hängen auch mit verschie-
denen Gesetzesrevisionen in der 1. Säule zusammen. So 
 sollen im Rahmen der sich derzeit im Parlament befind lichen 
1. ATSG-Revision die gesetzlichen Grundlagen zum gren-
züberschreitenden elektronischen Austausch von Sozial-
versicherungsdaten im europäischen Raum geschaffen 
werden. Im Rahmen des Gesetzgebungsprojektes «Moder-
nisierung der Aufsicht» wird der Bundesrat zudem gesetz-
liche Grund lagen für eine harmonisierte IT-Strategie und 
Unternehmens architektur in der 1. Säule vorschlagen. 

In der Folge werden einige Schlaglichter auf die Digitali-
sierungsbemühungen und -vorhaben des Regresses AHV/IV 
geworfen. 

E-REGRESS UND LEONARDO Begonnen hat die Automa-
tisierung im Regress der AHV und IV mit der schweizweiten 
Einführung von Leonardo im Jahre 2002. Mit eRegress FaVe 
(kurz für Fallverwaltung, im Folgenden eRegress genannt) 
ging das BSV einen Schritt  weiter und wollte mit neu zu 
 bauenden oder einzukaufenden modernen IT- Applikationen 
eine einheitliche elektronische Fallverwaltung mit integ-
rierter Regressberechnung schaffen. Das BSV realisierte 
die Komponente Fallverwaltung in Zusammenarbeit mit 
dem BIT. Die Rechenkomponente wurde dem Programm 

 Leonardo entnommen und in die Fall verwaltung integriert. 
Mit dem so zusammengesetzten eRegress konnte das BSV 
be stehende Applikationen wie das DDV (Datei-Dossier ver-
waltung) sowie die für Regressforderungsberechnungen 
gebrauchte Natural-/Adabas- Anwendung des BIT und einen 
im BSV laufenden Rechner für die Kapitalisierung von Hilfs-
mitteln per 2008 ablösen. 

Bis 2013 wurde eRegress in den Regressdiensten Bern, 
Basel, Zürich und Waadt eingeführt. Dadurch konnte das 
entwicklungs- und systemkritische DDV bei allen Usern ab-
geschaltet werden. Zudem erhielt der Finanzdienst der Zen-
tralen Ausgleichsstelle (ZAS) einen Zugriff auf eRegress, was 
die An- und Abmeldungen (Papierdokumente) obsolet wur-
den liess. Die Projektziele wurden allerdings nur zur Hälfte 
erreicht. Die Einführung von eRegress in den zuständigen 
Diensten von St. Gallen, Nidwalden, Tessin und Wallis wurde 
ausgesetzt. Es hatte sich herausgestellt, dass die Anwendung 
u. a. nicht optimal die Aktenführung und -aufbewahrung 
ermöglichte, störungs anfällige Zusatzkomponenten aufwies 
und nicht sehr performant war.

Das Softwareprodukt Leonardo wurde in den letzten 
sechzehn Jahren vom Hersteller funktionell stark weiter-
entwickelt. Nebst diversen neuen Tools für die Schaden-
berechnung (u. a. Hilfsrechner für Rentenschaden, Haus halt-
schaden und Versorgungsschaden) wurde insbesondere die 
Berechnung von Sozialversicherungsleistungen der Zweige 
AHV/IV, Unfallversicherung (UV) und der beruflichen Vor-
sorge (BV) entwickelt und integriert. Zudem wurde die Dar -
stellung der Direkt- und Regressansprüche verbessert und 
das Programm wurde immer wieder auch an die veränder-
ten recht lichen und technischen Rahmenbedingungen 
angepasst. Als bedeutende Innovation ist auch die tagge-

Die Digitalisierung des 
Regresses begann 2002 
mit der Einführung von 
Leonardo.
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 – Sumex II enthält die Rechnungsdaten, die den ver-
schiedenen IV-Massnahmen zugrunde liegen. Diese sind 
integrativer, medizinischer, beruflicher und schulischer 
Art. Hinzukommen die Assistenzbeiträge, Abklärungs-
massnahmen und die Hilfsmittel (auch für die AHV). Die 
ZAS implementierte ein Tool, das es ermöglicht, die von 
der AHV/IV zugunsten einer versicherten Person be-
zahlten Rechnungsbeträge pro Leistungsart und für  eine 
definierte Zeitperiode auszuweisen und zusammen zu-
zählen.

 – Analog programmierte die ZAS ein Tool, das die Renten-
daten aus dem Rentenregister, die für die Anwender in 
 «TeleZas3» einsehbar sind, in der vom Regress benötigten 
Art aufbereitet. 

 – Die Taggelder, die die IV während einer beruflichen Mass-
nahme bezahlt, können ebenfalls regresskonform aus der 
Datensammlung sämtlicher Taggeldleistungen extrahiert 
 werden. 

Der Suchlauf der Regressdaten im DWH wird aus  Leonardo 
mittels Eingabe der Sozialversicherungsnummer der versi-
cherten Person gestartet und via Sedex (Secure Data Exch-
ange: eine Dienstleistung des Bundes amts für Statistik, 
BFS) zur ZAS transferiert. Die aus dem DHW extrahierten 
Regressdaten werden ebenfalls via Sedex zum BSV übermit-
telt und automatisch in die richtigen  Rubriken von Leonardo 
eingelesen.

Leider müssen die Regressdaten der AHV und IV bei eini-
gen Regressdiensten immer noch von Hand aus den  Registern 
und Verfügungen in Leonardo eingetragen  werden. Das BSV 
beabsichtigt daher in diesem Jahr, sämtliche Regressdienste 
mit der Schnittstelle Vertigo auszurüsten.

DATENAUSTAUSCH REGRESS MIT SEDEX Das Tool des 
BFS ist für den sicheren asynchronen Datenaustausch zwi-
schen den Beteiligten konzipiert. In spezifischen Fällen 
kann auch ein synchroner Datenaustausch erfolgen. Sedex 
fungiert als Postbote und ist vergleichbar mit einem einge-
schriebenen Brief. Das Registerharmonisierungsgesetz (SR 
431.02) bildet die gesetzliche Grundlage für seinen Betrieb. 

Nach einer entsprechenden Voranalyse aus dem Jahre 
2016 wurde Mitte 2017 das Projekt Datenaustausch Regress 
(DA-Regress) mit dem Ziel gestartet, den Austausch von 
 Dossiers und Einzeldokumenten im Regressverfahren der 

naue Kapitali sierung einer Rentenleistung (Kapitalisierung 
= Umrechnung einer regelmässigen Renten leistung auf den 
gegen wärtigen Kapital wert, d. h. Diskontierung von in der 
Zukunft liegenden Zinserträgen auf den Berechnungszeit-
punkt) hervor zu heben. Diese war in einem ersten Schritt 
von den Mathema tikern des BSV vorbereitet und schliesslich 
von den Aktuaren der Suva, der Versicherungsgesellschaft 
Zürich und der Versicherung AXA geprüft worden. 

Die auch für den Regress positiven Entwicklungen von 
Leonardo führten dazu, dass die Benutzer die Regress-
forderungen mit der Zeit immer mehr mit Leonardo als mit 
 eRegress des BSV berechneten. Ende 2017 deaktivierte das 
BIT denn auch auf Geheiss des BSV den Rechenteil und ent-
fernte ihn aus eRegress.

Leonardo ist heute weit verbreitet und gilt als Standard 
für die Berechnung von Personenschäden. Die Software wird 
von Anwälten, Gerichten, der Suva, dem BSV und von sämt-
lichen privaten Versicherungsunternehmen im Bereich der 
Haftpflichtversicherung und des UVG eingesetzt. Sie bildet 
immer häufiger die Grundlage für prozessuale Vergleichs-
verhandlungen und Urteile. Das Bundesgericht hat unlängst 
Leonardo als eine Software auf wissenschaftlicher Grund-
lage eingestuft. Viele Akteure, v. a. die Suva und das BSV, 
erfassen und dokumentieren gemeinsame Fälle mit Leo-
nardo, da die Software nicht nur die Berechnung, sondern 
auch die Fallverwaltung unterstützt. Die Suva/Militärver-
sicherung (MV) macht gemäss Art. 14 Abs. 2 ATSV in den 
gemeinsamen Fällen mit AHV/IV auch deren Rückgriffsfor-
derungen geltend. Einzelne Privatversicherer berechnen 
mit der Software ihre Rückstellungen und setzen sie für das 
Controlling ein. 

SCHNITTSTELLE VERTIGO Bei der Suva und dem BSV 
 existieren Schnittstellen zu eigenen Applikationen, die 
es ermöglichen, die Leistungsdaten automatisiert in die 
Regresswertberechnung von Leonardo zu übernehmen. Das 
hat die Suva mit ihren zentralisierten IT-Systemen bereits 
2004 realisiert. Das BSV hingegen kann mit der Schnitt stelle 
Vertigo erst seit 2017 die relevanten Regressdaten aus dem 
Data Ware House (DWH) der ZAS extrahieren. Dabei musste 
die ZAS zuerst das DWH, das v. a. statistischen Zwecken 
dient, für die Regressan fragen nutzbar machen. Das DWH 
der ZAS besteht aus drei  Applikationen: 
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AHV und IV zwischen den Beteiligten (Ausgleichskassen, 
IV-Stellen, Regressdiensten, BSV, ZAS, Suva und Privat-
assekuranz) elektronisch via Sedex abzuwickeln. Dies 
geschah, nachdem der Datenaustausch zwischen der IV und 
der UV im Rahmen des Leistungsverfahrens erfolgreich mit 
Sedex  installiert werden konnte. Bis Ende April 2018 erstellte 
das Projektteam des DA-Regress eine Meldungsspezifikation, 
die den Datenaustausch im Detail beschreibt. Weil die Pro-
jektbeteiligten zeitlich unterschiedlich am Sedex-Daten-
austausch mitwirken können, wird das Projekt nun in zwei 
Teilprojekten «IV – Suva» und «Weitere Parteien» weiter-
bearbeitet. Aktuell werden die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, um die für die Bearbeitung der gemeinsamen 
Fälle zwischen IV-Stellen und Suva notwendigen Regress-
dokumente mittels Sedex austauschen zu können. 

Anfang 2018 wurde das Projekt auf die  Übermittlung von 
Leonardo-Dateien mittels Sedex aus gedehnt. Dabei soll die 
Leonardo-Datei nicht in eine strukturierte Sedex-Meldung 
konvertiert, sondern als Anhang einer Sedex-Meldung mit-
geschickt werden. Aktuell überprüft die Privatassekuranz 
die Anbindung einzelner Gesellschaften an Sedex und hegt 
dabei zusammen mit der Suva und dem BSV den Wunsch, 
möglichst bald Leonardo-Dateien austauschen zu können.

E-REGRESS ALS REGRESSFALLVERWALTUNGS-

SYSTEM Das vom BSV zur Ablösung des Altsystems gestar-
tete Projekt «E-Regress neu» befindet sich zurzeit in der 
WTO-Aus schreibung. Das geplante System wird voraussicht-
lich erst ab Ende 2021 in der Lage sein, das alte voll ständig 
zu ersetzen.

Das künftige System unterstützt eine elektronische, 
 möglichst papierlose Fallbearbeitung. Korrespondenz oder 
 Dossiers in Papierform werden eingescannt. Der Daten aus-
tausch zwischen den am Regress beteiligten Stellen und mit 
externen Partnern wie Haftpflichtversicherungen erfolgt 
optimalerweise elektronisch und möglichst standardi-
siert mittels Sedex. Der Datenaustausch ist nachvollziehbar 
und wird im Sinne guter Governance protokolliert. Durch 
Export- und Importfunktionalität geschieht der Austausch 
medienbruchfrei. Regressdienste, BSV, IV-Stellen und Aus-
gleichskassen wickeln den Regress durch die Harmoni sie-
rung der Prozesse und der Berechnungsart einheitlich ab. 
Die Berechnung der Regressforderungen erfolgt ausschliess-

lich mit Leonardo und Vertigo. Es wird darauf verzichtet, 
die Berechnung selbst zu implementieren. Dies führt zu 
 Synergien, Kosteneffizienz und einer guten Basis für den 
Austausch der Ergebnisse. Das System wird mittels Techno-
logien entwickelt, die dem neusten technischen Stand ent-
sprechen und mit vertretbarem Aufwand eine Weiterent-
wicklung und Migration erlauben. Das System ermöglicht 
einen fachlichen Austausch zwischen den Regressdiensten 
und dem BSV. 

Weil das Regressgeschäft viele verschiedene Akteure mit 
unterschiedlichen IT-Systemen umfasst, kann die Digitali-
sierung nur in Schritten erfolgen. Eine einheitliche elektro-
nische Regressforderungsberechnung hat sich inzwischen 
durchgesetzt. Auch der elektronische Datenaustausch wird 
bald möglich sein, sodass dem papierlosen Arbeiten in ab -
sehbarer Zeit nichts mehr im Wege steht. 
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Peter Beck, Bundesamt für Sozialversicherungen

Leitentscheide des Bundesgerichts 
zum Regress

Das Bundesgericht fällt selten wegweisende Urteile zum Regress. Das Jahr 2018 war eine Aus-

nahme: Drei Urteile, zwei davon amtlich publiziert, läuteten  wichtige Praxisänderungen ein. 

In der Folge werden sie kurz zusammengefasst.

GEÄNDERTE BERECHNUNG DES QUOTENVORRECHTS 

BEI GENUGTUUNG Die unter psychischen Beschwer-
den leidende A. geriet in eine tätliche Auseinanderset-
zung mit gesundheitsschädigenden Folgen (u. a. Bruch 
eines Lenden wirbels). Sie wurde arbeitsunfähig. Der Täter 
wurde wegen fahrlässiger schwerer Körperverletzung 
strafrecht lich rechtskräftig verurteilt. Die obligatori-
sche Unfall ver sicherung entrichtete A. eine Integritätsent-
schädigung (IE) von 31 500 Franken und nahm Regress auf 
den Täter. Die haftpflichtrechtliche Genugtuung betrug 
63 000 Franken und wurde aufgrund der unfallfremden 
psychischen Beschwerden um 20 Prozent gekürzt. Gemäss 
Bundes gericht liege im Streit, ob die geschädigte A. oder 
die obliga torische Unfallversicherung auf dem Regress-

weg die Kürzung von 20 Prozent tragen müsse. Träfe eine 
IE mit einer Genug tuung zusammen, herrschte BGE 123 
III 306 zufolge eine eigene Quotenvorrechtsberechnung 
(abge schwächtes Ver teilungsvorrecht). Eine solche sei eben-
falls in BGE 4C 152/1997 vom 25. März 1998 zur Anwendung 
gelangt. Diese Berechnung könne wohl bei einem Selbstver-
schulden Anwendung finden, doch dürfe in casu das Quo-
tenvorrecht gemäss Art. 73 Abs. 1 ATSG der geschädigten A. 
nicht vorenthalten bleiben. Diese könne die Differenz zwi-
schen der haftpflicht rechtlichen und ungekürzten Genug-
tuung von 63 000 Franken beanspruchen, abzüglich der 
IE von 31 500 Franken. Dies ergebe 31 500 Franken (Direkt-
anspruch). Die Differenz  zwischen der gekürzten Genug-
tuung von 50 000 Franken und dem Direktanspruch der 
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geschädigten A. von 31 500 Franken ergebe 18 500 Franken. 
Diese stelle das Regresssubstrat des obligatorischen Unfall-
versicherers dar. 

Urteil des Bundesgerichts 4A_631/2017 vom 24. April 2018: 
www.bger.ch > Rechtsprechung > Weitere Urteile ab 2000 

Urteil des Bundesgerichts 4C 152/1997 vom 25. März 1998: 
www.bger.ch > Rechtsprechung > Weitere Urteile ab 2000 

Leitentscheid des Bundesgerichts BGE 123 III 306: www.bger.ch  
> Rechtsprechung > Leitentscheide

INTEGRALES REGRESSRECHT DES SCHADEN -

VERSICHERERS Die ältere Passagierin A. (Jahrgang 1928) 
stürzte in einem Bus eines Regionalbetriebes, als dieser 
 ruppig bei einer Haltestelle anfuhr. Sie erlitt einen Kom-
pressionsbruch des dritten Lendenwirbels und musste des-
halb hospitalisiert und rehabilitiert werden. Zusätzlich 
zur obligatorischen Grundversicherung zahlte die Zusatz-
versicherung nach dem Bundesgesetz über den Versiche-
rungsvertrag (VVG) rund 33 000 Franken für halbprivate 
Zusatzleistungen. Die Zusatzversicherung liess sich in der 
Folge die Ansprüche der geschädigten A. abtreten und 
klagte gegen die Haftpflichtversicherung des Regional-
betriebes. Die erste Instanz wies die Klage ab und liess den 
Regress gegen die aus Kausalhaftung Ersatzpflichtige in 
Befolgung der Bundesgerichtspraxis (BGE 137 III 352) nicht 
zu. Das von der privaten Versicherung angerufene Bundes-
gericht erachtete die Voraussetzungen für eine Praxis-
änderung als erfüllt. Dem Versicherer den Rückgriff auf 
einen Kausalhaftpflich tigen zu verwehren führe zu einer 
 falschen Kosten verteilung, weil der Ersatz von Schäden die 
vertrag liche Gegenleistung zum Einkassieren der Prämien 
sei. Diese würden nicht bezahlt, um Kausalhaftpflichtige zu 
entlasten. Zu beachten sei, dass sich die Verhältnisse im Laufe 
der Zeit geändert haben: Zahlreiche Gefährdungshaftungen 
seien gesetzlich normiert worden und den Versicherungsträ-
gern sei im Sozialversicherungsrecht vom Gesetz (Art. 72 ff. 
ATSG) ein integrales Regressrecht gewährt worden. Darü-
ber hinaus beabsichtige der Gesetzgeber eine Änderung des 
VVG, wonach die Subrogation weitestgehend derjenigen der 
Sozial ver sicherer entspreche. Im konkreten Fall bedeute die 

Praxisänderung, dass der Zusatzversicherung, gestützt auf 
Art. 72 Abs. 1 VVG, ein Regressrecht gegen den Regionalbe-
trieb bzw. deren Haftpflichtversicherung einzuräumen sei. 

Leitentscheid des Bundesgerichts BGE 137 III 352: www.bger.ch 
> Rechtsprechung > Leitentscheide

Leitentscheid des Bundesgerichts BGE 144 III 209: www.bger.ch 
> Rechtsprechung > Leitentscheide

RS 830.1 Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil 
des Sozialversicherungsrechts (ATSG): www.admin.ch > Bundesrecht 
> Systematische Rechtssammlung

RS 221.229.1 Bundesgesetz vom 2. April 1908 über den Versicherungs-
vertrag (Versicherungsvertragsgesetz, VVG): www.admin.ch > Bundes-
recht > Systematische Rechtssammlung

REGRESSFORDERUNG GEGEN EINEN NICHTPRIVI-

LEGIERTEN UND SOLIDARISCH MITHAFTENDEN Die 
Baufirma K. AG war beauftragt, die Kanalisationsleitungen 
und die Schächte in der Hauptstrasse in Einsiedeln zu sanie-
ren und abzudichten. Am Unfalltag Anfang September 2004 
waren die Arbeiten an der Kanalisationsleitung, die wieder 
in Betrieb war, abgeschlossen. Arbeiter J. der K. AG war mit 
Abdichtungsarbeiten in einem neuen Schacht beschäftigt 
und rauchte eine Zigarette, als sich ein im Schacht befindli-
ches Gas entzündete und seinen Oberkörper und die Haare 
in Brand setzte. J. konnte aus eigener Kraft und mit Hilfe 
eines Arbeitskollegen aus dem Schacht steigen, wo das Feuer 
an seinem Körper gelöscht wurde. Gleichzeitig kam es zu 
einer Gasexplosion oder Gasverpuffung. Gemäss einem von 
der Suva eingeholten Gutachten des Technischen Inspek-
torats des Schweizerischen Gasfaches (TISG) vom April 2005 
entstammte das Brenngas (Propangas) aus dem Leck einer 
Leitung des Gaswerks Erdgas Einsiedeln AG. J. erlitt beim 
Unfall Brandverletzungen, die in der Folge gut abheilten. Aus 
den psychischen Beschwerden, die sich danach entwickelten 
(posttraumatische Belastungsstörung, PTBS), ergab sich eine 
volle Erwerbsunfähigkeit, die umstritten ist. Die Suva, die IV 
und die AHV richteten J. gegenüber Leistungen aus bzw. wer-
den solche noch ausrichten. Gestützt auf das Rohrleitungsge-
setz (RLG), klagten Suva, IV und AHV (Regressklägerinnen) 
gegen die Haftpflichtversicherung des Gaswerks Regressfor-
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Leitentscheid des Bundesgerichts BGE 144 III 319: www.bger.ch 
> Rechtsprechung > Leitentscheide

Leitentscheid des Bundesgerichts BGE 143 III 79: www.bger.ch 
> Rechtsprechung > Leitentscheide

RS 220 Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen 
Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht) vom 30. März 1911 
(Stand am 1. April 2017): www.admin.ch > Bundesrecht > Systematische 
Rechtssammlung

RS 746.1 Bundesgesetz über Rohrleitungsanlagen zur Beförderung 
 flüssiger oder gasförmiger Brenn- oder Treibstoffe (Rohrleitungsgesetz, 
RLG) vom 4. Oktober 1963 (Stand am 1. Januar 2018): www.admin.ch 
> Systematische Rechtssammlung > Landesrecht

derungen im Umfang von 1,3 Millionen Franken ein. Das Han-
delsgericht Zürich schützte die Klage im Umfang von etwas 
mehr als einer Million Franken. Daraufhin gelangten beide 
Parteien mit Beschwerde vor das Bundes gericht, das mit 
Urteil 4A_301/2016 und 4A_311/2016 vom 15. Dezember 2016 
(BGE 143 III 79) das handelsgerichtliche Erkenntnis aufhob 
und zurückwies. Im Wesentlichen lautete die Begründung 
der Rückweisung wie folgt: Es erscheine wertungsgemäss 
gerechtfertigt, dass der nicht privilegierte Haftpflichtige 
(Gaswerk) dem Sozialversicherer gegenüber nur in dem 
Masse hafte, wie er im internen Verhältnis mit dem Arbeit-
geber (K. AG) den Schaden tragen müsste, wenn kein Regres-
sprivileg bestünde und demzufolge zwischen ihnen der 
interne Regress zwischen Solidar schuldnern  spielen würde. 
Das Handelsgericht Zürich wies mit Urteil vom 3. Juli 2017 
die Regressklage ab mit der Begründung, gemäss Art. 51 
Abs. 2 OR (Regresstreppe) hafte die Arbeit geberin (K. AG) 
aus Vertrag vor dem aus RLG  haftenden  Gaswerk (rein kau-
sal Haftende ohne zusätzliches Ver schulden). Die von diesem 
intern im Verhältnis zur Arbeit geberin zu tragende Quote 
betrage daher null Prozent. Die Regressklägerinnen erho-
ben Beschwerde vor Bundesgericht. Zu entscheiden sei die 
Situation, wie im Sinne von Art. 51 Abs. 2 OR (der kraft Ver-
weisung von Art. 34 RLG zur An wendung gelange) der Scha-
den zwischen dem Betreiber einer Rohrleitung, den kein 
Verschulden treffe, und einem Dritten, der leichtfahrlässig 
gehandelt habe, aufzuteilen sei. Die Lösung der Vorinstanz 
sei zu einfach. Denn aufgrund der Materialien zum RLG sei 
davon auszugehen, dass ein  Haftungs anteil beim Betreiber 
der Rohrleitung verbleibe, wenn ein betriebstechnisches 
Risiko zum Unfall beigetragen habe, auch wenn dieser Haf-
tung aus Gesetz eine Haftung aus Vertrag gegenüberstehen 
würde. Das vertragswidrige Verhalten des Arbeitgebers habe 
lediglich die Gefahrenverwirklichung ausgelöst. Einem der-
artigen Zusammenspiel entsprechend sei in Abweichung der 
starren Stufenfolge von Art. 51 Abs. 2 OR der Schaden hälftig 
zwischen der Haftpflichtversicherung und dem Arbeitgeber 
aufzuteilen. 

Peter Beck
Anwalt, Leiter Bereich Regress AHV/IV, BSV.
peter.beck@bsv.admin.ch
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Die zentralen gesamtstaatlichen Akteure der beruflichen und sozialen Integration koordi-

nieren ihre Aktivitäten über die nationalen Gremien der interinstitutionellen Zusammen-

arbeit (IIZ). In Anknüpfung an frühere Artikel über die IIZ in der CHSS ruft dieser Beitrag – 

als erster einer neuen Serie – die Organisation der nationalen IIZ und die Projekte der letzten 

Jahre in Erinnerung.

Mitglieder der nationalen IIZ sind die drei Departemente 
für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF), des Innern 
(EDI) sowie für Justiz und Polizei (EJPD). Diese wird von 
einem  Steuerungs gremium (STG), einem Entwicklungs- 
und Koordi nations gremium (EKG) sowie einer permanen-
ten Fachstelle getragen.

Im STG vertreten sind das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen (BSV), das Staatssekretariat für Bildung, For-
schung und Innovation (SBFI), das Staatssekretariat für 
Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat für Migration (SEM), 
die Kon ferenz der kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren 
(VDK), die Konferenz der Kantonalen Sozialdirektorinnen 
und So zialdirektoren (SODK), die Schweizerische Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK), der Schweize-

rische Gemeindeverband sowie der Schweizerische Städte-
verband. Einsitz nimmt zudem der Vorsitzende des EKG.

Zum EKG gehören der Verband Schweizerischer Arbeits-
marktbehörden (VSAA), die Schweizerische Konferenz der 
Leiterinnen und Leiter der Berufs- und Studienberatung 
KBSB, die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (SKOS), 
die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt (SUVA), die 
Schweizerische Berufsbildungsämter-Konferenz (SBBK), 
die IV-Stellen-Konferenz (IVSK), die Städteinitiative Sozial-
politik sowie die Konferenz der Integrationsdelegierten 
(KID).

Der Vorsitz der beiden IIZ-Gremien wechselt alle zwei 
Jahre, im STG zwischen den zuständigen Bundesämtern, im 
EKG zwischen den beteiligten kantonalen Organisationen. 

SOZIALPOLITIK

Interinstitutionelle Zusammenarbeit: 
Organisation und Arbeitsprogramm

Fachstelle IIZ
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der bestehenden Ressourcen erfolgt und die von der Evalua-
tion empfohlene neue Leitung der IIZ-Fachstelle anteilsmäs-
sig aus den bestehenden Personalressourcen der IIZ-Partner 
finanziert wird. Dieser Vorstoss ist in den Räten noch hän-
gig.

AUFGABEN- UND KOMPETENZVERTEILUNG Zu den 
 Zielen der nationalen IIZ gehört der Wissenstransfer, die 
Weiterentwicklung und die Koordination der Aufgaben und 
Prozesse an den Schnittstellen zwischen den beteiligten 
 Institutionen. Insbesondere die Massnahmen und Angebote 
der verschiedenen Akteure der Bildungs- und Arbeitsmarkt-
integration sollen im Interesse der unterstützten Personen 
effizient und wirksam koordiniert werden.

Die politisch-strategischen Aufgaben liegen beim STG. 
Mit Genehmigung der Leitungen der involvierten Depar-
temente legt dieses die Rahmenbedingungen für die Zusam-
menarbeit in der Arbeits- und Ausbildungsintegration. 
Rund viermal im Jahr lässt es sich über den Fortschritt der 
 laufenden Projekte informieren und diskutiert relevante 
Querschnittthemen.

Initiierend und ausgehend von den strategischen Ent-
scheiden des STG befördert das EKG die Umsetzung und 
Weiterentwicklung der IIZ.

Die permanente Fachstelle unterstützt beide nationale 
IIZ-Gremien fachlich und organisatorisch. Sie erstellt die 
Arbeitsgrundlagen, begleitet IIZ-spezifische Pilot- und For-
schungsprojekte und organisiert den Informations aus tausch 
und Wissenstransfer unter den relevanten Akteuren, v. a. 
zwischen den Kantonen und den IIZ-Institutionen.

AGENDA 2017 UND 2018 2017 und 2018 setzte die IIZ die 
folgenden drei Handlungsschwerpunkte:

 – Professionalisierung der Koordination und Zusammenar-
beit sowie Aufzeigen von guten Beispielen eines wirkungs-
vollen Massnahmeneinsatzes in den Schnittstellen der In-
tegrationsmassnahmen – namentlich der ALV und der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung (öAV), der Sozialhilfe, der 
IV sowie im Bereich Migration und in der Berufsbildung. 

 – Verstärkung der Bildungs- und Arbeitsmarktintegra tion 
bei den gefährdeten Zielgruppen der Sozialhilfe be zie-
henden, Personen mit gesundheitlichen Einschränkun-
gen, gering qualifizierten Erwachsenen sowie von spät 

2017 und 2018 lag der Vorsitz des STG beim SEM. Die Kon-
ferenz der Integrationsdelegierten (KID) leitete das EKG. 

Anfang 2019 wechselte der Vorsitz für das Steuerungs-
gremium zum SECO und jener für das Entwicklungs- und 
Koordinationsgremium zum Verband Schweizerischer 
Arbeitsmarktbehörden (VSAA). 

OPTIMIERUNG DER IIZ-STRUKTUREN Nachdem das BSV 
den Vorsitz der nationalen IIZ von 2013 bis 2014 inne gehabt 
und strukturellen sowie organisatorischen Verbesserungs-
bedarf festgestellt hatte, gab es 2015 eine Evaluation in 
Auftrag, um die Wirksamkeit der von der IIZ umgesetzten 
 Projekte zu überprüfen. Zudem liess es die Zweckmässigkeit 
der Organisation sowie die Aufgaben- und Kompetenzver-
teilung untersuchen, wie sie im Einsetzungsbeschluss von 
2010, der die nationale IIZ begründet, festgehalten sind 
(EVD/EDI 2010). Die Evaluation ergab, dass die IIZ-Gremien 
insgesamt die Ziele erfüllten, in einigen Be reichen aber Opti-
mierungsbedarf bestand (Egger/Egger-Mikic 2016).

In der Folge schärfte das nationale Steuerungsgremium 
die Zielsetzungen, Schwerpunkte und die Arbeitsweise der 
nationalen Gremien, legte ein Arbeitsprogramm vor, klärte 
die Zuständigkeiten und Kompetenzen der Gremien sowie 
die Frage der Finanzierung von Projekten der IIZ und schlug 
die Einrichtung eines permanenten Sekretariats (Fach-
stellenleitung IIZ) vor (EDI et al., 2017).

Zudem wurden IIZ-Strukturen auch im politischen 
 Rahmen diskutiert. Da die nationalen IIZ-Gremien gemäss 
Evaluation nicht in der Lage wären, die Aktivitäten der 
 kantonalen IIZ zu koordinieren, und damit überflüssig 
wären, verlangte eine Motion Herzog vom 30. September 
2016 (16.3843) die Auflösung der nationalen IIZ. Mit Hinweis 
auf den Wunsch aller IIZ-Akteure, die nationale IIZ weiter-
zuführen, und mit der Zusage, die Strukturen im Rahmen 
der vorhandenen Ressourcen zu optimieren, überzeugte 
der Bundesrat eine Mehrheit des Nationalrats davon, die 
Motion am 19. September 2018 abzulehnen. Nach dem erfolg-
losen Vorstoss zur Abschaffung der nationalen IIZ lancierte 
National rätin Verena Herzog am 28. September 2018 eine 
neue Motion (18.4054), die verlangt, die Ressourcen auf dem 
Stand von 2017 einzufrieren und die Strukturen schlank 
zu halten. Auch diese Ansinnen lehnt der Bundes rat ab und 
weist erneut darauf hin, dass die Optimierung im  Rahmen 
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ein gereisten Jugendlichen und jungen Erwachsenen, vor-
läufig Aufgenommenen und Flüchtlingen (Fokus auf Ver-
voll ständigung der Grundkompetenzen und Erreichen 
 eines Berufsabschlusses).

 – Sensibilisierung und Verstärkung der Zusammenarbeit 
mit zentralen Akteuren im Bereich der Gesundheit und 
der sozialen Sicherheit.

Ausgehend von den drei Schwerpunkten waren die natio-
nalen IIZ-Gremien in insgesamt sieben Projekte einge-
bunden, von denen Ende Mai 2019 fünf abgeschlossen und 
zwei noch offen waren:

 – Im Rahmen einer vom BSV betreuten Studie (Schmid-
lin et al., 2017) wurden Handlungsfelder und Empfehlun-
gen herausgearbeitet, um Jugendliche zwischen 16 und 
25 Jahren mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen am 
Übergang zwischen obligatorischer Schulzeit und Leh-
re zielge richteter begleiten zu können. Während ein Teil 
der Vorschläge auf Basis des geltenden Rechts bereits um-
gesetzt werden kann, wurde der andere bei der Weiterent-
wicklung der IV berücksichtigt (17.022; Mitfinanzierung 
kantonaler Case-Management-Berufsbildung und kanto-
nale Brückenangebote durch die IV).

 – Das Seco liess einen Katalog aller Schnittstellen im  Bereich 
Arbeitsmarktintegration erarbeiten, welche die Arbeitslo-
senversicherung zu ihren institutionellen  Partnern auf-
weist. Das Ziel der Studie war es herauszufinden, an wel-
chen Schnittstellen gemeinsamer Klärungs bedarf besteht. 
Für jede problematische Schnittstelle wurden die Her-
ausforderungen identifiziert, Lösungs vorschläge erar-
beitet und diese jeweils in einem Factsheet festgehalten. 
Die Studie wurde im Frühling 2019 publi ziert (Mattmann 
et al., 2019).

 – Eine Umfrage unter der Leitung des SBFI bei den kanto-
nalen IIZ-Fachstellen ergab, dass ihr Informationsbedarf 
in Bezug auf den Berufsabschluss für Erwachsene gering 
ist. Um sie trotzdem dafür zu gewinnen, die Abschluss-
quote von Erwachsenen ohne arbeitsmarktrelevanten 
Berufs abschluss in der beruflichen Grundbildung zu ver-
bessern, führt das SBFI 2018 und 2019 eine Sensibilisie-
rungskampagne durch (www.berufsbildungplus.ch/bae).

 – Aufgrund der zentralen Bedeutung genügender Sprach-
kompetenzen für die Bildung und die berufliche Integra-
tion von Migrantinnen und Migranten hat das SEM das na-

tionale Rahmenkonzept «Fide» für die Sprachförderung 
unter fremdsprachigen Erwachsenen entwickelt und Ende 
2017 den Sprachenpass sowie den Sprachnachweis «Fide» 
eingeführt (www.fide-info.ch). Im Rahmen einer Begleit-
gruppe beteiligen sich die IIZ-Partner an der Diskussion 
und kontinuierlichen Weiterentwicklung dieser Grund-
lagen. 

 – In enger Zusammenarbeit mit der Suva, der IV und der 
Sozialhilfe nahm das EKG Abklärungen zur Unfallver-
sicherungsdeckung in Praktika und Arbeitsintegra-
tions programmen vor. Zuhanden der Institutionen der 
Arbeits integration und für die Sozialhilfebehörden und 
IV-Stellen arbeitete es zudem die Erkenntnisse aus dem 
Bundes gerichtsurteil (8C_116/2015) zur weitergehenden 
Unfallversicherungspflicht auf. Überdies veranlasste die 
 Suva die Anpassung einer entsprechenden Empfehlung 
der Schadenversicherer, die auch für die Privatversiche-
rer gilt. Die IIZ-Partner haben die Kommunikation zum 
Versicherungsschutz harmonisiert. Unsicherheiten im 
 Zusammenhang mit der Versicherungsdeckung wurden 
minimiert.

 – Im Kontext der Phase 2 der Integrationsagenda Schweiz 
wurde die Studie «Auslegeordnung zu den spät zuge-
wanderten Jugend lichen und jungen Erwachsenen an der 
Nahtstelle I» (Stutz et al. 2019) durchgeführt. Ziel war es, 
Zahlen von spät zugewanderten Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen ausserhalb des Asylbereichs, die Aus-
bildungsbedarf haben, zu erfassen, Bedürfnisse und 
Schwierigkeiten zu eruieren und auf den Handlungs-
bedarf und Verbesserungsmöglichkeiten hinzuweisen. 
In der Bestandsaufnahme wurde erhoben wie viele, wer, 
für wie lange, weshalb und woher in die Schweiz einrei-
sen. Ausserdem wurde ihre Erwerbs- und Ausbildungssitu-
ation analysiert. Dabei hat sich gezeigt, dass Frauen häufi-
ger in NEET-Situationen (nicht in Ausbildung, Arbeit oder 
Schule) sind, der Ausbildungsbedarf von Eltern gegenüber 
Personen ohne Kinder höher ist, Sprache als grosse Hürde 
stark unterschätzt wurde, die «Integrationsklassen» eine 
wichtige Rolle spielen und dass die Sozialhilfequote sehr 
tief ist (ohne Asyl).

 – Eine frühe Abklärung der Arbeitsmarktfähigkeit von 
Flüchtlingen und vorläufig Aufgenommenen ist wich-
tig, damit die verschiedenen IIZ-Partner (Integrations-
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förderung, SH, Berufsbildung, Arbeitsmarkt behörde) 
 diese zielgerichtet an eine berufliche Tätigkeit heran-
führen können. Art. 53 Abs. 6 des Ausländer- und Inte-
grations gesetzes sieht entsprechende Abklärungen vor, 
sobald ein Flüchtling oder eine vorläufig aufgenommene 
Person bei der öffentlichen Arbeitsvermittlung  gemeldet 
wird. Um ihre Integration gezielt zu fördern, ist das SEM 
in Absprache mit den IIZ-Partnern daran, Instrumente zur 
Potenzialabklärung zu entwickeln, die neben den Sprach-, 
Bildungs- und Erfahrungsressourcen auch die gesund-
heitlichen und sozialen Möglichkeiten sowie die Motivati-
on der Betroffenen erfasst. Nach einer Test phase in sechs 
Kantonen in der ersten Jahreshälfte 2019 wird das fertige 
Instrument ab Herbst 2019 allen Partnern zur  Verfügung 
gestellt. 

Neben den eigentlichen IIZ-Projekten waren die Partner der 
nationalen IIZ einzeln oder zu zweit in sogenannte assozi-
ierte Projekte mit anderen Akteuren eingebunden, deren 
Erkenntnisse und Resultate auch für die anderen Partner 
relevant sind. Neben dem Datenaustausch und der Zusam-
menarbeit in der nationalen IIZ sowie der Weiterentwick-
lung der IV beschäftigten sich auch diese Vorhaben vorwie-
gend mit der beruflichen Integration vulnerabler Gruppen 
(IIZ 2019). 

ZUSAMMENFASSUNG Die IIZ-Partner sind nun stärker 
untereinander koordiniert. Durch den kontinuierlichen 
und strukturierten Austausch zwischen Mitgliedern in der 
Fachstelle sowie im STG und EKG werden Akteure über die 
Projekte der einzelnen Ämter auf dem Laufenden gehalten. 
Zudem erleichtern die gestrafften Strukturen und Prozesse 
der nationalen IIZ den Partnern den Austausch über Projekt-
ergebnisse und die daraus abzuleitenden Massnahmen. 

Fachstelle IIZ
Auskunft:
andrea.luethi@bsv.admin.ch
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Ein Schweizer Pionierprojekt hat Behördentexte in leicht verständliche Sprache übertragen 

und das Potenzial sowie die Herausforderungen des Texterstellungsprozesses evaluiert. Trotz 

der inhaltlichen Komplexität der sozialen Sicherheit, scheint es möglich, gewisse Empfehlun-

gen der Studie auch in der Kommunikation über die Sozialversicherungen zu beachten.

Das 2014 von der Schweiz ratifizierte Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen der Ver-
einten Nationen (UN-BRK) umfasst das Recht zu barriere-
freier Kommunikation. Als Mittel hierzu wird unter ande-
rem die Verwendung einer leicht verständlichen Sprache 
erwähnt (Art. 2). Angesprochen ist also das Konzept der 
Leichten Sprache (LS). Dieses sieht die Vereinfachung von 
Texten vor, damit auch leseungeübte Personen komplexe 
Inhalte er fassen und verstehen können. LS bezieht sich 
auf die Wort-, Satz- und Textebene sowie auf gestalteri-
sche Elemente, die die Orientierung der Lesenden im Text 
unterstützen. Eine Vereinheitlichung der vereinfachenden 
Sprachadaptationen und entsprechende Standards fehlen im 
Deutschen bisher noch. Grob kann man folgende Konzepte 
unterscheiden:

 – Leichte Sprache (LS): inhaltliche und sprachliche Reduk-
tion (Sprachniveau A2 laut Gemeinsamem europäischem 
Referenzrahmen für Sprachen (GER));

 – Einfache Sprache (ES): sprachliche Reduktion bei inhalt-
licher Vollständigkeit (Sprachniveau B1 laut GER);

 – Leicht verständliche Sprache: allgemeine Bezeichnung für 
vereinfachte Sprachformen in Anlehnung an LS und ES.

Ihren Ursprung hat LS einerseits in den Bewegungen zu 
einer demokratischen Gesellschaft in den nordischen 
 Ländern um 1970 (z. B. «Kultur für alle» in Schweden) und 
andererseits in der Selbstvertretungsbewegung von Men-
schen mit Beeinträchtigungen um 1990 (z. B. «People First» 
in den USA). Unter dem Motto «Nichts über uns ohne uns» 
kämpften diese für den Einbezug in für sie relevante Ent-
scheidungen und die Selbstvertretung ihrer Rechte. Aller-
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erledigen können. Es soll deren Wohl und Schutz sicherstel-
len und im Grundsatz die Selbstbestimmung der betroffenen 
Personen erhalten und fördern. 

Ganz allgemein müssen Behörden sich in ihrem  Handeln 
auf rechtliche Grundlagen stützen und korrekte Informati-
onen vermitteln. Behördliche Eingriffe in Persönlichkeits-
rechte bzw. Grundrechte setzen klare gesetz liche Grund-
lagen voraus, müssen juristisch schlüssig begründet werden 
und erfordern die Verwendung der entsprechenden juristi-
schen Terminologie. Dies schränkt Personen, die von behörd-
lichen Mass nahmen betroffen sind und aus unterschiedli-
chen Gründen über geringe Lesekompetenz verfügen, in 
ihrer Selbst bestimmung und Partizipation im Verfahren 
ein.  Betroffene erhalten in Gesprächen mit Behördenmitar-
beitenden und abklärenden Stellen zwar umfassende münd-
liche Erklärungen. Aber abgesehen davon bleibt ihnen ein 
eigenstän diger Zugang zu den für sie wichtigen Inhalten 
verwehrt. Es besteht demzufolge ein «grosser Bedarf, amtli-
che Informationen in Leichter Sprache» auch schriftlich zu 
vermitteln, da gerade «der eigenständigen Entscheidung in 
rechtlichen Angelegenheiten» ein zentraler Stellenwert im 
Hinblick auf Partizipation zukommt (Aichele 2014, S. 22 und 
24). Tatsächlich verstehen Betroffene die Prozesse und Ver-
fahren (Verfahrensschritte) im Kindes- und Erwachsenen-
schutz oftmals nicht, wie eine Analyse von rund 1100 Fällen 
der Kescha zeigt (Anlaufstelle Kindes- und Erwachsenen-
schutz/Uni versität Freiburg 2018). 

VORGEHEN In Zusammenarbeit mit der KESB Region 
 Solothurn und einer Gruppe von Prüferinnen und Prüfern 
mit einer Lernbehinderung bzw. mit kognitiver Be einträch-
tigung wurden fünf zentrale Texte aus dem Erwachsenen-
schutzverfahren (Abklärungsauftrag und Begleitbrief, Ent-
scheid kurz und lang, Formular für den Verzicht auf eine 
Anhörung) in LS übertragen und auf Ihre Verständlich-
keit geprüft. Weil die erforderlichen Erklärungen die Texte 
hätten zu lang werden lassen, entschied man sich im Laufe 
der Arbeiten, ergänzend eine Informationsbroschüre zum 
Erwachsenenschutzrecht zu erarbeiten.

Das Übertragen der Texte in LS umfasste folgende Teil-
schritte: Zuerst wurden die zu vereinfachenden Texte und 
deren Kernbotschaften in Zusammenarbeit mit der Behörde 
bestimmt, die Zielgruppe und die gewünschte Verständlich-

dings können noch andere Gründe wie Sinnes barrieren 
(Wahrnehmung von Text und Ton), Fach barrieren (themati-
sche Hintergrund informationen fehlen) oder Fachsprachen-
barrieren (spezi fische Begriffe sind für Laien zu komplex) 
das Erfassen von Texten in Standardsprache erschweren 
(Schubert 2016). Dazu kommt das unterschiedliche Niveau 
der Lesekompetenz und des Auffassungsvermögens in der 
Bevölkerung: Laut der Adult-Literacy-and-Life skills-Studie 
ALL (BFS 2005) können in der Schweiz rund 800 000 Men-
schen nicht genug lesen und schreiben, um zusammenhän-
gende Texte und schematische Darstellungen zu verstehen. 
Erschwerend wirkt überdies das oft komplexe Sprachniveau 
amt licher Texte. All dies führt dazu, dass kommunikative 
Ziele von Behörden oder Ver waltungsstellen (wie beispiel-
weise informieren, Entscheide mit teilen, Informationen ein-
holen) vielfach nicht erreicht werden. Die Zielgruppe leicht 
ver ständlicher Sprache ist daher so umfassend wie hetero-
gen: Es handelt sich um Menschen mit Lernschwierig keiten, 
psychischen Beeinträchtigungen, funktionalem Analphabe-
tismus, Menschen mit beginnender Demenz, aber auch Per-
sonen mit (noch) geringen Deutschkenntnissen. LS  richtete 
sich also generell an Lesende, für die allgemein- oder fach-
sprachliche Texte zu schwierig sind und die deshalb an ihr 
Lesevermögen angepasste Informationen benötigen (Bredel/
Maass 2016, S. 5).

DAS PROJEKT «EINFACH LEICHT VERSTÄNDLICH»

HINTERGRUND Die Verwendung der LS steckt in der 
Schweiz noch in den Kinderschuhen, es fehlt an empirischem 
Wissen. Die Studie «Einfach leicht verständlich. Leichte 
Sprache im Erwachsenen schutzverfahren» ist das erste Ent-
wicklungs- und Forschungsprojekt, das sich in der Schweiz 
Fragen rund um das Übertragen von behördlichen Texten 
in LS widmete. Es wurde vom Eidgenössischen Büro für die 
Gleichstellung von  Menschen mit Behinderungen (EBGB) 
und vom Seraphischen Liebeswerk mitfinanziert. Gerade 
amtliche Schreiben und Verwaltungsformulare sind oft so 
komplex verfasst, dass Adressatinnen und Adressaten diese 
nicht ver stehen. Als exemplarisches Feld wurde der Erwach-
senenschutz gewählt. Das Erwachsenenschutzrecht, dessen 
revidierte Bestimmungen auf den 1. Januar 2013 in Kraft tra-
ten, regelt die Situation von hilfsbedürftigen Erwachsenen, 
die ihre Angelegenheiten nicht oder nur unvollständig selbst 
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keitsstufe geklärt, Abläufe und Rollen festgelegt und alle 
relevanten Personen informiert. Die durch das Projektteam 
übertragenen Texte überprüfte die Behörde auf inhalt liche 
Vollständigkeit und juristische Korrektheit. Anschliessend 
wurden sie in moderierten Sitzungen durch eigens rekru-
tierte und geschulte Vertreterinnen und Vertreter der Ziel-
gruppe (Menschen mit Lernschwierigkeiten) auf ihre Ver-
ständlichkeit hin überprüft. Auf der Grundlage ihrer 
Rückmeldungen überarbeitete das Projektteam die Texte ein 
weiteres Mal und legte sie dann der Behörde zur Korrekt-
heitsprüfung vor. Die Texterstellung erfolgte damit zyklisch 
(siehe Grafik G1). Ab Juni 2016 kamen die Dokumente bei der 
KESB Region Solothurn zum Einsatz. 

ERGEBNISSE DER QUALITATIVEN UNTERSUCHUNG Ab 
September 2016 wurden in einem qualitativen Vorgehen 
die Wahrnehmung der Texte und deren Einfluss auf die 
Zu sammen arbeit untersucht. Dafür wurden Betroffene von 
Erwachsenenschutzverfahren, fallführende Personen der 
KESB Region Solothurn, Personen aus den Abklärungsstellen 
sowie private und professionelle Mandatstragende befragt. 

Die Wahrnehmung aller Dokumente durch die Betrof-
fenen war überwiegend positiv. Hervorgehoben wurden 
die insgesamt sehr gute Verständlichkeit, der Umfang, die 
Schriftgrösse und das Schriftbild, die grafischen Hinweise 
auf besonders wichtige Inhalte, die farbliche Gestaltung, 
Aufzählungen zur Strukturierung des Texts, die Über-
sichtlichkeit. Der Informationsgehalt scheint angemessen, 
sodass zum Verständnis keine weiteren Unterlagen hinzu-
gezogen werden mussten. Die Dokumente wirken auf der 
Ebene der Partizipation und der Zusammenarbeit: Be trof-
fene berichten, die Dokumente hätten einen Beitrag dazu 
geleistet, sich der eigenen Rechte bewusst zu werden. Die 
Dokumente erwiesen sich als hilfreich für das Verständ-
nis des Verfahrens und für ein selbstständiges Lesen und 
Verstehen. Alle Befragten hielten fest, dass verständ liche 
Informationen zum Erwachsenenschutz den Boden für 
eine gute Zusammenarbeit im Verfahren bereiten und 
Miss verständnissen vorbeugen können. Dies hat nicht nur 
mit dem Inhalt der Erklärungen zu tun, sondern auch mit 
dem sichtbaren  Bemühen der Behörde, auf Augenhöhe zu 
 kommunizieren. 

Prozess der Texterstellung und prüfung G1

Texterstellung

1. Texte erstellen 
 durch Projektteam

1.1.  Erstellen der Fassung 1, 
 punktueller Einbezug 
juristischer Personen

2. Texte prüfen 
durch Prüfgruppen

2.1.  Behördliche Prüfung 
 auf inhaltliche  Richtigkeit

1.2.  Einarbeitung der Rück-
meldungen, Erstellen 
 weiterer Fassungen

2.2.  Prüfung durch 
Ziel gruppe auf 
 Ver ständlichkeit

Diverse Überarbeitungszyklen 
bis zu 10 Textversionen

1.3.  Einarbeitung der 
 Rückmeldungen, 
 Erstellen der Endversion

2.3.  Behördliche 
 Schlussprüfung
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Die Evaluation hat auch gezeigt, dass der Prozess für die 
 projektbeteiligten Personen ebenso bedeutsam war wie die 
erarbeiteten Produkte. Die bereits zu Beginn vorhandene 
Sensibilisierung für verständlichere Texte in der Behörde 
nahm im Laufe der Zusammenarbeit beständig zu. Der Ein-
bezug mehrerer Behördenmitglieder aus den Disziplinen 
Recht, Soziale Arbeit und Psychologie verlangsamte zwar 
den Prüfprozess, hatte aber den Vorteil, dass die Akzeptanz 
von LS in der Behörde insgesamt stieg.
 › Auftraggebende sollten nach Möglichkeit in den Prozess 

der Texterstellung involviert werden. Die Beteiligten ge-
winnen dadurch ein Gespür für die Notwendigkeit und 
die Möglichkeiten von LS und verändern ihre (schriftli-
che) Kommunikation auch über die erarbeiteten Texte hin-
aus. Aus diesen Gründen kann man der Möglichkeit, Texte 
von einem Übersetzungsbüro in LS übersetzen zu lassen, 
 kritisch gegenüberstehen. Dies vor allem dann, wenn die 
Auftraggeberschaft nicht über ein klar definiertes Kon-
zept zu adressatengerechter Kommunikation verfügt. 

 › In diesem Projekt wurde eine Textprüfung durch Vertrete-
rinnen und Vertreter der Zielgruppe durchgeführt. Zwar 
wird die Texterstellung damit aufwändiger (mehr Arbeits-
schritte, mehr Kosten), dafür ist eine hohe Qualität der 
Endtexte gewährleistet sowie die Möglichkeit gegeben, 
den Text mit einem Label für leicht verständliche Spra-
che oder LS auszuweisen, z. B. dem europäischen Logo für 
leichtes Lesen von Inclusion Europe (www.leicht- lesbar.eu). 
So wird der Text für Menschen mit kognitiver Beeinträch-
tigung auf Anhieb als ein leicht verständlicher erkennbar 
und seine Eigenheiten werden auch für Lesende, die ande-
re Erwartungen an einen Text haben, verständlich. 

 › Das Profil der Prüfenden sollte der für den Text anvisier-
ten Ziel gruppe entsprechen. Es ist also von grosser Bedeu-
tung für den gesamten Prozess, diese von Beginn an klar 
vor Augen zu haben. So kann beispielsweise bei der Ent-
scheidung über die Art und Anzahl der zu produzieren-
den Texte in LS auch der Wissensstand der Zielgruppe der 
Texte mitberücksichtigt werden. 

In Bezug auf die Nutzung und den Einsatz der Texte in 
der Praxis wurden bei der Evaluation folgende Punkte 
herausgear beitet: 

Im Projekt «Einfach leicht verständlich» wurden sowohl 
Textvorlagen wie auch eine Informationsbroschüre erstellt. 

Allerdings hat sich in den Interviews auch gezeigt, dass 
ein erwachsenenschutzrechtliches Verfahren für die Betrof-
fenen zumeist unerfreulich bleibt. Optisch und sprachlich 
gut zugängliche Dokumente vermögen zwar Befürchtungen 
und den Auftrag der Behörde zu klären, aber die Vorbehalte 
bleiben. Die Kommunikationsweise der KESB wird zudem 
nicht nur anhand verständlicher Dokumente eingeschätzt, 
sondern auch aufgrund des direkten oder telefonischen Kon-
takts. Unterlagen und Informationen in leicht verständlicher 
Sprache lösen demzufolge nicht alle (Kommunikations-)Pro-
bleme im Erwachsenenschutz und in der Behörde.

ERGEBNISSE DER PROJEKTEEVALUATION Die Evalua-
tion des Projekts hatte zum Ziel, die gewählten Abläufe und 
Prozesse zur Erbringung von Dienstleistungen im Bereich 
LS (wie Auftragsklärung, Übersetzung und Prüfung von 
Texten, Einführung von Texten zur Verwendung) auszu-
werten. Die ausführlichen Empfehlungen sind erhältlich bei 
anne.parpan@fhnw.ch. Es wurden Vor- und Nachteile des 
Vorgehens beschrieben und Empfehlungen verfasst, die für 
all jene Stellen aufschlussreich sind, die sich für die Erstel-
lung von leicht verständlichen Texten interessieren. Zentrale 
Datenquellen für die Evaluation waren Journale der Projekt-
mitarbeitenden zu Koordination und Zusammenarbeit und 
der Moderatorin zur Textprüfung sowie Befragungen von 
Behörden mitarbeitenden, Prüferinnen und Prüfern. 

In Bezug auf die Texterstellung und -prüfung ist die 
Evaluation zu den folgenden Ergebnissen gekommen:

Bei der Planung (vgl. Grafik G1) stellte sich rasch  heraus, 
dass juristische Fachexpertise in den Übersetzungsprozess 
miteinbezogen werden sollte, um der Komplexität der Sach-
verhalte und der juristischen Sprache angemessen Rech-
nung zu tragen. Dass mit Juristinnen der Hochschule für 
Soziale Arbeit FHNW zusammengearbeitet werden konnte, 
beschleunigte den Prozess, denn die Behörde hätte aufgrund 
ihres hektischen Tagesgeschäfts nicht in der selben Frequenz 
oder kurzfristig für Klärungen angefragt werden können.
 › Für vergleichbare Projekte ist demnach vorab zu  prüfen: 

Welche Fachbereiche sind abzudecken? Wann und in 
 welcher Form wird die fachliche Expertise beigezogen 
(z. B. bei der Entscheidung, was zu übersetzen ist, im Über-
setzungsprozess, bei der Prüfung)? Welche zeitlichen und 
finanziellen Ressourcen sind dafür notwendig? 
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Die Auswertung zeigt, dass diese in der Praxis unterschied-
lich genutzt werden: Während die Broschüre oft Verwen-
dung findet, wurden die Briefvorlagen und Entscheide zum 
Zeitpunkt der Erhebung zögerlich eingesetzt. Einerseits 
muss bei den Vorlagen eine Einschätzung der Lesekompe-
tenz der Adressaten vorgenommen werden. Andererseits 
müssen Vorlagen mit fallspezifischen Aus führungen ergänzt 
werden, was grundlegende Kompetenzen in LS erfordert.
 › Das Verfassen fallspezifischer Textteile in LS durch die 

Mitarbeitenden der Auftraggeberschaft ist zeitaufwen-
dig. Es ist deshalb bereits bei der Auftragsklärung darauf 
zu achten, ob dies geleistet werden kann und soll. Wenn ja, 
ist abzuklären, ob die Mitarbeitenden diese Kompetenz im 
Rahmen einer Schulung erwerben oder bereits da rüber ver-
fügen. Wenn nein, sollten ausschliesslich Texte erstellt wer-
den, die ohne Anpassungen zum Einsatz kommen  können.

 › Für vergleichbare Projekte wäre es ausserdem sinnvoll, 
 bereits im Voraus eine gemeinsame Verwendungspraxis 
zu erarbeiten, diese möglichst breit abzustützen und in-
nerhalb der Behörde zu kommunizieren.

POTENZIAL VON TEXTEN IN LS FÜR DIE SOZIAL-

VERSICHERUNGEN Das Erstellen oder Übersetzen von 
Dokumenten in LS oder in eine leicht verständliche Spra-
che birgt grosses Potenzial, vor allem wenn ein umfas-
sendes Konzept einer adressatenorientierten und parti-
zipationsfördernden Kommunikation besteht. Als Erstes ist 
zu überlegen, welche Informationen für wen bereitgestellt 
werden sollen. Damit verbunden ist die Frage, ob es sich 
dabei um Einzelfälle oder eine breite Öffentlichkeit handelt. 
Verschiedene Vorgehensweisen sind sodann denkbar:

 – Eine erste Möglichkeit besteht darin, ein Kommunikati-
onsangebot neu zu gestalten und bestehende Texte in LS 
zu über setzen. Wenn sich z. B. Personen für ein IV-Verfah-
ren anmelden müssen, sind sie nicht nur mit komplexen 
Sachverhalten, sondern auch mit fachspezifischem Voka-
bular konfrontiert. Dieser Herausforderung kann mit der 
Adaptation von Anmeldeformularen der IV- Stellen und der 
bereits bestehenden Merkblätter begegnet werden, um sie 
so noch spezifischer an die Erfordernisse von Menschen 
mit geringen Lesekompetenzen anzu passen. Erste Schrit-
te in diese Richtung hat z. B. die SVA St. Gallen unternom-
men: Das Merkblatt «Krankheits- und Behinderungskos-

ten» sowie Formulare zum Gesuch und zur Abrechnung 
privater Haushalthilfen zu den Ergänzungsleistungen ste-
hen in Leichter Sprache zur Verfügung.

 – Ein weiteres Vorgehen könnte darin bestehen, Begleit texte 
in leicht verständlicher Sprache zu vorhandenen Texten zu 
konzipieren, die erklären, wie diese einzuordnen sind und 
worauf sie sich beziehen. Dies könnte z. B. bei Gesetzesent-
würfen sinnvoll sein.

 – Eine weitere Möglichkeit ist das Zusammenfassen kom-
plexer Texte und zentraler Passagen (z. B. von  Entscheiden 
oder wichtigen Informationen) in leicht verständlicher 
Sprache. Es geht dabei nicht darum, umfangreiche Unter-
lagen (wie z. B. medizinische Gutachten) zu übersetzen, 
sondern die für die Betroffenen wichtigsten Inhalte in 
leicht verständlicher Sprache zugänglich zu machen. Die-
ses Vorgehen bietet sich für die Dispositive und die Rechts-
mittelbelehrung der IV-Stellen an sowie auch für gesetz-
liche Grundlagen. 

Ein indirekter Beitrag zur Bereitstellung zugänglicher Texte 
für Personen mit geringen Lese- und Verstehenskompe-
tenzen könnte beispielsweise mittels Finanzhilfen erbracht 
 werden. In verschiedenen Bereichen leistet das BSV Finanz-
hilfen an Organisationen mit Angeboten (z. B. in der ausser-
schulischen Kinder- und Jugendförderung, Alters- und Inva-
lidenhilfe), die sich in Teilbereichen an Zielgruppen von LS 
richten (Menschen mit Migrationshintergrund, Menschen 
mit Behinderungen, Menschen mit Demenz etc.). Das BSV 
könnte bei der Vergabe von Geldern an die ent sprechenden 
Organisationen beispielsweise beachten, ob diese ihre Ziel-
gruppen in einer leicht verständlichen Sprache informieren. 
Entsprechend würde das BSV dazu beitragen, dass Informa-
tionen verständlicher aufbereitet und mehr Personen adres-
satenspezifisch kommunizieren würden. Um die Identifika-
tions- und Partizipationsbereitschaft der Öffentlichkeit zu 
fördern, muss diese zielgruppengerecht und verständlich 
angesprochen werden. Bundesstellen könnten dabei eine 
Vorreiterrolle einnehmen.

FAZIT Die Einsatzmöglichkeiten von LS sind breit und 
variantenreich. Vor dem Hintergrund der UN-BRK gewin-
nen Forderungen nach LS an Gewicht und nähren auch die 
lang jährige Debatte, ob und inwiefern die Verwaltungs- 
und Rechtssprache verständlicher zu gestalten sei (z. B. 
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Lerch 2004). Eine teilweise Abkehr von Verwaltungssprache 
(Formalisierung, fachsprachliche Ausdrücke etc., vgl. Hein-
rich 2014), soll keine Minderung der Expertise sein. Dieses 
Spannungs feld zwischen leicht verständlicher und inhalt-
lich korrekter Sprache verweist auf die doppelte Adres-
sierung der Kommunikation von Verwaltungsstellen und 
Behörden, die sich an der «Schnittstelle zwischen Gesetz-
geber und den Norm-Adressaten» befinden und einen «Spa-
gat zwischen Fach- und Alltags sprache» leisten müssen 
(Sellmann 2014, S. 178f.). Dabei stellt sich immer wieder die 
Frage, ob überhaupt alle inhaltlichen und fachlichen Nuan-
cen übertragen werden können und sollen. Das hier beschrie-
bene Projekt zeigt deutlich, dass möglicherweise zu sätzli-
che Produkte (hier: Informationsbroschüren) nötig sind, um 
den Kontext zu umreissen, in dem Dokumente in LS eine 
bestimmte Funktion erfüllen. Zudem ist zu beachten, dass 
die rechtliche Verbindlichkeit bei einer Übersetzung in LS 
nicht immer gegeben ist, sodass der Text in LS zuweilen als 
Begleittext fungiert.

Im Kern geht es bei leicht verständlicher Sprache um die 
Frage, an wen sich Fachstellen, Verwaltungsabteilungen oder 
Behörden wenden und wie sie ihr Verhältnis zu den adres-
sierten Personen definieren. Wie wichtig ist es, von diesen 
verstanden zu werden? Nicht immer besteht ein Bewusst-
sein dafür, dass mit schlecht verständlichen Unterlagen und 
Dokumenten (zusätzlicher) Aufwand generiert wird: Nach-
fragen, Missverständnisse, wütende Anrufe wie auch die 
Gleichgültigkeit von Bürgerinnen und Bürgern kosten Zeit 
und Geld. 

LITERATUR
Hochschule für Soziale Arbeit (HSA FHNW, 2019): Informationen zum 
Er wachsenenschutz in leicht verständlicher Sprache: Solothurn: KESB: 
www.so.ch > Verwaltung > Departement des Innern > Amt für soziale 
Sicherheit > Kindes- und Erwachsenenschutz (PDF, 23.7.2019). 

Anlaufstelle Kindes- und Erwachsenenschutz KESCHA, Universität 
Freiburg (2018): Medienmitteilung 16.1.2018:  www.kescha.ch > Medien / 
Anfragen Geschäftsstelle > Medienmitteilungen.

Bredel, Ursula; Maass, Christiane (2016): Leichte Sprache. Theoretische 
Grundlagen. Orientierung für die Praxis, Berlin: Dudenverlag.

Schubert, Klaus (2016): «Barriereabbau durch optimierte Kommunikations-
mittel: Versuch einer Systematisierung», in: Mälzer, Nathalie (Hg.): 
Barrierefreie Kommunikation – Perspektiven aus Theorie und Praxis, Berlin: 
Frank & Timme, S. 15–33.

Annette Lichtenauer
Lic. phil., wissenschaftliche Mitarbeiterin HSA FHNW.
annette.lichtenauer@fhnw.ch

Gabriela Antener
Lic. phil., Dozentin HSA FHNW.
gabriela.antener@fhnw.ch

Monika von Fellenberg
Lic. iur., Fürsprecherin, MPA, Dozentin HSA FHNW.
monika.vonfellenberg@fhnw.ch

Simone GirardGroeber
Dr. phil., wissenschaftliche Mitarbeiterin HSA FHNW.
simone.girard@fhnw.ch

Anne ParpanBlaser
Dr. phil., Dozentin Fachhochschule Nordwest-
schweiz FHNW, Hochschule für Soziale Arbeit 
HSA, Institut Integration und Partizipation.
anne.parpan@fhnw.ch



31

Soziale Sicherheit ⁄ CHSS ⁄ 3 | 2019

Nicht alle Personen, die in der Schweiz arbeiten, geniessen denselben sozialen Schutz. 

Auf dem ergänzenden Arbeitsmarkt zum Beispiel, der Personen mit administrativem Sonder-

status beschäftigt, sind nicht alle sozialen Risiken gleich abgedeckt.

Der Zugang zu einer Vergütung und zu sozialen Rechten 
ist nicht bei allen Arbeitstätigkeiten, die im weiteren Sinne 
als produktiv gelten, gewährleistet. Ein Paradebeispiel dafür 
ist die Hausarbeit: Sie wird weder vergütet, noch verleiht sie 
Anspruch auf soziale Rechte – mit Ausnahme der 1997 einge-
führten Erziehungsgutschriften in der Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHV). Vergütung und soziale Rechte 
variieren je nach rechtlicher Einordnung der geleisteten 
Arbeit, ihrer sozialen Anerkennung und dem sozialen oder 
administrativen Status derjenigen, die die Tätigkeit aus-
üben. Dies gilt für produktive Tätigkeiten auf dem ersten 
wie auch auf dem sogenannten ergänzenden Arbeitsmarkt. 
Die Bedingungen der Vergütung und der sozia len Absiche-
rung auf dem ergänzenden Arbeitsmarkt sind heute weitge-
hend unbekannt.

In diesem Artikel machen wir eine erste Auslegeord-
nung zum Thema. Wir analysieren die Problematik anhand 

von sieben Beschäftigungsformen in den Kantonen Basel-
Stadt, Tessin und Waadt: Es sind dies der Arbeitsversuch der 
Invalidenversicherung (IVG), das Programm zur vorüberge-
henden Beschäftigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz; 
AVIG), die beruflichen Integrations massnahmen der Sozial-
hilfe, die Beschäftigungsprogramme für Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber mit Ausweis N und F (Asylgesetz; AsylG), 
der zivile Ersatzdienst (Zivildienst gesetz; ZDG), die gemein-
nützige Arbeit als Vollzugsform des Strafrechts (Strafge-
setzbuch; StGB) und die Institutionen zur Förderung der 
Eingliederung invalider Personen (IFEG). Unsere Ausfüh-
rungen sind in drei Teile gegliedert. Zunächst definieren 
wir, was genau unter ergänzendem Arbeitsmarkt zu verste-
hen ist. Anschliessend werden wir die Themen «Vergütung» 
und «soziale Sicherung bei Krankheit, Unfall, Mutter schaft 
und Alter» in den sieben ausgewählten Beschäftigungsfor-
men beleuchten. Beispielsweise wird die Anzahl Tage eru-
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In einer vom Schweizerischen Nationalfonds finanzier-
ten Studie (SNF 100017_172860: «Die Rolle des Staates bei 
der Segmentierung des Arbeitsmarkts: Qualitative Studie 
des Er gänzenden Arbeitsmarktes in den Kantonen Basel-
Stadt, Tessin und Waadt»), die am 1. Januar 2018 lanciert 
wurde, schlagen wir vor, den Begriff ergänzender Arbeits-
markt beizu behalten, diesen aber genauer zu definieren. 
Unseres Erachtens werden auf dem ergänzenden Arbeits-
markt nicht Arbeitskraft gegen Lohn getauscht (wie auf 
dem ersten Arbeitsmarkt), sondern Arbeitsplätze für Men-
schen mit administrativem Sonderstatus bereitgestellt: Men-
schen mit Behinderungen, Zivildienstleistende, verurteilte 
Personen, Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger oder 
Migrantinnen und Migranten mit N- oder F-Bewilli gung. 
Wir verstehen den ergänzenden Arbeitsmarkt als Dienstleis-
tungsmarkt zwischen Staat und Dienstleistungserbringern 
(Verbänden, Stiftungen, Privatunternehmen, öffentlicher 
Verwaltung), die eine staatliche Nachfrage nach Arbeitsplät-
zen befriedigen. Auf dem ergänzenden Arbeitsmarkt erteilt 
der Staat die Genehmigung zur Ausübung eines Produkti-
onsverhältnisses zwischen Dienstleistern und Personen mit 
administrativem Sonderstatus. Die Bedingungen für den 
Sonderstatus werden vom Staat festgelegt. Konkret müssen 
präzise, vordefinierte Kriterien erfüllt sein, um anerkannt 
zu werden als: 

 – «invalide Person» oder «Zivildienstleistende/Zivildienst-
leistender» beziehungsweise

 – «geschützte Werkstätte IFEG» oder «Einsatzbetrieb 
ZDG». 

In diesem dualen System haben Dienstleister das Recht, 
Arbeitskräfte mit administrativem Sonderstatus zu 
bestimmten Bedingungen, die von denjenigen des Obliga-
tionenrechts (OR) und des Arbeitsrechts abweichen, zu 
beschäftigen. Ein solches staatlich autorisiertes Recht zur 
Aufnahme eines Produktionsverhältnisses hat auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt, auf dem zwei rechtlich unabhängige 
Parteien eine vertragliche Bindung eingehen, keine Ent-
sprechung. Diese relative Rechtssymmetrie zwischen Arbeit-
geber und arbeitnehmender Person existiert auf dem ergän-
zenden Arbeitsmarkt nicht, da die Vertragsbedingungen des 
Produktionsverhältnisses meist im Voraus durch den admi-
nistrativen Status der Arbeitnehmenden bestimmt werden 
(vgl. Grafik G1). 

iert, an denen eine arbeitslose Person im Rahmen eines Pro-
gramms zur vorübergehenden Beschäf tigung Anspruch auf 
ein Krankentaggeld hat, oder wie eine Person mit einer F- Be-
willigung (vorläufig Aufgenommene), die in einem Beschäfti-
gungsprogramm arbeitet, bei Unfall versichert ist. In einem 
dritten Teil befassen wir uns mit allgemeinen Überlegungen 
zur sozialen Sicherung auf dem ergänzenden Arbeitsmarkt.

ERGÄNZENDER ARBEITSMARKT: DEFINITION Der-
zeit gibt es keine genaue Definition des Begriffs ergän-
zender Arbeitsmarkt. Auch die Forschung ist sich nicht 
einig, welche Beschäftigungsformen dazugehören. Der in 
der Deutschschweiz verbreitete Begriff wurde Mitte der 
1990er-Jahre im Zürcher Kontext geprägt und bezieht sich 
auf Aktivitäten (mit oder ohne Vergütung) zur beruflichen 
und sozialen Integration von Arbeitslosen (Pedergnana und 
Leibundgut 1997). Der in der Schweiz in wissenschaftlichen 
und politischen Dokumenten verwendete Begriff zweiter 
oder sekundärer Arbeitsmarkt ist verwirrend, da er sich in 
der Wirtschaftstheorie auf die am wenigsten qualifizier-
ten und am wenigsten geschützten Arbeitsplätze auf dem 
normalen Arbeitsmarkt bezieht (Doeringer und Piore 1971). 
In der Schweiz gehen die ersten Arbeiten zum sekundären 
Arbeitsmarkt auf die AVIG-Revision und die Umsetzung von 
aktiven Arbeitsmarktmassnahmen Mitte der 1990er-Jahre 
zurück (obwohl die berufliche Integration als Ziel bereits im 
Gesetz von 1982 verankert war). In einer explorativen Studie 
stellten Baur et al. (1998, S. 13) fest, dass die Aktivitäten auf 
dem sekundären Arbeitsmarkt nicht dem Gesetz von Ange-
bot und Nachfrage folgten. Ihr Hauptzweck sei somit nicht 
die Deckung einer Nachfrage nach Gütern und Dienstleis-
tungen, sondern insbesondere die berufliche In  tegration 
und die Gemein nützigkeit. Weiter führt das Autorenteam 
auf, dass es sich um einen subven tionierten Markt handle, 
der aufgrund von sozial- und beschäftigungspolitischen 
Zielen mit befristeten Arbeitsplätzen ausgestattet sei, die 
nicht mit denen des ersten Arbeitsmarktes konkurrieren. 
Dazu zählen gemäss Studie Beschäftigungsmassnahmen für 
Arbeitslose und Zivildienstleistende. Zivilschutz, Gefängnis-
arbeit und  produktive Werkstätten für Menschen mit Behin-
derungen hingegen, seien als Teil des ergänzenden Arbeits-
marktes anzusehen, der breiter als der zweite Arbeitsmarkt 
gefasst sei. 
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In einer vom Schweizerischen Nationalfonds finanzier-
ten Studie (SNF 100017_172860: «Die Rolle des Staates bei 
der Segmentierung des Arbeitsmarkts: Qualitative Studie 
des Er gänzenden Arbeitsmarktes in den Kantonen Basel-
Stadt, Tessin und Waadt»), die am 1. Januar 2018 lanciert 
wurde, schlagen wir vor, den Begriff ergänzender Arbeits-
markt beizu behalten, diesen aber genauer zu definieren. 
Unseres Erachtens werden auf dem ergänzenden Arbeits-
markt nicht Arbeitskraft gegen Lohn getauscht (wie auf 
dem ersten Arbeitsmarkt), sondern Arbeitsplätze für Men-
schen mit administrativem Sonderstatus bereitgestellt: Men-
schen mit Behinderungen, Zivildienstleistende, verurteilte 
Personen, Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger oder 
Migrantinnen und Migranten mit N- oder F-Bewilli gung. 
Wir verstehen den ergänzenden Arbeitsmarkt als Dienstleis-
tungsmarkt zwischen Staat und Dienstleistungserbringern 
(Verbänden, Stiftungen, Privatunternehmen, öffentlicher 
Verwaltung), die eine staatliche Nachfrage nach Arbeitsplät-
zen befriedigen. Auf dem ergänzenden Arbeitsmarkt erteilt 
der Staat die Genehmigung zur Ausübung eines Produkti-
onsverhältnisses zwischen Dienstleistern und Personen mit 
administrativem Sonderstatus. Die Bedingungen für den 
Sonderstatus werden vom Staat festgelegt. Konkret müssen 
präzise, vordefinierte Kriterien erfüllt sein, um anerkannt 
zu werden als: 

 – «invalide Person» oder «Zivildienstleistende/Zivildienst-
leistender» beziehungsweise

 – «geschützte Werkstätte IFEG» oder «Einsatzbetrieb 
ZDG». 

In diesem dualen System haben Dienstleister das Recht, 
Arbeitskräfte mit administrativem Sonderstatus zu 
bestimmten Bedingungen, die von denjenigen des Obliga-
tionenrechts (OR) und des Arbeitsrechts abweichen, zu 
beschäftigen. Ein solches staatlich autorisiertes Recht zur 
Aufnahme eines Produktionsverhältnisses hat auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt, auf dem zwei rechtlich unabhängige 
Parteien eine vertragliche Bindung eingehen, keine Ent-
sprechung. Diese relative Rechtssymmetrie zwischen Arbeit-
geber und arbeitnehmender Person existiert auf dem ergän-
zenden Arbeitsmarkt nicht, da die Vertragsbedingungen des 
Produktionsverhältnisses meist im Voraus durch den admi-
nistrativen Status der Arbeitnehmenden bestimmt werden 
(vgl. Grafik G1). 

Subordinationsverhältnis produzieren. Nun stellt sich die 
Frage, ob und inwieweit sie gegen die wirtschaftlichen 
 Folgen bestimmter sozialer Risiken versichert sind. Die sozi-

Diese Definition hat den Vorteil, dass sie den ergänzen-
den Arbeitsmarkt nicht auf bestimmte Beschäftigungsfor-
men reduziert, die sich je nach Kontext ändern können. Der 
Fokus liegt vielmehr auf einem Dreiecksverhältnis zwischen 
dem Staat, einem Dienstleister und einer Person mit admi-
nistrativem Sonder status, die durch diesen Austausch zur 
Arbeitnehmerin beziehungsweise zum Arbeitnehmer wird. 
Eine erwerbslose Person (definiert als nichterwerbs tätig, 
sofort verfügbar und aktiv auf Stellensuche) wird demnach 
zu einer nichterwerbs tätigen arbeitenden Person, sobald 
sie einem Programm zur vorübergehenden Beschäftigung 
zugewiesen wird. 

VERGÜTUNG UND SOZIALE SICHERUNG AUF DEM 

ERGÄNZENDEN ARBEITSMARKT Fakt ist, dass die auf 
dem ergänzenden Arbeitsmarkt tätigen Personen in dem 
Sinne arbeiten, als sie Waren und Dienstleistungen in einem 

Ergänzender Arbeitsmarkt G1
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gänzenden Arbeitsmarkt 
tätige Personen produ
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Dienstleistungen in einem 
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Soziale Sicherheit ⁄ CHSS ⁄ 3 | 2019

34

ale Sicherung umfasst alle Sozialleistungen, auf die Perso-
nen bei Arbeits- oder Erwerbsunfähigkeit infolge Ein tretens 
eines Risikos Anspruch haben. In der Schweiz sind diese Risi-
ken hauptsächlich durch die Sozialversicherungen und 
durch ergänzend und subsidiär hinzukommende bedarfs-
abhängige Sozialleistungen abgedeckt. Die Beiträge/ 
Prämien einiger Versicherungen sind für die gesamte Be völ-
kerung obligatorisch: AHV, IV, EO, KVG. Andere sind mit 
einer Erwerbstätigkeit verbunden, insbesondere ALV, UV, 
BVG. 

Die sieben für diesen Artikel untersuchten Beschäfti-
gungsformen fallen unter verschiedene Rechtstexte, die eine 
erhebliche Vertragsheterogenität zur Folge haben: AVIG, 
IVG, AsylG, IFEG, ZDG, StGB, kantonale Sozial hilfegesetze. 
Es liegt uns fern, den ersten und den ergänzenden Arbeits-
markt gegeneinander auszuspielen. Vielmehr sollen ihre 
Gemeinsamkeiten, aber auch die Unterschiede bezüglich der 
Arbeitsbedingungen und der sozialen Sicherung aufgezeigt 
werden. Die in Werkstätten für Menschen mit Behinderun-
gen abgeschlossenen Verträge beinhalten viele Elemente des 
OR und sind die einzigen, die einen Lohn vorsehen, der von 
wenigen Rappen bis hin zu rund zehn Franken pro Arbeits-
stunde reicht. Diese Verträge sind somit am ehesten mit sol-
chen des ersten Arbeitsmarktes vergleichbar. In der Arbeits-
losen-, der Invaliden- und der Erwerbsersatz versicherung 
für Zivildienstleistende erhalten versicherte Personen ein 
Taggeld, dessen Höhe sich nach ihrer bisherigen Erwerbs-
situation richtet (nach dem Prinzip des versicherten Ein-
kommens). In den Unterstützungssystemen (Sozialhilfe, 
AsylG) löst die Teilnahme an einer beruflichen Massnahme 
in der Regel einen Zuschlag oder eine finanzielle Entschä-
digung zusätzlich zu einer Grundpauschale aus. Die Höhe 
dieser Pauschale ist von Kanton zu Kanton unterschiedlich, 
wobei aber nie die Art der ausgeübten Tätigkeit ausschlag-
gebend ist (weitere Informationen zu diesem Thema finden 
Sie unter www.marchecomplementaire.ch/de/ > Ergebnisse 
> Ergänzender Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht). Die einzige 
Beschäftigungsform, die gar keine Entschädigung kennt, ist 
die gemeinnützige Arbeit. 

Die verschiedenen Vergütungsformen für die  produktive 
Tätigkeit (Lohn, Taggelder, Pauschalen, Zu lagen) sind sozial 
und rechtlich nicht gleichwertig und verleihen dadurch 
einen sehr unterschiedlichen Zugang zu sozialen Rechten. 

Im Rahmen der Studie wurde die soziale Deckung in den sie-
ben Beschäftigungsformen des ergänzenden Arbeitsmarkts  
nach den vier Risiken Krankheit, Unfall, Mutterschaft und 
Alter aufgeschlüsselt und in einer Tabelle zusammengestellt 
(www.marchecomplementaire.ch/de/ > Ergebnisse > Ergän-
zender Arbeitsmarkt und Soziale Deckung). Dieser Artikel 
beleuchtet einige Elemente, die für die vier untersuchten 
Risiken in den sieben Beschäftigungsformen relevant sind. 

KRANKHEIT Auf dem ersten Arbeitsmarkt sichert ins-
besondere Art. 324a OR einen begrenzten Lohnanspruch 
im Krankheitsfall: Die Dauer der Lohnzahlung durch den 
Arbeitgeber richtet sich nach den Dienstjahren der Per-
son (Berner Skala). Der Arbeitgeber kann jedoch eine Kran-
kentaggeldversicherung abschliessen. In diesem Fall sind 
Arbeitnehmende bis zu 730 Tage für mindestens 80 Prozent 
des Gehalts versichert. Prämien und Kostenbeteiligung für 
medizinische Leistungen gehen jedoch einzig zulasten der 
Person (Zuschüsse vorbehalten).

Arbeitslose Personen, die an einem Programm zur vor-
übergehenden Beschäftigung (AVIG) teilnehmen, haben 
Anspruch auf: 

 – ein Taggeld gleicher Höhe wie eine Person, die nicht an 
einem solchen Programm teilnimmt, obwohl sie arbeits-
los ist, 

 – die gleiche Anzahl Krankentaggelder wie eine arbeits-
lose Person ohne Beschäftigungsprogramm, das heisst 
44 Taggelder während der Taggeldrahmenfrist an maxi-
mal 30 aufeinanderfolgenden Tagen. Einige Kantone, ins-
besondere der Kanton Waadt, haben eine obligatorische 
Kranken taggeldversicherung eingerichtet, die eine Ver-
längerung der im AVIG vorgesehenen 44 Taggelder garan-
tiert. Das Waadtländer Arbeitsgesetz (LEmp, RSV 822.11) 
sieht Krankentaggelder im Umfang des Anspruchs auf 
 Arbeitslosenentschädigung vor (60 Tage für einen An-
spruch von 90 Tagen, 130 Tage für einen Anspruch von 
200 Tagen usw.).

Die Invalidenrente von Personen, die an einem Arbeitsver-
such teilnehmen, ist dieselbe, ob diese nun erwerbstätig oder 
krankgeschrieben sind. 

In den Unterstützungssystemen eröffnen nur effektiv 
geleistete Arbeitstage Anspruch auf eine Zulage. Bei den 
Sozialhilfe- und den AsylG-Programmen führt die Arbeits-
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ziehenden übernehmen muss, die an einer Massnahme teil-
nehmen, hatte das Bundesgericht folgende Fakten nicht in 
Erwägung gezogen: 

 – die Vergütung, beziehungsweise deren Fehlen,
 – die Dauer der Anstellung,
 – das Vorliegen eines schriftlichen Vertrags beziehungs-
weise dessen Fehlen. 

Hingegen berücksichtigte es das Ziel der Massnahme, 
 nämlich den Erwerb einer Ausbildung beziehungsweise 
Lehre. Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass die Ver-
sicherungsdeckung über die Unfallversicherung des «Arbeit-
gebers» zu laufen hat, bei dem die Massnahme erfolgt. 

Offen bleibt weiterhin die Frage der Unfalldeckung für 
Asylbewerberinnen und -bewerber mit einer N- oder F- Be-
willigung, wenn sie an einem Beschäftigungsprogramm 
 teilnehmen. 

MUTTERSCHAFT Jede Frau sollte während der Schwanger-
schaft Anspruch auf die gleichen medizinischen Leistungen 
unter den im KVG vorgesehenen Bedingungen haben. Nach 
Art. 64 Abs. 7 Bst. b KVG darf der Versicherer für Leistun-
gen ab der 13. Schwangerschaftswoche, während der Nieder-
kunft und bis acht Wochen danach keine Kostenbeteiligung 
(Franchise/Selbstbehalt) erheben. Das gilt auch dann, wenn 
die medizinische Leistung nicht direkt mit der Mutterschaft 
zusammenhängt. Spezifische Leistungen bei Mutterschaft 
sind vor der 13. Schwangerschaftswoche von der Kostenbe-
teiligung ausgenommen (Art. 64 Abs. 7 Bst. a KVG). Diese 
Regel findet auch auf schwangere Frauen auf dem ergän-
zenden Arbeitsmarkt Anwendung, unabhängig davon, ob 
die Betroffene eine Integrationsmassnahme der Sozialhilfe 
absolviert, in einer geschützten Werkstätte arbeitet oder an 
einem Arbeitsversuch im Sinne des IVG teilnimmt. 

Nach der Geburt schliesst die Mutterschaftsentschädi-
gung, wie in Art. 16g Abs. 1 Bst. a und b EOG vorgesehen, den 
Bezug von Taggeldern der Arbeitslosen- und der Invaliden-
versicherung aus. Besteht Anspruch auf ein Taggeld im Sinne 
des AVIG oder des IVG, steht der Frau ein bezahlter Mutter-
schaftsurlaub von 98 Tagen (Art. 16d EOG) in mindestens dem 
gleichen Entschädigungsumfang wie vor der Geburt zu (bei 
Taggeldbezug gemäss AVIG oder IVG). 

Wenn die Frau zum Zeitpunkt der Geburt in einer ge-
schützten Werkstätte arbeitet, beträgt der Mutterschafts-

unfähigkeit bei Krankheit daher de facto zur Streichung der 
Zulage, der bei der Teilnahme an einer Massnahme vorgese-
hen ist. 

Der Kanton übernimmt die Prämien für Sozialhilfe-
empfängerinnen und -empfänger, Asylbewerberinnen und 
-bewerber mit N- oder F-Ausweis und bedarfsabhängig auch 
für andere Personen. Die Kostenbeteiligung (hauptsächlich 
Franchise und Selbstbehalt) ist je nach Beschäftigungsform 
sehr unterschiedlich. Zivildienstleistende zahlen nichts, da 
ihre Krankenkassenprämie sistiert wird, wenn sie 60 Tage 
Dienst leisten. In dieser Zeit sind sie durch die Militärver-
sicherung gedeckt. Die übrigen Personen bezahlen die Fran-
chise (bis zu 2500 Franken im Jahr) und den Selbstbehalt 
(10 % bis zu einem Betrag von maximal 700 Franken im Jahr). 

Schliesslich ist anzumerken, dass die Situation von ver-
urteilten Personen, die ihre Strafe in Form gemein nütziger 
Arbeit ausführen, nicht analysiert werden kann, da ihr sons-
tiger Status nicht bekannt ist: So kann die Person entwe-
der erwerbstätig, selbstständigerwerbend, arbeitslos oder 
sozial hilfeabhängig sein. Der Vollzug einer Strafe in Form 
von gemeinnütziger Arbeit eröffnet beim Eintritt eines Risi-
kos (Krankheit, Schwangerschaft, Tod oder Pensionierung) 
keinerlei Anspruch. 

UNFALL Bei Eintritt eines Berufsunfalls auf dem ergänzen-
den Arbeitsmarkt ist die soziale Absicherung ebenfalls sehr 
heterogen. Arbeitslose in vorübergehender Beschäftigung 
sind bei der Suva versichert, ebenso wie viele Arbeitskräfte 
des ersten Arbeitsmarktes. Bei Zivildienstleistenden ist die 
Versicherungsdeckung umfassender als bei der Unfallversi-
cherung, da die Militärversicherung Leistungen erbringt, 
die von keiner anderen Versicherung vorgesehen sind. Wäh-
rend der persönliche Geltungsbereich des UVG auch arbeits-
lose Personen umfasst (Art. 1a Abs. 1 Bst. b UVG), klärte das 
Bundesgericht mit Urteil vom 4. Dezember 2018 (BGE 144 
V 411) die Situation von Personen, die an einem Arbeitsver-
such gemäss IVG teilnehmen: Das oberste Gericht hielt fest, 
dass diese Personen gegen Unfälle im Sinne des UVG versi-
chert sind. Für Personen, die an einer beruflichen Integra-
tionsmassnahme im Sinne der Sozialhilfe teilnehmen, war 
die Unfalldeckung bereits mit einem Urteil von 2017 geklärt 
worden (BGer 8C_302/2017 vom 18. August 2017). Um zu ent-
scheiden, welche Versicherung den Unfall von Sozialhilfebe-
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urlaub ebenfalls 98  Tage. Abhängig von dem zwischen 
ihr und dem Arbeitgeber abgeschlossenen individuellen 
Arbeitsvertrag können weitere Ansprüche bestehen. Sozial-
hilfeempfängerinnen haben keinen Anspruch auf einen 
bezahlten Mutterschaftsurlaub. Dieser ist Arbeitnehme-
rinnen, Selbstständigerwerbenden und Bezügerinnen eines 
Taggeldes (Lohnersatz) vorbehalten; der Zuschlag für die 
Teilnahme an einer beruflichen Integrationsmassnahme gilt 
nicht als Taggeld. 

ALTER Die Höhe einer Altersrente im Sinne des AHVG wird 
sowohl durch die Anzahl der Beitragsjahre (Rentenskala) als 
auch durch die Höhe des Jahreslohnes während der Beitrags-
jahre bestimmt. Da die Entschädigungen auf dem ergänzen-
den Arbeitsmarkt niedriger sind als die Löhne auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt, fallen die Altersrenten der Betroffenen in 
der Regel tiefer aus. 

Unterschiede gibt es auch innerhalb des ergänzen-
den Arbeitsmarktes selbst. Während die Vergütungen in 
geschützten Werkstätten oft sehr tief sind, führen sie den-
noch zu höheren Rentenansprüchen als bei Sozialhilfeemp-
fängerinnen und -empfängern. Von den sieben untersuch-
ten Beschäftigungsformen ist die gemeinnützige Arbeit 
(StGB) die einzige, die keinen Anspruch auf eine Altersrente 
begründet. 

Je länger sich eine Person ausserhalb des ersten Arbeits-
marktes befindet, desto grösser sind die negativen Auswir-
kungen auf ihre Rente in der 1. Säule.

In die 2.  Säule (BVG) zahlen nur Personen mit einem 
Jahres einkommen von mindestens 21 330 Franken (Eintritt-
schwelle 2019) und einem Arbeitsvertrag von länger als drei 
Monaten ein: Nach Erreichen des 64. beziehungsweise 
65. Altersjahres können sie bei der Pensionskasse dann einen 
Rentenanspruch geltend machen. Viele auf dem ergänzen-
den Arbeitsmarkt tätige Personen sind von diesen Leistun-
gen ausgeschlossen, mit Ausnahme von Zivildienstleistenden 
und bestimmten Personen, die in produktiven Werkstätten 
im Sinne des IFEG tätig sind und keine volle IV-Rente erhal-
ten (Art. 1j BVV 2). Für arbeitslose Personen sieht das Gesetz 
vor, dass auf dem Taggeld nur die Beiträge zur Deckung der 
Risiken Hinter lassenenvorsorge und Invalidität erhoben 
werden; das Risiko Alter ist jedoch nicht abgedeckt. Gemäss 
Art. 22a Abs. 3 AVIG «[…] zieht die Kasse zur Sicherung des 

Vorsorge schutzes bei Tod und Invalidität des Versicherten 
den Beitragsanteil der beruflichen Vorsorge von der Entschä-
digung ab […]». Im Gegensatz zur Erwerbstätigkeit auf dem 
normalen Arbeitsmarkt trägt eine produktive Tätigkeit auf 
dem ergänzenden Arbeitsmarkt somit nicht zur Verbesse-
rung der  sozialen Sicherung im Alter bei.

ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN ZUR SOZIALEN 

 SICHERUNG AUF DEM ERGÄNZENDEN ARBEITS-

MARKT Die grossen Unterschiede in der Vergütung und 
der  sozialen Sicherung auf dem ergänzenden Arbeitsmarkt 
zeigen, dass die entsprechende gesetzliche Normierung zur 
all gemeinen Fragmentierung der Arbeitswelt beiträgt. Dies 
steht im Widerspruch zu einer der ursprünglichen Auf gaben 
des Sozialstaats, nämlich der Förderung einer gewissen Ver-
einheitlichung oder Standardisierung der vertraglichen 
Beziehungen für Arbeitnehmende. Der ergänzende Arbeits-
markt trägt somit zur Erosion der Erwerbsgesellschaft bei 
(Castel 2000), die dazu führt, dass die auf Lohnarbeit basie-
renden sozialen Rechte, die in einem langen Prozess sozialer 
Kämpfe und politischer Verhandlungen ausgehandelt wur-
den, wieder in Frage gestellt werden. Dass der ergänzende 
Arbeitsmarkt wächst, ist aber auch das Ergebnis der Trans-
formation staatlicher Einrichtungen, die in der Sozialpolitik 
zunehmend die Rolle der «Marktmacher» (Ball 2007, S. 38) 
einnehmen. 

Bei einer Arbeitsunfähigkeit auf dem ergänzenden 
Arbeitsmarkt wird den unterstützten Personen die Zulage 

Der ergänzende Arbeits
markt trägt zur Erosion 
der Erwerbsgesellschaft 
bei und stellt die darauf 
gründenden sozialen 
Rechte wieder in Frage.
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zeigen, dass die entsprechende gesetzliche Normierung zur 
all gemeinen Fragmentierung der Arbeitswelt beiträgt. Dies 
steht im Widerspruch zu einer der ursprünglichen Auf gaben 
des Sozialstaats, nämlich der Förderung einer gewissen Ver-
einheitlichung oder Standardisierung der vertraglichen 
Beziehungen für Arbeitnehmende. Der ergänzende Arbeits-
markt trägt somit zur Erosion der Erwerbsgesellschaft bei 
(Castel 2000), die dazu führt, dass die auf Lohnarbeit basie-
renden sozialen Rechte, die in einem langen Prozess sozialer 
Kämpfe und politischer Verhandlungen ausgehandelt wur-
den, wieder in Frage gestellt werden. Dass der ergänzende 
Arbeitsmarkt wächst, ist aber auch das Ergebnis der Trans-
formation staatlicher Einrichtungen, die in der Sozialpolitik 
zunehmend die Rolle der «Marktmacher» (Ball 2007, S. 38) 
einnehmen. 

Bei einer Arbeitsunfähigkeit auf dem ergänzenden 
Arbeitsmarkt wird den unterstützten Personen die Zulage 
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schlicht und einfach gestrichen. Auch hier sehen wir einen 
Widerspruch zu einer der traditionellen Aufgaben des 
Sozial staates. Historisch gesehen zielte die Einrichtung der 
sozialen Sicherung darauf ab, Risiken zu vergesellschaften 
und unsicheren, prekären Arbeitsverhältnissen ein Ende 
zu  setzen. Dies hat den Wert der Erwerbsarbeit und insbe-
sondere ihre Bedeutung für die soziale Sicherung gestärkt. 
Heute sind gewisse Bevölkerungsgruppen dauerhaft vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen, was zu erheblichen Einschrän-
kungen bei ihrem sozialen Schutz führt. So wird beispiels-
weise die Sozialhilfe, die ursprünglich als punktuelle finan-
zielle Unterstützung konzipiert war, heute zunehmend über 
einen längeren Zeitraum bezogen (Schorderet 2016). Und 
obschon die Existenz des ergänzenden Arbeitsmarkts von 
der zentralen Bedeutung der Arbeit in der Schweiz zeugt, 
führen gerade die dort geltenden vertraglichen Bestimmun-
gen zu unsicheren, prekären Arbeitsverhältnissen – ausge-
rechnet in einem Bereich, wo eine staatlich verantwortete 
soziale Sicherung am nötigsten wäre. 

Heute sind gewisse 
Bevölkerungsgruppen 
dauerhaft vom Arbeits
markt ausgeschlossen, 
was zu erheblichen Ein
schränkungen bei ihrem 
sozialen Schutz führt.
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Die Beteiligung der Frauen am Arbeitsmarkt ist eng mit der Mutterschaft und mit der Frage 

der Strukturen zur Kinderbetreuung verbunden. Eine von Pro Familia Schweiz in Auftrag ge-

gebene Studie veranschaulicht in Zahlen den Zusammenhang zwischen der Erwerbsquote von 

Müttern und dem Kinderbetreuungsangebot und macht Vorschläge zu dessen Verbesserung.

Ausgehend von einer Kostenanalyse und diversen Interviews 
mit Vertretern von Schlüsselverbänden aller Landesteile 
schlägt eine neue dreiteilige Studie von Pro Familia (2019) 
ein neues Finanzierungsmodell für die familienexterne Kin-
derbetreuung vor, das auf positiven Anreizen für berufstä-
tige Eltern und die frühkindliche Förderung basiert. Die 
Ausführungen dieses Artikels konzentrieren sich auf die 
Kosten analyse, die von der Universität Neuenburg verfasst 
wurde und sich mit zwei zentralen familienpolitischen The-
men befasst: den Erwerbsunterbrüchen von Frauen nach der 
Geburt eines Kindes und den Beweggründen, die Mütter dazu 
bewegen, erwerbstätig zu sein oder zu Hause zu bleiben.

KARRIEREUNTERBRÜCHE IM FOKUS Die Folgen von Kar-
rierepausen auf die Löhne der Frauen wurden in zahlreichen 

Studien im Ausland untersucht. Bei Frauen, die ihre Arbeit 
unterbrechen oder ihre Erwerbsquote senken, zeigt sich 
eine Verlangsamung des Lohnanstiegs und eine Schwächung 
der Berufserfahrung. Seltsamerweise wurde in der Schweiz 

SOZIALPOLITIK

Karriereunterbrüche: Wirtschaftliche 
Folgen und Lösungen

Philippe Gnaegi, Pro Familia Schweiz

Frauen, die in der Schweiz 
ihre Karriere unter
brechen, tun dies im Schnitt 
für 9,2 Jahre.
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ermöglichen, andere Betreuungs methoden zu analysieren. 
Die Neuenburger Forscher haben einen signifi kanten Zusam-
menhang zwischen der Verfügbarkeit von Betreuungsplät-
zen und der Erwerbsquote von Müttern festgestellt. Kurz 
gesagt: Eine Politik, die den Zugang der Familien zu Kinder-
betreuungsplätzen fördert, erlaubt es den Müttern von Vor-
schulkindern, ihre Erwerbsquote zu erhöhen.

Interessanterweise haben die Kosten und das Ange-
bot unterschiedliche Auswirkungen auf die Erwerbstätig-
keit der Mütter: Während eine Senkung der Kinderbetreu-
ungskosten um zehn Prozent lediglich zu einer Erhöhung 
der Erwerbstätigkeit derjenigen Mütter führen würde, die 
bereits berufstätig sind, bewirkt ein Anstieg der verfügba-
ren Plätze um zehn Prozent einen Anstieg der Erwerbsquote 
aller Mütter um sechs Prozent. Offenbar hat die Erhöhung 
des Kinderbetreuungsangebots einen grösseren Einfluss auf 
die mütterliche Erwerbsquote als die Senkung der Betreu-
ungstarife.

Eine Erhöhung des Angebots an Kinderbetreuungs-
plätzen um 30 Prozent würde Müttern von Vorschulkindern 
eine durchschnittliche Erwerbsquote von etwas mehr als 
70 Prozent ermöglichen. Dies ist ein wichtiges Resultat, da 
eine Erwerbsquote von durchschnittlich 70 Prozent über die 
gesamte Laufbahn hinweg ihr Armutsrisiko im Ruhestand 
deutlich reduzieren würde.

VERBESSERUNG DER EXTERNEN KINDER BETREUUNG: 

FINANZIELLE FOLGEN Die Universität Neuenburg hat 
zwei Möglichkeiten zur Verbesserung der externen Kinder-

bisher keine Studie zu diesem Thema durchgeführt. Die hier 
vorgestellte Untersuchung schliesst diese Lücke.

Die langen Berufsunterbrüche in der Schweiz sind über-
raschend: Frauen, die ihre Karriere unterbrechen, tun dies 
durchschnittlich für 9,2 Jahre – bei Frauen mit Hochschul-
abschluss beträgt die Pause durchschnittlich 6,7 Jahre; bei 
Frauen ohne Ausbildung 12,1 Jahre. Frauen mit tertiärem Bil-
dungsabschluss unterbrechen ihre Karriere weniger häufig 
(38 Prozent gegenüber einem Durchschnitt von 50 Prozent 
aller Frauen). Die Dauer der Unterbrechung hängt auch von 
der Anzahl der Kinder ab. So nehmen Mütter eines einzigen 
Kindes durchschnittlich 4,9 Jahre nach dem Verlassen des 
Arbeitsmarktes ihre Tätigkeit wieder auf.

Die Datenanalyse des schweizerischen Haushaltspanels 
(Umfrage aus dem Jahr 2014 und retrospektive Daten aus 
dem Jahr 2013) ermöglichte es, den Verdienstausfall – auf-
grund von Karrierepausen – zu schätzen. Paradoxerweise 
scheinen Lohneinbussen hauptsächlich Frauen zu treffen, 
die über einen Hochschul abschluss ver fügen. Für Hoch-
schulabsolventinnen beträgt die Lohneinbusse 3,2 Prozent 
pro Unterbrechungsjahr bzw. 21,7 Prozent für die gesamte 
Unterbrechungsdauer. Bei einer 25-jährigen Karriere ent-
spricht dies rund einer halben  Million Franken. Daraus 
ergibt sich für die Volkswirtschaft eine Produktions- und 
Einkommenseinbusse von rund 800 Mio. Franken im Jahr. 
Dieser Verlust könnte jedoch durch ein verbessertes Kinder-
betreuungsangebot ausserhalb der Familie weitgehend ver-
mieden werden.

MEHR KINDERBETREUUNGSPLÄTZE ZUR ERHÖHUNG 

DER FRAUENERWERBSQUOTE Ein zentrales Ziel dieser 
Studie war es, den Zusammenhang zwischen den 
 Kinderbetreuungskosten beziehungsweise der Verfügbar-
keit von Kinderbetreuungsplätzen und der beruflichen 
Tätigkeit von Müttern zu messen. Die Erhebung über Ein-
kommen und Lebensbedingungen (BFS SILC) eignet sich am 
besten für die Beantwortung dieser Art von Fragen. Sie 
umfasst allgemeine Fragen zu den sozioökonomischen 
Merkmalen der Bevölkerung sowie spezifische Fragen zur 
externen Kinder betreuung, zur Art und Dauer der Kinder-
betreuung und zu den Ausgaben der Familien. Die Analyse 
der Universität Neuenburg konzentrierte sich ausschliess-
lich auf Kindertagesstätten, da die SILC-Daten es nicht 

Eine Politik, die den Zu
gang zu Kinder betreuungs
plätzen fördert, erlaubt 
es den Müttern von Vor
schulkindern, ihre Er
werbsquote zu erhöhen.
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betreuung untersucht: zum einen die Senkung der von den 
Familien getragenen Kinderbetreuungskosten, zum ande-
ren eine Erhöhung der Krippenplätze. Die erste Option 
wäre mit  hohen Kosten für die öffentliche Hand verbun-
den. Im Falle einer 50-prozentigen Tarifsenkung würden 
mehr als eine Milliarde Franken pro Jahr an Kosten anfal-
len – darunter 550 Millionen zum Ausgleich der Tarifsen-
kungen für Eltern und etwas mehr als 450 Millionen für die 
Beteiligung der öffentlichen Hand an den Betriebskosten 
der 24 800 neuen Plätze. Die Steuer einnahmen, die durch 
die Zunahme der Berufstätigkeit der Mütter erzielt würden, 
könnten nur etwa ein Viertel der Ausgaben der öffentlichen 
Hand decken.

Die von den Studienautoren bevorzugte zweite Vari-
ante – die Erhöhung des Angebots ohne Tarifanpassungen  
(vgl. auch befristetes Impulsprogramm für die familiener-
gänzende Kinderbetreuung: www.bsv.admin.ch > Sozial-
politische Themen > Familienpolitik > Vereinbarkeit von 
Familie und Erwerbstätigkeit) – würde die gleichen Ergeb-
nisse wie die erste erzielen, jedoch ohne negative Folgen 
für die öffentlichen Finanzen. So würde ein um 30 Pro-
zent erhöhtes Angebot (+18 000 Krippenplätze) zu zusätz-
lichen Betriebskosten von rund 500 Mio. Franken im Jahr 
führen, von denen ein Drittel (166 Millionen) von der öffent-
lichen Hand getragen würde. Somit würden die höheren 
Steuerein nahmen von rund 250 Mio. Franken, die sich durch 
die Zunahme der beruflichen Tätigkeit der Mütter generie-
ren liessen, die Ausgaben der öffentlichen Hand übersteigen.

Die Studie wurde von Pro Familia Schweiz – in Zusam-
menarbeit mit den Universitäten Neuenburg und Freiburg – 
sowie mit der Beteiligung der Fédération des Entreprises 
Romandes Genève FER, Avenir Suisse, dem Schweizerischen 
Gewerkschaftsbund, Artias und dem Schweizerischen 
 Kaderverband SKV durchgeführt. Für die familienpolitische 
Literatur bringt diese Studie einen klaren Mehrwert, da sie 
bisher nicht vorhandene Daten sowie eine interdisziplinäre 
(vor allem soziale und ökonomische) Sichtweise auf dieses 
Fachgebiet liefert.  
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Extremistische Radikalisierung vollzieht sich zunehmend unter dem Einfluss des Internets. 

Junge Menschen sind hierfür besonders anfällig. Vier Schweizer Pilotprojekte haben im 

letzten Jahr Internetangebote entwickelt, um der Online-Radikalisierung vorzubeugen. Ihr 

Vorgehen und ihre Ergebnisse wurden wissenschaftlich evaluiert.

Verschiedene Extremisten werben im Internet meist mit-
tels Videobotschaften für ihre Ziele und versuchen, junge 
Menschen zu bekehren. Diesen im Internet präsentierten 
radikalen und extremistischen Inhalten gilt es, valide Infor-
mationen, sogenannte Gegen- bzw. alternative Narrative, ent-
gegenzusetzen. Als Gegennarrativ werden dabei Botschaften 
verstanden, die sich explizit gegen extremistische Inhalte 
wenden und diese dekonstruieren. Alternative Narrative 
fokussieren hingegen die Vermittlung positiver Inhalte und 
werben beispielsweise für Toleranz, gegenseitiges Verständ-
nis und Demokratie. Im Rahmen des Schwerpunktthemas 
2017–2018 «Extremismus und Radikalisierung» hat die Nati-
onale Plattform Jugend und Medien des Bundesamts für Sozi-
alversicherungen (BSV) vier Pilotprojekte ausgewählt und 
unterstützt, die Gegen- bzw. alternative Narrative er arbeitet 

haben. Das Institut für Delinquenz und Kriminalprä vention 
der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
(ZHAW) hat diese Pilotprojekte zusammen mit der Hoch-
schule für Soziale Arbeit in Freiburg (HES-SO) evaluiert. 
Neben der Qualitätssicherung diente die Untersuchung der 
Erarbeitung von Wissen über die Umsetzung und die mög-
lichen Wirkungen solcher Projekte. Methodisch kam dabei 
ein plurales Vorgehen zum Einsatz: Es wurden verschie-
dene Formen qualitativer Interviews (mit partizipierenden 
Jugendlichen, Projektleitenden, unabhängigen Experten), 
Workshopbeobachtungen, Gruppendiskussionen, Internetre-
cherchen und eine standardisierte Befragung durchgeführt.

DIE PILOTPROJEKTE Zusammen mit einem Gremium nati-
onaler Expertinnen und Experten wählte das BSV Pilot-
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nen für Comics, Bloggergruppe) oder in einer eher beraten-
den Rolle. 

Auch wenn die Einbindung von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen wichtig ist, stellt sie einige Herausforderun-
gen. Gerade wenn diese eine grosse Verantwortung für den 
Erfolg des Projekts übernehmen, wäre es angezeigt gewe-
sen, sie von Beginn weg in die Konzeptentwicklung einzu-
beziehen, um ihre Motivation zu stärken. Da mit der Radi-
kalisierung und der Projektidee zum Narrativ aber sowohl 
das Thema als auch das Konzept vorgegeben waren, waren 
die Partizipationsmöglichkeiten der Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen begrenzt. Eine zusätzliche Herausforde-
rung bestand darin, dass sich diese gerade bei Projekten, die 
Videomaterial erarbeiten, exponieren. Hier waren Vorkeh-
rungen zu treffen, die die Jugendlichen vor negativen Aus-
wirkungen ihres Engagements schützen, was weitestgehend 
gelang.

Ein entscheidendes Merkmal des Projektansatzes des 
BSV war, dass alle erarbeiteten Narrative vor der Veröffent-
lichung einem Gremium an Expertinnen und Experten vor-
gelegt wurden, um dem Risiko vorzubeugen, Inhalte zu 
verbreiten, die nicht eindeutig als Gegen- bzw. alter native 
Narrative aufgefasst werden könnten. Einige der Projekt-
teams kritisierten, dass sich ihre Projekte aufgrund von 
Änderungswünschen um rund zwei Wochen verzögerten. 
Es muss jedoch betont werden, dass dieser Prozess zur Qua-
litätssicherung der Narrative beigetragen hat.

Hinsichtlich der Verbreitung der erarbeiteten Narra-
tive hat sich gezeigt, dass seit der Veröffentlichung auf ver-
schiedenen Kanälen der Sozialen Medien z. T. eine beachtli-
che Anzahl an Zugriffen erfolgt ist. Dies war vornehmlich 
dann der Fall, wenn die Narrative mit finanzieller Unterstüt-
zung beworben wurden. Aber selbst in den Fällen, in denen 
viele Personen die Narrative gesehen haben, hat dies in den 
wenigsten Fällen zu irgendwelchen Aktivitäten geführt. 
Kommentierungen, Empfehlungen usw. fanden nur selten 
statt. Umfangreiche Debatten auf Plattformen der Sozia-
len Medien hat keines der Projekte bzw. keines der Narrative 
aus gelöst. Grundsätzlich hat sich bezüglich der Verbreitung 
von Narrativen gezeigt, dass es neben Online- auch Offline- 
Aktivitäten bedarf. Für eine bessere Verbreitung sind Koope-
rationen mit Organisationen einzugehen, über die dann die 
erarbeiteten Inhalte geteilt werden können. 

projekte aus, die es in der Folge finanziell unterstütze 
und ideell begleitete. Dabei wurde darauf geachtet, eine 
möglichst grosse Bandbreite an Narrativen abzubilden. 
Es  wurden stärker bildbezogene und stärker textbasierte 
Narra tive umgesetzt; es wurden Projekte gefördert, die sich 
eher als Gegennarrative verstanden, und Projekte, die alter-
native Narrative erstellten. Bei allen Projekten ware Jugend-
liche bzw. junge Erwachsene an der Ausarbeitung der Nar-
rative beteiligt.

Im  ersten  ausgewählten  Projekt,  «Winf luence» 
     (www.jugendinfo.win/winfluence/), wurden fünf Comic- 
Videoclips erarbeitet, die sich Themen wie Gewalt in Paarbe-
ziehungen und Fremdenfeindlichkeit widmeten. Im zweiten 
Projekt, «KnowIslam» (www.knowislam.ch), wurden einer-
seits Bildtexte (Zitate aus dem Koran) und andererseits Infor-
mationsvideos über den Islam (z. B. zum Thema Gewalt im 
Islam) entwickelt. Das dritte Projekt, «SwissMuslimStories» 
(www.swissmuslimstories.ch), fertigte zehn kurze Videopor-
traits über junge muslimische Erwachsene an. Im Rahmen 
des vierten Projekt, «PositivIslam» (www.positivislam.ch), 
erstellten und verbreiteten junge Bloggerinnen und Blogger 
Posts. Während die drei erstgenannten Projekte die deutsch-
sprachige Schweiz abdeckten, wandte sich das letzte Projekt 
an ein französisch- und italienischsprachiges Publikum.

ERKENNTNISSE ZUR UMSETZUNG Der Projektansatz 
des BSV, mit einer Ausschreibung und einer finanziellen 
Teilförderung einen Impuls für die Entwicklung von Narra-
tivprojekten zu setzen, kann insgesamt als gelungen einge-
stuft werden. Auch wenn die vier Projekte ihre anspruchs-
vollen Ziele und Zielgruppen nicht immer erreicht haben, 
sind zahlreiche Narrative in Form von Videoclips oder Text-
beiträgen erarbeitet worden.

Zur positiven Beurteilung trägt erstens bei, dass von 
Beginn weg meist klare Konzeptideen bezüglich der zu 
erarbeitenden Projekte vorlagen, die sich auch an vorhan-
denen Projekten aus anderen Ländern orientierten. Zwei-
tens wurde in verschiedenen Projekten externe Kompetenz 
einbezogen, die für die professionelle Umsetzung zentraler 
Projektschritte entscheidend war (z. B. Kampagnen- Agentur, 
Filmemacher, Theaterpädagogin). Drittens wurden in allen 
Projekten Jugendliche bzw. junge Erwachsene einbezogen, 
entweder in einer sehr aktiven Rolle (Erarbeitung von Sze-
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zu bewerten sind, weil kein experimentelles Design zur 
Anwendung kam, konnte belegt werden, dass die Toleranz 
durch Betrachtung der Videoclips leicht zunahm während  
gewaltbereite, extremistische und islamistisch-extreme Ein-
stellungen leicht abnahmen. 

EMPFEHLUNGEN Gegen- bzw. alternative Narrative allein 
werden die Radikalisierung junger Menschen nicht ver-
hindern. Narrative, verbreitet im Internet und in den Sozia-
len  Medien, können immer nur der Baustein einer umfang-
reichen Strategie zur Prävention von Radikalisierung und 
Extremismus sein, dies auch, weil die Ursachen für Radika-
lisierung vielschichtig und komplex sind. Bezüglich solcher 
Narrative lässt die durchgeführte Evaluation einige Empfeh-
lungen zu, die bei zukünftigen Projekten zu beachten sind: 

 – Insofern Internet und Soziale Medien bei der Sozialisie-
rung Jugendlicher und junger Erwachsener weiterhin ei-
ne bedeutende Rolle spielen werden, wären vergleichbare 
Pilotpro jekte zur Entwicklung von Gegen- und alter-
nativen Narrativen gegen islamistischen Extremismus 
und anderer Formen der Radikalisierung (z. B. Rechts-
extremismus, Linksextremismus) zu begrüssen.

 – Von Bund, Kantonen und Gemeinden sollten zukünftig 
weiterhin Impulse für die Förderung von Präventionspro-
jekten im Internet und in den Sozialen Medien ausgehen. 
Die Umsetzung dieser Projekte sollte aber weiterhin durch 
unabhängige Organisationen erfolgen.

 – Jedem Projekt, das Narrative erarbeitet, ist zu empfehlen, 
ein unabhängiges Expertengremium einzusetzen, das die 
Narrative vor der Veröffentlichung prüft sowie für Fragen 
zur Erstellung der Narrative zur Verfügung steht. Die 
Kompetenzen dieser Expertinnen und Experten sind da-
bei jeweils projektspezifisch zu bestimmen. Es sollten aber 
sowohl inhaltliche (hier: Radikalisierung) als auch formale 
Aspekte (hier: Verbreitung in Sozialen Medien, Kommuni-
kationsdesign) berücksichtigt werden. 

 – Der internationale Austausch über Erfahrungen und 
Best-Practice-Modelle bei der Erarbeitung von Narrativen 
ist zu fördern.

 – Die Integration der muslimischen Bevölkerung in 
der Schweiz ist eine gesamtgesellschaftliche Heraus-
forderung, zu der Narrative einen kleinen Beitrag leis-
ten können. Förderlich können Informationsvideos oder 

Um die Verbreitung und letztlich das Potenzial der erar-
beiteten Narrative zu optimieren, bedarf es im Anschluss 
an die Erarbeitung zudem eine Art Umsetzungsphase. Die 
Projekte haben bislang kein Konzept, das ihre Nachhal-
tigkeit sicherstellt; gleichwohl sind Ideen zu möglichen 
Anschlussprojekten vorhanden. So könnten die Videos spä-
ter beispielsweise mit Leitfäden oder andere Handreichun-
gen begleitet werden, die ihren strukturierten Einsatz  in 
der Schule oder in der Jugendarbeit ermöglichen. 

ERKENNTNISSE ZUR WIRKUNG Anhand von Interviews 
mit Expertinnen und Experten, insbesondere aber aufgrund 
einer zusätzlich durchgeführten standardisierten Befra-
gung von über 1500 Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
kann eine präventive Wirksamkeit der Narrative vermutet 
werden. In der Befragung wurde untersucht, wie sich Videos 
der Pilotprojekte im Vergleich zu Videos mit dem Thema 
«Zivilcourage» auf die Einstellungen der Betrachterinnen 
und Betrachter auswirkten. 

Zunächst zeigte die Befragung aber, dass die Inhalte 
der Videos weitestgehend richtig verstanden wurden  – 
die Befragten wurden gebeten, unmittelbar nach dem 
Abspielen der Videos eine kurze Inhaltsangabe zu notie-
ren. Zugleich machten die Befragten aber auch Probleme 
und Weiter entwicklungsmöglichkeiten deutlich, die zum 
Teil die transportierten Botschaften, zum Teil die forma-
len Gestaltungselemente (z. B. Musik) betrafen. Insgesamt 
bewerteten die Zielgruppen die Narrative aber mehrheit-
lich positiv: Bei vier von fünf Narrativen gab mehr als die 
Hälfte der Befragten an, dass der Videoclip gefallen hat. Die 
Auswertungen belegen zudem, dass die Narrative relevante 
Themen ansprachen, dass sie Betroffenheit auslösten und 
zur Reflexion Anlass gaben. Muslimische Befragte stuften 
insbesondere die Videoclips des Projekts «Know Islam» als 
ansprechend ein.

Nur eine Minderheit der befragten Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen waren der Meinung, dass die Narra-
tive Gewalt und Radikalisierung vorbeugen. Solch eine sub-
jektive Wirkungseinschätzung ist jedoch nicht gleichzuset-
zen mit der Wirkungsprüfung, wie sie mit dem Vergleich 
der Reaktionen auf die Videoclips der Pilotprojekte und der 
Zivilcourage-Videos im Rahmen der standardisierten Befra-
gung erfolgt ist. Auch wenn die Ergebnisse zurückhaltend 
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Blogtexte, insbesondere aber Videos sein, die persönli-
che Geschichten in den Mittelpunkt stellen. Der Ansatz, 
Mus liminnen und Muslime als selbstverständlichen Teil 
der Schweizer Gesellschaft darzustellen (und Muslimsein 
und Schweizersein als ohne Weiteres vereinbar), beinhal-
tet  Potenzial zum Abbau von Vorurteilen.

 – Projekte zur Entwicklung von Narrativen sind komplex. Es 
bedarf auf Seiten der Projektleitenden umfassender Pro-
jektmanagementqualitäten. Die Projekte lassen sich nicht 
durch eine Person allein bewältigen, sondern es braucht 
ein Netzwerk an verlässlichen Partnerinnen und Partnern. 
Für die Projekte sollte zudem gelten: Weniger ist im Zwei-
felsfall mehr. Eine Konzentration auf die Erarbeitung we-
niger Narrative und die Verbreitung auf wenigen Kanälen 
erscheint erfolgversprechend. 

 – Bei der Projektierung von Narrativen sind ausreichend 
finanzielle Mittel für den Ein bezug weiterer Expertisen 
(z. B. Homepagedesigner, Agenturen, Theaterpädagogen 
oder Filmemacher) einzuplanen.

 – Jugendliche und junge Erwachsene an der  Erarbeitung 
von Narrativen zu beteiligen, ist ein notwen diges und 
hilfreiches Vorgehen. Eine Herausforderung stellt das 
Thema «Partizipation» dann dar, wenn sie für ein Projekt 
die Hauptverantwortung tragen. Um ihre Motivation zu 
unterstützen, braucht es ent weder bereits vor dem Start 
des Projekts Personen, die hierfür bereitstehen, oder aber 
es gibt genügend andere An reize, um sie bei der Stange 
zu halten. Dass Jugendliche und junge Erwachsene einen 
grossen Teil ihrer Freizeit investieren, um ein Narrativ-
projekt zum Erfolg zu führen, kann nicht ohne Weiteres 
vorausgesetzt werden. Wichtig erscheint  zudem, Jugend-
liche und junge Erwachsene ab Projektbeginn in die Ent-
wicklung der Projektidee zu involvieren oder bei einer 
späteren Einbindung offen zu sein, einen Schwerpunkt al-
lenfalls auch anders als ursprünglich geplant zu setzen. 
Gerade die jüngeren Jugendlichen, die sich in einem Nar-
rativ exponieren, das im Internet und via Social Media ver-
breitet wird, müssen geschützt werden. Dieses Spannungs-
feld zwischen Partizipation und Sichtbarkeit ist im Vorfeld 
eines Projekts daher zu reflektieren.

 – Die Wirksamkeit von alternativen Narrativen und Gegen-
narrativen ist mit geeigneten methodischen Verfahren 
fortlaufend zu prüfen. 

 – Die Verbreitung von Narrativen geschieht nicht von selbst. 
Es braucht eine Strategie, welche die Online-Verbreitung 
offline unterstützt. Hierzu ist mit verschiedenen Organisa-
tionen und Personen zusammenzuarbeiten, die bestenfalls 
bereits in die Konzeption involviert werden. Möglicher-
weise ist eine höhere Verbreitung und auch Diskussion 
von Narrativen dann zu erwarten, wenn kontroversere 
Themen gewählt oder Fragestellungen provo kativ bear-
beitet werden. 

 – Es sollten Möglichkeiten eruiert werden, inwieweit die 
Weiterbetreuung und -entwicklung der Narrative unter-
stützt werden kann. Die vorhandenen Videoclips eignen 
sich zum geführten Einsatz in unterschiedlichem Kontext. 
Entscheidend ist aber, dass entsprechende Leit fäden oder 
Handreichungen erarbeitet werden. 

 – Narrative sind ein Weg unter vielen, religiöse Themen zu 
vermitteln. Mit Blick auf die Entwicklung und Veröffent-
lichung entsprechender Narrative erscheint die Abstim-
mung in einem Expertengremium von besonderer Bedeu-
tung.

 – Es ist zu begrüssen, wenn zukünftige Projekte weiterhin 
mit externen Evaluationen begleitet werden, um weitere 
Erkenntnisse zu diesem Themenfeld zu erarbeiten. 
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Wenn Maschinen immer mehr menschliche Arbeit ersetzen, was müssen denn Menschen noch 

können? An welchen Kompetenzen und Grundwerten soll man sich orientieren, um jüngere 

Generationen für das digitale Zeitalter zu bilden und auszubilden? Dieser Beitrag ordnet die 

Debatte anhand zweier Übersichtsmodelle.

Im Zuge der Debatten rund um die Digitalisierung der 
Arbeitswelt propagieren zahlreiche Publikationen den Skill-
Shift: veränderte Kompetenzanforderungen in der zuneh-
mend digitalisierten Arbeitswelt. Was bedeutet dies für Bil-
dung und Ausbildung von Kindern und Jugendlichen? Wird 
im Zuge der digitalen Transformation vieles anders? Wel-
che zentralen Kompetenzen, Charakterstärken und Grund-
werte ermöglichen es Heranwachsenden im 21. Jahrhundert, 
als Erwachsene einerseits Lebenszufriedenheit und ande-
rerseits Arbeitsmarktfähigkeit zu erlangen? Im Auftrag der 
Eidgenössischen Kommission für Kinder und Jugendfragen 
hat die Autorin zahlreiche Kompetenzmodelle miteinander 
verglichen und ein Übersichtsmodell entwickelt. 

Niemand weiss im Detail, welche Kompetenzen und 
Werthaltungen in Zukunft für ein gelingendes Leben und 

einen sicheren Arbeitsplatz zählen, und schon gar nicht im 
 Einzelfall. Alle Kinder und Jugendlichen bringen unter-
schiedliche Voraussetzungen, Bedürfnisse, Stärken, Talente 
und Persönlichkeiten mit. Alle über einen Kamm – bezie-
hungsweise ein einziges Kompetenzmodell – scheren zu 
wollen, wäre daher wenig sinnvoll. Oft sind es gerade ganz 
unterschiedliche Kompetenzen und gegensätzliche Cha-
rakterstärken, die sich ergänzen, und damit ein Team, eine 
Familie und eine Gesellschaft erfolgreich machen.

Einige der einflussreichsten Einschätzungen, welche 
Skills künftig relevant sein werden, stammen von Robotik- 
und Digitalisierungsexperten. Sie betonen in erster Linie, 
dass künftige Arbeitskräfte das können müssen, was Maschi-
nen nicht können und somit nicht wegdigitalisiert werden 
kann: Kreativität, Problemlösungsfähigkeiten und Sozial-
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im raschen technologischen Wandel klar im Vorteil ist. Dass 
allerdings die neu entstandenen Berufs profile und Stellen 
mindestens teilweise neue Kompetenz anforderungen mit 
sich bringen, ist unstrittig. 

SELBSTKOMPETENZEN, SOZIALKOMPETENZEN UND 

ANALYTISCHES DENKEN Um eine Gewichtung der im 

kompetenzen. Man fühlt sich an die Debatten um Soft Skills 
und Schlüsselqualifikationen erinnert, die lange vor dem 
digitalen Zeitalter begonnen haben. Gerade Technik-
experten hatten grossen Einfluss auf neuere Pro g nosen und 
angsteinflössende Schlagzeilen, wonach rund die Hälfte der 
Arbeitsplätze wegen der Digitalisierung in Gefahr sei. Es ist 
allerdings stark umstritten, wie sich der Arbeitsmarkt in der 
Schweiz aufgrund der digitalen Transformation verändert 
und noch verändern wird, da grosse branchen- und funkti-
onsspezifische Unterschiede bestehen. Historisch versierte 
Arbeitsmarktspezialisten betonen, es handle sich keineswegs 
um die erste Automatisierungswelle in der Wirtschaftsge-
schichte. Und bisher seien im Zuge von Mechanisierung und 
Automatisierung jeweils deutlich mehr Stellen geschaffen als 
abgebaut worden. In den vergangenen zehn Jahren sind in 
der Schweiz mehr als zehn Prozent mehr Vollzeitstellen ent-
standen. Dies wiederum ist jedoch auf verschiedene Fakto-
ren zurückzuführen – beispielsweise eine konkurrenzfähige 
Volkswirtschaft, politische Stabilität und ein hervorragen-
des Bildungssystem, das mit der dualen Ausbildung gerade 

21.  Jahrhundert besonders gefragten Kompetenzen und 
Charakterstärken vorzunehmen, wurden für die erste Über-
sicht dieses Beitrags aus insgesamt 26 Modellen und Auflis-
tungen knapp 100 Kompetenzen und Skills analysiert und 
anschliessend aggregiert (vgl. Grafik G1). Die Auswahl erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit oder Repräsentativität, 
sondern soll ermöglichen, häufig genannte und konsensfä-
hige Kompetenzen und Eigenschaften zu gewichten. Die 
26 Modelle, Auflistungen von 21st-Century-Skills, Kompetenz-
modelle und Übersichten von Charakterstärken im digitalen 
Zeitalter weisen unterschiedliche Perspektiven auf: Fokus 
auf Bildung der Zukunft, Fokus auf Arbeitsmarkt, Fokus auf 
Berufsberatung, Fokus auf Life-Skills, Fokus auf globale Ent-
wicklung. Die verwendeten Modelle stammen mehrheitlich 
von Bildungsinstitutionen, aus der Berufs beratung, aus der 
Trendforschung, aus wirtschafts nahen Beratungskontexten 
und von der WHO. Die drei meist genannten Kompetenzclus-
ter sind: 
• Selbstkompetenzen wie Selbstreflexion, Selbststeuerung, 

Selbstorganisation, Selbstdisziplin, Selbstwirksamkeit; 
• Soziale Kompetenzen wie Kommunikation, Kollaborati-

on, Kooperation, Teamfähigkeit, Beziehungspflege,  soziale 
Verantwortung, Empathie, Umgang mit Diversität, kultu-
relles Bewusstsein; 

• Analytisches Denken sowie Problemlösung, kritisches 
Denken und Kreativität.

Im Zusammenhang mit der digitalen Transformation wird 
oft betont, dass die Möglichkeiten des mobil-flexiblen 
 Arbeitens höhere Anforderungen an die Selbststeuerung 
stellen. Daher passt es, dass Selbstkompetenzen in ihren 
unterschiedlichen Ausprägungen in der Summe die häufigs-
ten Kompetenzen sind. Gesellschaftliche Individualisierungs-
tendenzen dürften hier mit den technologischen Entwick-
lungen einher gehen. Soziale Kompetenzen mit dem 
zentralen Begriff der Kommunikation sind das nächste 
grosse Kompetenz cluster, das auch mit Zuhören, Empathie, 
Umgang mit Diversität, kulturellem Bewusstsein und digita-
len Kompetenzen zusammenhängt. Analytisches und kriti-
sches Denken gehören eng zusammen und sind zusammen 
mit Kreativität zentrale Voraussetzungen für die oft gefor-
derte Problem lösungsfähigkeit.

Über alle verwendeten Modelle und Auflistungen gese-
hen tauchen drei Kompetenzen auf, die als konsensfähigste 

Einige der einfluss
reichsten Einschätzungen 
zu den Skills von morgen 
stammen von Robotik und 
Digitalisierungsexperten.

Meistgenannte Kompetenzen (gewichtet nach Zahl der Nennungen) G1

Quelle: Genner 2019, S. 11.
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21.  Jahrhundert besonders gefragten Kompetenzen und 
Charakterstärken vorzunehmen, wurden für die erste Über-
sicht dieses Beitrags aus insgesamt 26 Modellen und Auflis-
tungen knapp 100 Kompetenzen und Skills analysiert und 
anschliessend aggregiert (vgl. Grafik G1). Die Auswahl erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit oder Repräsentativität, 
sondern soll ermöglichen, häufig genannte und konsensfä-
hige Kompetenzen und Eigenschaften zu gewichten. Die 
26 Modelle, Auflistungen von 21st-Century-Skills, Kompetenz-
modelle und Übersichten von Charakterstärken im digitalen 
Zeitalter weisen unterschiedliche Perspektiven auf: Fokus 
auf Bildung der Zukunft, Fokus auf Arbeitsmarkt, Fokus auf 
Berufsberatung, Fokus auf Life-Skills, Fokus auf globale Ent-
wicklung. Die verwendeten Modelle stammen mehrheitlich 
von Bildungsinstitutionen, aus der Berufs beratung, aus der 
Trendforschung, aus wirtschafts nahen Beratungskontexten 
und von der WHO. Die drei meist genannten Kompetenzclus-
ter sind: 
• Selbstkompetenzen wie Selbstreflexion, Selbststeuerung, 

Selbstorganisation, Selbstdisziplin, Selbstwirksamkeit; 
• Soziale Kompetenzen wie Kommunikation, Kollaborati-

on, Kooperation, Teamfähigkeit, Beziehungspflege,  soziale 
Verantwortung, Empathie, Umgang mit Diversität, kultu-
relles Bewusstsein; 

• Analytisches Denken sowie Problemlösung, kritisches 
Denken und Kreativität.

Im Zusammenhang mit der digitalen Transformation wird 
oft betont, dass die Möglichkeiten des mobil-flexiblen 
 Arbeitens höhere Anforderungen an die Selbststeuerung 
stellen. Daher passt es, dass Selbstkompetenzen in ihren 
unterschiedlichen Ausprägungen in der Summe die häufigs-
ten Kompetenzen sind. Gesellschaftliche Individualisierungs-
tendenzen dürften hier mit den technologischen Entwick-
lungen einher gehen. Soziale Kompetenzen mit dem 
zentralen Begriff der Kommunikation sind das nächste 
grosse Kompetenz cluster, das auch mit Zuhören, Empathie, 
Umgang mit Diversität, kulturellem Bewusstsein und digita-
len Kompetenzen zusammenhängt. Analytisches und kriti-
sches Denken gehören eng zusammen und sind zusammen 
mit Kreativität zentrale Voraussetzungen für die oft gefor-
derte Problem lösungsfähigkeit.

Über alle verwendeten Modelle und Auflistungen gese-
hen tauchen drei Kompetenzen auf, die als konsensfähigste 

gelten können: Kommunikation, Problemlösung, kritisches 
Denken. In wirtschafts- und techniknahen Publikationen, 
aber auch im bildungsnahen 4-K-Modell (Kollaboration, 
 Kommunikation, Kreativität und kritisches Denken) wird 
Kreativität in Abgrenzung zu maschinellen Fähigkeiten 
oft besonders hervorgehoben. Verschiedene Prognosen zur 
Zukunft der Arbeit gehen davon aus, dass Routine arbeiten, 
bei denen keine Kreativität oder Problemlösungsfähigkeit 
nötig ist, am schnellsten automatisiert werden. Es gibt jedoch 
zahlreiche Hinweise darauf, dass viele Routine aufgaben 
trotz theoretischer Automatisierbarkeit nicht automatisiert 
werden, weil es sich ökonomisch gesehen nicht lohnt. 

DIGITALE KOMPETENZEN ALS QUERSCHNITTS-

KOMPETENZEN Versucht man die zahlreichen Kompe-
tenzen, Fähigkeiten und Charakterstärken zu systematisie-
ren, ergibt sich nochmals ein neues Bild, das mehr Ordnung, 
jedoch weniger Gewichtung verspricht. Die Begriffe Kom-
petenzen, Fähigkeiten, Fertigkeiten, Persönlichkeitseigen-
schaften, Charakterstärken und Grundwerte unterscheiden 
sich. Auf begriffliche Differenzen wird nicht eingegangen. 
Für das Modell wurden fachliche, soziale und persönliche 
Kompetenzen als drei zentrale Kompetenzbereiche gewählt. 
Die digitalen Kompetenzen ergänzen diese drei Bereiche um 
spezifische Aspekte, die durch digitale Technologien dazu-
kommen.

Zahlreiche Faktoren verändern die Arbeits- und Lebens-
welten der Zukunft in der Schweiz, z. B. die Individualisie-
rung, der Wertewandel (u. a. in Bezug auf Arbeits-, Fami-
lien- und Beziehungsformen, Geschlechterrollen), die 
Säkularisierung, Migration, globale Mobilität. Die  aktuelle 
Debatte um die Zukunft der Arbeitswelt ist jedoch von der 

Maschinen mangelt es 
an Kreativität, Problem
lösungsfähigkeiten 
und Sozialkompetenz.
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auf. Das oft beschworene Computational Thinking bedeu-
tet, ein Problem methodisch so zurechtlegen zu können, 
dass es nach bestimmten formalen Vorgaben auch von einem 
Computer gelöst werden kann. Dieses Konzept wird im Über-
blicksmodell als Teil der fachlichen Kompetenzen aufgefasst 
(Analyse, Problemlösung und Technologie fachspezifisch 
einsetzen).

digitalen Transformation stark dominiert. Daher liegt die 
Frage nach digitalen Kompetenzen besonders nahe. Sind 
digitale Kompetenzen eine eigene Kategorie? Viele Modelle 
erfassen diese separat, manchmal mit konkreten Teilaspek-
ten des an sich vagen Begriffs der «digitalen Kompetenzen». 
Das hier vorgeschlagene Überblicksmodell (vgl. Grafik G2) 
fasst digitale Kompetenzen als Querschnittskompetenzen 

Systematisiertes Übersichtsmodell mit Kompetenzen und Grundwerten (keine abschliessende Auflistung) G2

Fachliche Kompetenzen

Fachexpertise // Praxis- 
und  Berufserfahrung

Lesen, schreiben, rechnen / Texte 
verstehen und verfassen, Umgang 
mit Zahlen, Sprachen, Bilder und 
multimediale Inhalte verstehen

Analyse / Informationen filtern, 
 Komplexität reduzieren, Zusammen-
hänge erkennen

Reflexion / kritisches Denken, 
 abstraktes Denken, Interpretation

Problemlösung / Herausforderungen 
identifizieren, konstruktive Strate-
gien entwickeln, Entscheidungen 
fällen, Prozesse steuern

Methoden / Arbeitstechniken, Zeit-
management, Projektorganisation

Soziale Kompetenzen

Kommunikation / Zuhören, konstruktiv 
und adressatengerecht kommunizieren, 
Empathie, Konfliktfähigkeit, Durch-
setzungsvermögen

Team / Kooperation, Kollaboration, 
Koordination, Leadership

Diversität / konstruktiver Umgang mit 
unterschiedlichen Perspektiven sowie 
sozialer und kultureller Vielfalt

Engagement / Einsatzbereitschaft, 
soziale Verantwortung, globales Be-
wusstsein

Persönliche Kompetenzen

Lernen / Lernmotivation, Lernfähigkeit, 
Neugier

Ideen / Kreativität, Erfindergeist, 
Spielfreude

Resilienz / Belastbarkeit, Standhaftig-
keit, Durchhaltekraft

Selbstregulierung / Selbstorgani-
sation, Selbstreflexion, Impulskontrolle, 
Prioritäten setzen, Handlungskompetenz

Flexibilität / Anpassungsfähigkeit, 
Agilität, Ambiguitätstoleranz, Ver-
änderungsbereitschaft

Digitale Kompetenzen
Technologien / fach- und berufs-
spezifische Technologien anwenden, 
Lizenzen und Urheberrecht

Information / digital suchen, filtern, 
beurteilen, speichern, abrufen, 
 digitale Inhalte entwickeln

Sicherheit / Schutz von Geräten, 
persönlichen Daten

Interaktion / interagieren über Tech-
nologien, Teilen von Informationen und 
Inhalten, Engagement in der Online- 
Gesellschaft, Zusammenarbeit über 
digitale Kanäle

Identität / Verhalten im digitalen Raum, 
Verwaltung der digitalen Identität

Technikumgang / sinnvoller und 
 gesunder Einsatz digitaler Technologien

Grundwerte Respekt
Dankbarkeit
Ehrlichkeit
Integrität

Verantwortung
Selbstwert
Offenheit
Fairness

Vertrauen
Mut
Mässigung
Vergebung

Verlässlichkeit
Bescheidenheit
Loyalität
Lebenssinn

Geduld
Freundlichkeit
Humor
Hoffnung

Quelle: Genner 2019, S. 13.
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WARUM GRUNDWERTE? Die meisten bisherigen Modelle 
integrieren Grundwerte oder Charakterstärken nicht oder 
nur bruchstückhaft. Sie sind auch nicht immer klar von per-
sönlichen und sozialen Kompetenzen zu trennen. Im vor-
liegenden Modell bilden die Grundwerte das Fundament 
für Kompetenzen. Wenn die Verankerung in Werthaltungen 
nicht gegeben ist, dann wirken sich Kompetenzen in einem 
gesamtgesellschaftlichen Sinne nicht unbedingt positiv aus. 
Das «Kompetenzmodell» der Antike waren die vier Kardinal-
tugenden: Gerechtigkeit (iustitia), Mässigung (temperantia), 
Tapferkeit (fortitudo) und Weisheit (sapientia). Das Chris-
tentum fügte noch drei weitere Tugenden hinzu: Glaube, 
Liebe, Hoffnung. Und die Preussen legten besonderen Wert 
auf Pünktlichkeit, Ordnung und Fleiss. Tugenden sind ein 
Kind ihrer Zeit und sowohl weltanschaulich wie auch kultu-
rell geprägt. Die Grundwerte im hier vorgestellten Modell 
orientieren sich an der Fachrichtung Positive Psychologie. 
Humor, Hoffnung, Integrität und Lebenssinn sind zentrale 
Elemente des Modells im Sinne seiner ganzheitlichen Aus-
richtung auch ausserhalb der Arbeitswelt. Kompetenzen wie 
die Fähigkeit, Prioritäten zu setzen, Ambiguitätstoleranz 
und lebenslange Lernfähig keiten waren und sind in Zeiten 
raschen Wandels wichtig. Das Informations- und Datenvolu-
men sowie die Vielzahl neuer Quellen, die durch Digitalisie-
rung erst möglich wurden, setzen Filterkompetenzen und 
kritisches Denken in besonderem Masse voraus. 

Was ein Kompetenzmodell kaum abbilden kann, ist die 
Wichtigkeit, eine Balance zwischen Gegensätzen zu finden, 
z. B. zwischen Allgemeinbildung und Spezialisierung, Ana-
lyse und Intuition, zwischen Innovation und Bewährtem, 
Privat- und Berufsleben, zwischen Zuhören und Reden, zwi-
schen Selbstachtung und Respekt für andere. Jede Stärke ist 
gleichzeitig und je nach Kontext oder Situation auch eine 
Schwäche (und umgekehrt). 

Ausserdem besteht die Gefahr, dass man mit einem Kom-
petenzmodell eine Art Gleichschaltung anvisiert, statt die 
Vorteile unterschiedlich zusammengesetzter Teams anzu-
erkennen. Nicht alle können und müssen im gleichen Aus-
mass über bestimmte Kompetenzen verfügen. Es ist auch 
eine Aufgabe der Teamleitung, unterschiedliche Kompetenz-
profile möglichst passend zu kombinieren. Zeitgemässe 
Berufs beratung fokussiert in erster Linie auf eine Passung 
zwischen Person und Berufsfeld. Wenn Jugendliche und 

junge Erwachsene aus reiner Volkswirtschaftslogik heraus 
in Berufe und Tätigkeiten hineinberaten werden, die zwar 
gefragten Kompetenzprofilen, jedoch nicht ihren persön-
lichen Neigungen entsprechen, besteht die Gefahr, dass sie 
das Berufsfeld mangels Motivation bald wieder verlassen. Es 
ist eine Binsen wahrheit, dass lebenslanges Lernen in Zeiten 
schnellen  Wandels von Vorteil ist, gerade weil wir vermutlich 
manche künftig notwendigen Kompetenzen noch gar nicht 
voraussehen können. Wer lernfreudig und veränderungs-
bereit ist, erfüllt das Gebot der Stunde: Agilität. 
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Eine Analyse der derzeit im schweizerischen Sozialversicherungssystem verankerten Kon-

zepte von Behinderung und Alter legt nahe, dass diese nicht aufeinander abgestimmt sind. 

Dieser Umstand erschwert die autonome Lebensgestaltung von Menschen im dritten Lebens-

alter, die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind, statt sie zu erleichtern.

Mit der allgemeinen Alterung der Gesellschaft nimmt auch 
für Menschen mit Behinderungen die durchschnittliche 
verbleibende Lebenserwartung ab der Pensionierung zu. 
Gemäss einem Bericht der Weltgesundheitsorgani sation 
(WHO) und der Weltbank steigt gleichzeitig der Anteil der 
Menschen mit einer Mobilitätsbehinderung an der älte-
ren Bevölkerung (WHO und Weltbank 2011). Eine ethno-
graphische Doktorarbeit ist der Frage nachgegangen, ob 
und wie das schweizerische Sozialversicherungssystem dem 
Risiko Mobilitätsbehinderung im Rentenalter Rechnung 
trägt und wie sich dies allenfalls auf den Wunsch und die 
Möglichkeiten der Betroffenen auswirkt, möglichst lange zu 
Hause leben zu können.

In einer 16-monatigen Feldforschung wurden Seniorin-
nen und Senioren mit Mobilitätsbehinderungen zu Hause 

besucht, begleitet, beobachtet und interviewt. Neben Men-
schen, die schon vor der Pensionierung eine Behinderung 
hatten, wurde auch eine kleinere Gruppe von Personen ein-
bezogen, die erst im AHV-Alter mit einer Einschränkung 
ihrer Mobilität konfrontiert wurde. Schliesslich wur-
den auch verschiedene Dienstleister im Behinderten- und 
Altersbereich gebeten, die Situation mobilitätsbehinderter 
alter Menschen einzuschätzen.

Die qualitative Studie zeigt anhand von über dreissig 
 Beispielen auf, wie sich die älteren Menschen mithilfe unter-
schiedlicher Dienstleister (z. B. Spitex, Mobilitätsdienst, 
Behindertenorganisationen), Familienmitglieder, Partne-
rinnen, Nachbarn und technologischer Hilfsmittel zerbrech-
liche Routinen aufbauen, die es ihnen ermöglichen, mit ihrer 
Behinderung zu Hause zu leben. Gleichzeitig untersucht die 
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Schulter keinen Handrollstuhl mehr benutzen kann, son-
dern einen Elektro rollstuhl benötigt, hat sie darauf keinen 
gesetzlichen Anspruch. Wie die Ergebnisse dieser Untersu-
chung zeigen, sind sich die meisten Menschen mit Mobilität-
behinderungen dieses Übertritts bewusst und sorgen mit 
der Unterstützung von Sozialarbeitern, Ärztinnen und 
Selbsthilfeorganisa tionen vor dem Wechsel in die AHV dafür, 
dass sie möglichst gut ausgerüstet sind, antizipieren somit 
also eine zukünftige Verschlechterung ihres Zustands.

Wer allerdings nach dem Eintritt ins Pensionsalter eine 
Behinderung erwirbt, beispielsweise nach einem Schlag-
anfall, einem Unfall oder aufgrund einer Lähmung, aber 
auch als Folge von sogenannten Alterserscheinungen, hat 
keinen Anspruch auf Hilfsmittel, wie sie die IV zur Förde-
rung der beruflichen Eingliederung zur Verfügung stellt. 
Zwar kennt die AHV auch einen Hilfsmittelkatalog. Aller-
dings gibt die entsprechende Verordnung eine sehr viel 
beschränktere Auswahl an einfachen Hilfsmitteln vor als 
diejenige der IV.

ANDERE ZUSTÄNDIGKEITEN Mit dem Übertritt in die 
AHV erfahren Menschen mit einer Behinderung auch einen 
Wechsel in der Zuständigkeit. Das BSV hat Dienstleistungs-
verträge mit öffentlichen Partnern im Behinderungs- und 
Alterssektor. Allerdings endet beispielsweise die Zustän-
digkeit von Pro Infirmis für Menschen mit einer Behinde-
rung, sobald diese ins Rentenalter kommen. Sie übergibt an 
Pro Senectute, die ihre Zielsetzungen und Tätigkeit primär 
auf Altersfragen ausrichtet. Folglich fehlt eine Institution, 
die dazu in der Lage wäre, die Bedürfnisse älterer Menschen 
mit einer Behinderung in ihrer ganzen Komplexität zu er fas-
sen und ihr Angebot entsprechend auszurichten. Die Be trof-
fenen geraten in eine eigentliche Zuständigkeitsfalle. Die 
zweite solche Falle öffnet sich dadurch, dass Behinderung 
kantonal geregelt wird, Altersfragen jedoch auf der kommu-
nalen Ebene. Auch hier braucht es den Sachverstand und die 
Weitsicht der zuständigen Fachpersonen, damit Menschen 
mit Behinderungen im Alter nicht «zwischen Stuhl und 
Bank» fallen.

WAS BEDEUTET RUHESTAND? Menschen mit Mobilitäts-
behinderungen sind sehr unterschiedlich auf die Heraus-
forderungen vorbereitet, die sich mit dem Erreichen des 

Arbeit, wie sich das aktuelle Paradigma des  «aktiven» oder 
«gesunden» Alterns auf die Lebens realität und das Selbstver-
ständnis von Seniorinnen und Senioren mit Behinderungen 
auswirkt.

ÜBERTRITT VON DER IV IN DIE AHV Mit dem Erreichen 
des im internationalen Vergleich eher tiefen gesetzlichen 
Rentenalters verlieren die Menschen mit einer Behinderung 
ihren Status als Invalide und alle damit verbundenen Leis-
tungsansprüche. «Ich bin jetzt nicht mehr behindert, ich bin 
jetzt alt», so die zynische Analyse einer Studienteilnehmerin, 
die seit ihrer Geburt mit einer progressiven neuromuskulä-
ren Krankheit lebt. Mit dem Eintritt ins Rentenalter erhält 
sie, wie alle anderen Schweizer Bürgerinnen und Bürger 
auch, eine Altersrente. Der Übertritt von der IV in die AHV 
hat für die Betroffenen verschiedene Konsequenzen. Ers-
tens stehen ihnen weniger adäquate Hilfsmittel zum Leben 
mit einer Mobilitätseinschränkung zur Verfügung, zweitens 
wechseln die Anlaufstellen und Unterstützungs angebote 
und drittens stellt sich eine gewisse Erschöpfung ein, auch 
noch im vermeintlichen Ruhestand für eine  möglichst selbst-
bestimmte Lebensführung zu kämpfen.

BESITZSTANDSGARANTIE Wer vorher eine Rente oder 
eine andere Leistung der IV (z. B. Hilfsmittel oder per-
sönliche Assistenz) bezogen hat, erhält zum Zeitpunkt 
des Versicherungswechsels diesbezüglich eine Besitz-
standsgarantie. Angenommen der Rollstuhl einer Frau mit 
Postpolio syndrom wird einige Jahre nach ihrer Pensionie-
rung beschädigt und ist unbrauchbar, hat die Frau durch 
die Besitzstands garantie Anspruch auf einen Rollstuhl der-
selben Funktio nalität. Wenn sich aber das Bedürfnis nach 
einem neuen Rollstuhl durch ein Fortschreiten der körper-
lichen Einschränkung ergibt, d. h. die Frau aufgrund der 
lang jährigen behinderungsbedingten Überbelastung der 

«Ich bin jetzt nicht mehr 
behindert, sondern alt.»
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rige oder Nachbarn übernehmen oftmals diejenigen Auf-
gaben, die im System der sozialen Sicherung nicht als soli-
darisch finanzierte Pflichtleistung vorgesehen sind: Sie 
übernehmen Unterstützungsaufgaben wie Abfall raustra-
gen, Haustiere füttern, Schnee schaufeln oder die Begleitung 
bei der Alltags- und Freizeitgestaltung.

Menschen mit Mobilitätsbehinderungen haben oft 
Übung darin, sich mit einer zunehmenden Einschränkung 
ihrer Mobilität auseinanderzusetzen und Anpassungen an 
Routinen vorzunehmen respektive diese zu antizipieren. 
Allerdings nimmt ihre Anpassungsfähigkeit mit zunehmen-
dem Alter ab, besonders wenn sich ihr soziales Gefüge ver-
ändert (z. B. durch das Ableben eines Lebensgefährten oder 
den Wegzug einer Nachbarin) oder Hilfsmittel nur noch 
 eingeschränkt zur Verfügung stehen.

POSITIVE ALTER(N)SPARADIGMEN Die Art und Weise, 
wie wir altern, hat sich in den letzten Jahrzehnten drastisch 
verändert. Heute hat ein frisch pensionierter Mann in der 
Schweiz eine Lebenserwartung von knapp 20 Jahren, eine 
65-jährige Frau kann davon ausgehen, noch 23 Jahre bei lange 
gut bleibender Gesundheit zu leben (Bundesamt für Statistik 
2018). Das mit der Pensionierung beginnende «dritte Alter» 
wird aktiv gestaltet: Die Schweizerinnen und Schweizer 
unternehmen ausgedehnte Reisen, sie wandern, betreuen 
ihre Grosskinder oder engagieren sich in Gemeinden und 
Vereinen. Mit der demografischen Alterung nehmen jedoch 
nicht nur die individuellen Herausforderungen, sondern 
auch die Belastungen für den Sozialstaat, die Pflege anbieter 
und Pflegende zu. In diesem Zusammenhang ist die Idee 
des «erfolgreichen Alterns», also das Versprechen, dass wir 
das Potenzial haben, aktiv, gesund und produktiv zu altern, 
sowohl für den Staat als auch für den Einzelnen eine anspre-
chende Perspektive. Angebote und Politiken, die sich auf das 
«gesunde» oder «aktive» Altern konzentrieren, vermitteln 
gleichzeitig die oben skizzierte neue Vorstellung davon, was 
ein «gutes Alter» sein soll. In der Folge verändern sich die 
Rollen älterer Menschen in der heutigen Gesellschaft. Der 
oder die Einzelne wird ermutigt, bis ins hohe Alter einen 
gesunden und aktiven Lebensstil zu pflegen.

Den verschiedenen schweizerischen Sozialversicherun-
gen liegen die Bilder und Annahmen der Lebensläufe und 
Rollenbilder zugrunde, die zur Zeit ihrer Konzipierung vor-

AHV-Alters ergeben. Für diejenigen Personen, die sich des 
bevorstehenden Wechsels von der IV zur AHV bewusst 
waren und entsprechende Massnahmen trafen, war der Über-
tritt vorerst frei von Konsequenzen. Wenn sich allerdings, 
und davon waren alle Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
der Studie betroffen, später eine weitere Funktionalitäts-
ein schränkung ergab, eine wichtige Person aus dem Unter-
stützungsumfeld wegfiel oder eine sekundäre Behinderung 
dazu kam (z. B. aufgrund von zunehmender Sehschwäche), 
fehlten die IV und die auf die Unterstützung von behin-
derten Menschen spezialisierten nichtstaatlichen Organi-
sationen.

Zwar gibt es auch nach der Pensionierung unterschied-
lichste Unterstützungsmöglichkeiten wie zum Beispiel Ver-
eine oder Selbsthilfeorganisationen, die auch finanziel le 
Unterstützung leisten, oder Dienstleistungsangebote wie 
z. B. die Fachstellen von Pro Senectute bzw. weitere Elemente 
der sozialen Sicherung wie Hilfslosenentschädigung oder 
die Krankenpflegeversicherungen. Allerdings bedingt die 
Tatsache, dass die Kombination von «alt» und «behindert» 
konzeptionell fehlt, dass Betroffene mehr für ihre Anliegen 
und die Lösung ihrer Probleme kämpfen müssen. Die  Studie 
vermag aufzuzeigen, dass sich gerade bei Menschen, die 
schon lange mit einer Behinderung leben, eine Erschöpfung 
im Umgang mit bürokratischen Hürden einstellt. Sofern 
gewünscht, sollte der Ruhestand tatsächlich eine Zeit der 
Ruhe sein. Unter den momentanen Bedingungen können sich 
Menschen mit Mobilitätsbehinderungen allerdings nicht von 
ihren unermüdlichen, lebenslangen und aufreibenden Be-
mühungen um eine barrierefreie Umgebung zurückziehen.

LEBEN ZU HAUSE Der grösste Teil der Doktorarbeit 
befasst sich mit der praktischen Umsetzung des Wunsches 
der Senio rinnen und Senioren, zu Hause alt werden zu 
 können. Die Studie zeigt auf, mit welcher Unterstützung 
Menschen mit Mobilitätsbehinderungen im Alter ihren All-
tag organisieren, damit sie ihr Leben möglichst selbstbe-
stimmt führen können. Dabei spielen Hilfsmittel aller Art 
von Einkaufs wagen über Rollatoren, Rollstühle, Zangen bis 
hin zu Treppenliften eine zentrale Rolle. Machen sich die 
älteren Menschen diese Hilfsmittel zunutze, erarbeiten sie 
sich die Möglichkeit, ihren Alltag in ihrem eigenen Tempo 
zu bestreiten. Lebenspartnerinnen und -partner, Angehö-
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herrschten. Der Übergang von der IV zur AHV für Menschen 
mit Behinderungen wurde zu einer Zeit festgelegt, als ein 
anderes Altersbild und andere Erwartungen an die Rolle und 
Aufgaben alternder Menschen vorherrschte, als dies heute 
der Fall ist. Mit der Durchsetzung des Integrationsgrund-
satzes in der Arbeitswelt und dem Prinzip der gesellschaftli-
chen Teilhabe erhalten Menschen mit Mobilitäts- oder ande-
ren Einschränkungen im Erwerbsalter zwar Unterstützung, 
um wirtschaftlich und gesellschaftlich möglichst breit par-
tizipieren zu können, sobald sie aber im AHV-Alter sind, fällt 
jegliche zusätzliche Unterstützung weg. Die Befragung der 
Dienstleister legt nahe, dass in der Schweiz derzeit niemand 
erwartet, dass ältere Menschen mit einer Mobilitätsbehinde-
rung gemäss dem Paradigma des erfolgreichen Alterns funk-
tionieren, d. h. leistungs- und funktionsfähig sind. Entspre-
chend wird auch nicht registriert, dass mobilitätsbehinderte 
ältere Menschen mit dem Wechsel von der IV in die AHV 
Integrations- und Partizipationsmöglichkeiten verlieren.

HANDLUNGSEMPFEHLUNG: ALTERN ALS CHANCE FÜR 

ALLE Durch den Vergleich vergangener und  geltender Para-
digmen zeigt die Studie auf, dass sich die gesellschaftlichen 
Leitsätze der Alters- und Behindertenpolitik zwar deckungs-
gleich in Richtung Aktivierung, Integration und Teilhabe 
entwickelt haben, dass im Konzept des aktiven Alterns 
die spezifischen Bedürfnisse von (mobilitäts-)behinder-
ten Menschen jedoch ausgeblendet werden. Besonders stö-
rend erscheint das Ausblenden von Behinderung als integra-
ler Bestandteil des Alters im System der sozialen Sicherung 
vor allem angesichts der Tatsache, dass die Schweiz 2014 der 
Uno-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen beigetreten ist. Obschon die Konvention die Partizi-
pation und Integration von Menschen mit Behinderungen 
jeden Alters klar als ein Hauptziel nennt, entfallen diesel-
ben Mobilitätsbehinderungen, die für die IV noch leistungs-
begründend waren, als Bestimmungsgrösse der AHV.

In der gegenwärtigen Alterspolitik werden Menschen im 
«dritten Lebensalter» auch als nutzbare Ressource gesehen 
(Brechbühl 2019). Hierbei darf nicht vergessen werden, dass 
nicht alle Menschen im AHV-Alter die körperlichen Ressour-
cen haben respektive über die Mittel verfügen, ihre Lebens-
umgebung so anzupassen, dass sie aktiv mitwirken können. 
Die Idee der IV könnte in diesem Sinne weitergedacht wer-

den: Anstatt nur der Erwerbsunfähigkeit entgegenzuwirken, 
könnte sie Menschen mit Behinderungen auch nach der Pen-
sionierung in ihrer Partizipationsfähigkeit unterstützen. 
Somit würde auch ihnen die Möglichkeit gegeben, sich im 
Älterwerden so zu entwickeln, wie sie dies gerne würden – 
ob zu Hause oder in einer Institution. 
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In der Frühjahrssession 2019 hat das Parlament die Reform der Ergänzungsleistungen  (EL)

unter Dach und Fach gebracht. Es ist den Vorschlägen des Bundesrates nur teilweise gefolgt 

und hat die Vorlage stark ausgebaut.

Nach dem Willen des Bundesrates sollten mit der EL- 
Reform in erster Linie die Verwendung der Eigenmittel 
für die Altersvorsorge verbessert sowie Schwelleneffekte 
und Fehlanreize reduziert werden. Das Parlament erklärte 
sich mit diesen Zielen grundsätzlich einverstanden. Um 
einen besseren Überblick über die finanziellen Auswirkun-
gen zu bekommen, legte es die EL-Reform mit der Vorlage 
zur Anpassung der EL-Mietzinsmaxima (Schubarth 2014) 
zusammen. Diese hatte der Bundesrat bereits im Winter 2014 
überwiesen. Zudem fand einer der Kernpunkte der Vorlage 
beim Parlament kein Gehör: Es entschied sich gegen den 
Vorschlag des Bundesrates, Kapitalbezüge aus der zweiten 
Säule anlässlich der Pensionierung und bei der Aufnahme 
einer selbstständigen Erwerbstätigkeit für den obligatori-
schen Teil der beruflichen Vorsorge auszuschliessen. Nach-
folgend werden die wichtigsten Neuerungen der EL-Reform 
kurz erläutert.

MIETZINSMAXIMA WERDEN ERHÖHT Die Mietkosten, 
die in der EL-Berechnung als Ausgabe berücksichtigt wer-
den können, sind begrenzt. Bei alleinstehenden Personen 
können höchstens 13 200 Franken, bei Ehepaaren und Perso-
nen mit Kindern 15 000 Franken pro Jahr für die Miete einer 
Wohnung einschliesslich Nebenkosten angerechnet wer-
den. Diese Mietzinsmaxima gelten bereits seit dem Jahr 2001 
und entsprechen besonders bei Familien mit Kindern schon 
 länger nicht mehr dem tatsächlichen Bedarf.

Mit der EL-Reform wird die Situation vor allem für diese 
Personen verbessert, da bei der Festlegung des Mietzins-
maximums künftig bis zu vier Personen pro Haushalt 
berücksichtigt werden können, statt wie bisher nur zwei. 
Für die erste Person wird ein Grundbetrag angerechnet, für 
die weiteren Personen jeweils ein gegenüber dem Grundbe-
trag deutlich reduzierter und degressiver Zusatzbetrag. In 
welchem Verhältnis die Personen zueinander stehen, spielt 
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KEIN EL-ANSPRUCH AB EINEM BESTIMMTEN VER-

MÖGEN In der Botschaft zur EL-Reform befasste sich der 
Bundesrat mit der Möglichkeit, dass Personen ab einem 
bestimmten Vermögen keine Unterstützung durch die EL 
erhalten. Er sprach sich jedoch gegen eine entsprechende 
Regelung aus, da er befürchtete, dass diese bei Personen mit 
Wohneigentum zu Problemen führen würde. Das Parlament 
beschloss dennoch, dass alleinstehende Personen mit einem 
Vermögen von mehr als 100 000 Franken und Ehepaare mit 
einem Vermögen von mehr als 200 000  Franken keinen 
EL-Anspruch mehr haben sollen. Das Vermögen von Wohn-
eigentümerinnen und Wohneigentümern liegt meistens 
über dieser Schwelle. Um zu vermeiden, dass diese Perso-
nen ihr Haus oder ihre Wohnung verkaufen müssen, werden 
selbstbewohnte Liegenschaften bei der Beurteilung, ob die 
Vermögensschwelle überschritten wird, ausgeklammert. Bei 
der Berechnung des Vermögensverzehrs werden sie – nach 
Abzug eines Freibetrags – jedoch  weiterhin berücksichtigt.

ANPASSUNGEN BEI DER BERECHNUNG DES VER-

MÖGENSVERZEHRS Die Vermögensfreibeträge  – also 
derjenige Teil des Vermögens, der für die Berechnung des 
Vermögensverzehrs ausser Acht bleibt – liegen aktuell bei 
37 500 Franken für Alleinstehende und 60 000 Franken für 
Ehepaare. Im Rahmen der EL-Reform werden die Freibeträge 
auf 30 000 Franken für Alleinstehende und 50 000 Franken 
für Ehepaare gesenkt.

STRENGERE REGELUNG BEI VERMÖGENSVER ZICHTEN  
Vermögenswerte, auf die eine Person freiwillig verzichtet 
hat, werden bei der EL-Berechnung so behandelt, als wären 
sie noch vorhanden. Nach dem geltenden Recht wird ein Ver-
mögensverzicht nur angenommen, wenn er freiwillig erfolgt 
ist und die betroffene Person keine gleichwertige Gegen-
leistung erhalten hat. Dies ist insbesondere bei Schenkungen 
der Fall. Mit der EL-Reform wird der Begriff des Ver mögens-
verzichts auf Fälle ausgedehnt, bei denen eine Person ihr 
Vermögen zu schnell verbraucht. Dies trifft dann zu, wenn 
sich ihr Vermögen um mehr als zehn Prozent pro Jahr ver-
ringert, wobei ein Verbrauch bis zu 10 000 Franken pro Jahr 
in jedem Fall zulässig ist. 

Diese Grenze darf ausnahmsweise überschritten werden, 
wenn eine Person aus einem wichtigen Grund gezwungen 

dabei keine Rolle. In Zukunft können Konkubinatspaare, bei 
denen beide Partner einen EL-Anspruch haben, folglich das-
selbe Mietzinsmaximum geltend machen wie Ehepaare.

Um die regionalen Mietzinsunterschiede zu berücksich-
tigen, wird jede Gemeinde in eine von drei Regionen 
 (Grosszentrum, Stadt, Land) eingeteilt. Für jede Region 
 gelten unterschiedliche Ansätze. Statt wie bisher zwei, 
 werden deshalb in Zukunft zwölf unterschiedliche Mietzins-
maxima zur Anwendung kommen. Die vom Parlament 
beschlossenen Beträge entsprechen dem Vorschlag des Bun-
desrates und orientieren sich am tatsäch lichen Bedarf, sodass 
in jeder Mietzinsregion und jeder Haushaltgrösse die tat-
sächlichen Mietkosten in den meisten Fällen gedeckt sind 
(vgl. Tabelle T1).

STÄRKERE GEWICHTUNG DES VERMÖGENS Bei der 
 EL- Berechnung wird jährlich ein Teil des Vermögens, das 
einen bestimmten Freibetrag übersteigt, als Einnahme 
angerechnet (Vermögensverzehr). Dies hat unter anderem 
zur Folge, dass Personen mit einem hohen Vermögen keine 
EL beziehen können, weil ihre anrechenbaren Einnahmen 
höher sind als die anerkannten Ausgaben. Ab welcher Höhe 
das Vermögen zum Wegfall des EL-Anspruchs führt, hängt 
vom Umfang der anrechenbaren Ausgaben ab und ist des-
halb von Person zu Person verschieden. Bei EL-Beziehenden 
im Heim, für deren EL-Berechnung regelmässig hohe Aus-
gaben berücksichtigt werden, kann unter Umständen auch 
bei einem  Vermögen von mehreren hunderttausend Franken 
noch ein EL-Anspruch bestehen.

Die neuen Mietzinsmaxima im Überblick T1

Höchstbeträge für den anrechenbaren Bruttomietzins eines Haus-
haltes in Schweizer Franken pro Monat gemäss EL-Reform

Haushaltgrösse Region 1 
 (Grosszentrum)

Region 2 
(Stadt)

Region 3 
(Land)

1 Person 1370 1325 1210
2 Personen 1620 1575 1460
3 Personen 1800 1725 1610
4 Personen 1960 1875 1740

Quelle: BSV 2019.
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begegnen, wonach EL-beziehende Familien, bei denen beide 
Ehegatten einer Erwerbstätigkeit nachgehen, unter gewis-
sen Umständen ein höheres verfügbares Einkommen haben 
als Familien ohne EL. Dem Parlament ging dieser Vorschlag 
zu weit. Es entschied sich für eine Anrechnung des Erwerbs-
einkommens von Ehegatten ohne EL-Anspruch zu 80 Pro-
zent. Bei den übrigen Personen wird das Erwerbseinkommen 
weiterhin nur zu zwei Dritteln als Einnahme berücksichtigt.

WENIGER GELD FÜR KINDER UNTER ELF JAHREN Eine 
Mehrheit im Parlament ist der Ansicht, dass die geltenden 
Beträge für den allgemeinen Lebensbedarf von Kindern zu 
grosszügig sind und dadurch falsche Anreize gesetzt wer-
den. Es entschied sich deshalb dafür, die Beträge für Kinder 
unter elf Jahren zu senken. Für das erste Kind unter elf Jah-
ren wird der Betrag für den allgemeinen Lebensbedarf in 
Zukunft bei 7080 statt 10 170 Franken pro Jahr liegen und 
sich für jedes weitere Kind unter elf Jahren schrittweise 
reduzieren.

Im Gegenzug werden Kosten für die notwendige familie-
nexterne Betreuung von Kindern unter elf Jahren neu auch 
dann als Ausgabe anerkannt, wenn der Betreuungsbedarf 
nicht in der Erwerbstätigkeit, sondern in der gesundheitli-
chen Situation der Eltern begründet ist.

VERHINDERUNG VON ÜBERENTSCHÄDIGUNGEN 

ANRECHNUNG DER TATSÄCHLICHEN KRANKENVER-

SICHERUNGSPRÄMIE Die Prämie für die obligatorische 
Krankenversicherung wird bei der EL-Berechnung als Aus-
gabe berücksichtigt. Nach dem geltenden Recht wird dabei 
immer ein Pauschalbetrag in der Höhe der kantonalen oder 
regionalen Durchschnittsprämie angerechnet. Bei Personen, 
die bei einer günstigen Krankenkasse versichert sind, führt 
dies zu einer Übervergütung. Der Bundesrat schlug deshalb 
in der Botschaft zur EL-Reform vor, dass bei der EL-Berech-
nung nur noch die tatsächliche KV-Prämie berücksichtigt 
wird, wenn diese unter der Durchschnittsprämie liegt. Da 
diese Regelung zu einem verhältnismässig hohen administ-
rativen Aufwand führt, wollte es der Bundesrat den Kanto-
nen überlassen, ob sie davon Gebrauch machen wollen. Das 
Parlament erachtete diese Wahlfreiheit als überflüssig und 
entschied, dass die neue Regelung in allen Kantonen ange-
wendet werden muss.

ist, mehr Vermögen zu verbrauchen. Die wichtigen Gründe 
werden vom Bundesrat auf Verordnungsebene definiert. 
Dazu gehören etwa die Deckung des Lebensunterhalts vor 
dem EL-Bezug bei ungenügendem Einkommen, notwen-
dige Investitionen in den Werterhalt von Immobilien oder 
die Bezahlung von zahnärztlichen und anderen medizini-
schen Behandlungskosten, die nicht durch eine Versiche-
rung gedeckt sind.

Gegenüber dem Vorschlag des Bundesrates hat das Par-
lament den Zeitraum, auf den die beschriebene Regelung 
anwendbar ist, eingeschränkt. Bei Personen mit einer Inva-
liden- oder Hinterlassenenrente soll sie erst ab der Entste-
hung des Rentenanspruchs gelten. Bei Bezügerinnen und 
Bezügern einer Altersrente kommt sie bereits in den zehn 
Jahren vor Beginn des Rentenanspruchs zur Anwendung.

REDUKTION VON SCHWELLENEFFEKTE UND FEHL-

ANREIZEN

ANPASSUNG DER EL-MINDESTHÖHE  Personen, die 
EL beziehen, leben in bescheidenen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen und haben deshalb einen Anspruch auf Verbilli-
gung ihrer Krankenversicherungsprämie. Die Prämienver-
billigung wird über das EL-System ausgerichtet. Aus diesem 
Grund werden kleine EL-Beträge immer auf die Höhe der 
individuellen Prämienverbilligung aufgerundet, auf die eine 
Person Anspruch hat. Die meisten Kantone haben hierfür 
eigene  Prämienverbilligungskategorien geschaffen. In dieser 
Kategorie entspricht die Höhe der Prämienverbilligung der 
Durchschnittsprämie des jeweiligen Kantons oder der jewei-
ligen Prämienregion. Kleine EL-Beträge werden dadurch 
stark aufgerundet, was beim Übertritt vom Prämienverbil-
ligungssystem in die EL und umgekehrt zu einem Schwelle-
neffekt führt. Im Rahmen der EL-Reform wird die EL-Min-
desthöhe deshalb auf die Höhe der Prämienverbilligung von 
Personen ohne Anspruch auf EL und Sozialhilfe gesenkt.

STÄRKERE BERÜCKSICHTIGUNG VON ERWERBS-

EINKOMMEN Um einen Erwerbsanreiz zu schaffen, wer-
den Erwerbseinkommen bei der EL-Berechnung nach Abzug 
eines Freibetrags lediglich zu zwei Dritteln berücksichtigt. 
In der Botschaft zur EL-Reform schlug der Bundesrat vor, 
das Erwerbseinkommen von Ehegatten ohne EL-Anspruch 
voll als Einkommen anzurechnen. Er wollte damit der Kritik 
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TAGEWEISE BERÜCKSICHTIGUNG DER HEIMTAXE Die 
EL, auf die eine Person Anspruch hat, werden immer für 
mindestens einen ganzen Monat berechnet und ausbezahlt. 
Wenn eine Person erst am Ende eines Monats in ein Heim 
eintritt, wird die Heimtaxe trotzdem für den gesamten 
Monat als Ausgabe berücksichtigt. Dasselbe gilt für den Fall, 
wenn eine im Heim lebende Person am Anfang eines Monats 
 verstirbt. Dadurch werden über die EL Kosten vergütet, die 
der EL-beziehenden Person gar nicht entstanden sind. Um 
dies zu verhindern, wird bei der EL-Berechnung künftig die 
Heimtaxe nur noch für diejenigen Tage berücksichtigt, die 
vom Heim tatsächlich in Rechnung gestellt werden.

EL MÜSSEN ZURÜCKERSTATTET WERDEN Ausbezahlte 
Sozialversicherungsleistungen müssen grundsätzlich nur 
dann zurückerstattet werden, wenn sie zu Unrecht bezo-
gen wurden. Im Rahmen der EL-Reform hat das Parlament 
beschlossen, die Rückerstattungspflicht auf rechtmässig 
bezogene EL auszudehnen. Künftig müssen EL, die eine Per-
son in den letzten zehn Jahren vor ihrem Tod erhielt, aus 
dem Nachlass zurückbezahlt werden. Bei Ehepaaren wird die 
Rückzahlung erst nach dem Tod des zweiten Ehegatten fäl-
lig. Auf den Nachlass wird ein Freibetrag von 40 000 Fran-
ken gewährt. Fällt der Nachlass kleiner aus, besteht keine 
Rückerstattungspflicht. Die Regelung gilt nur für EL, die 
nach dem Inkrafttreten der EL-Reform bezogen wurden.

FINANZIELLE ENTLASTUNG DER KANTONE Bund und 
Kantone teilen sich die Finanzierung der EL. Während sich 
der Bund bei Personen, die zu Hause leben, etwas stärker 
beteiligt, bezahlen die Kantone die Kosten für die Kranken-
versicherungsprämien und Heimaufenthalte von Personen, 
die EL beziehen, weitgehend allein. Da das Vermögen von 
Personen im Heim im Durchschnitt höher ist als das jenige 
von Personen zu Hause, werden die Kantone durch die stär-
kere Berücksichtigung des Vermögens bei der EL-Berech-
nung besonders stark entlastet. Die Einsparungen aufgrund 
der Senkung der EL-Mindesthöhe und der Massnahmen zur 
Verhinderung von Übervergütungen kommen sogar aus-
schliesslich den Kantonen zugute. Unter Berücksichtigung 
der geplanten Verordnungsbestimmungen werden die Kan-
tone durch die EL-Reform bezogen auf das Jahr 2030 um 
insgesamt 429 Millionen Franken pro Jahr entlastet. Für 

den Bund führt die EL-Reform dagegen zu Mehrkosten von 
28 Millionen Franken pro Jahr, was hauptsächlich auf die 
Anpassung der Mietzinsmaxima zurückzuführen ist.

DREIJÄHRIGE ÜBERGANGSFRIST Ein Grossteil der vom 
Parlament beschlossenen Massnahmen wirkt sich unmittel-
bar auf die Höhe der ausgerichteten Leistungen aus. Auf-
grund der Erhöhung der Mietzinsmaxima wird ein Teil der 
EL-beziehenden Personen künftig höhere Leistungen bezie-
hen können als heute. Ein Teil der EL-Beziehenden wird 
jedoch weniger EL erhalten als bisher oder den EL-Anspruch 
ganz verlieren. Damit sich diese Personen auf die neue wirt-
schaftliche Situation einstellen können, wird das neue Recht 
erst nach einer Übergangsfrist von drei Jahren auf sie ange-
wendet werden. Bis dahin werden ihre EL noch nach dem 
bisherigen Recht berechnet. Bei Personen, bei denen die EL- 
Reform zu höheren Leistungen führt sowie bei Personen, 
deren EL-Anspruch erst nach dem Inkrafttreten der EL- 
Reform entsteht, wird das neue Recht dagegen sofort zur 
Anwendung kommen.

Für die Vorbereitungen zur Umsetzung der EL-Reform 
benötigen die Kantone mindestens ein Jahr Zeit. Die Aus-
führungsbestimmungen zur EL-Reform befinden sich des-
halb bereits in der Vernehmlassung und sollen durch den 
Bundesrat Anfang 2020 verabschiedet werden. Die EL- 
Reform kann daher am 1. Januar 2021 in Kraft treten. 

LITERATUR
Dossier zur Reform der Ergänzungsleistungen: www.bsv.admin.ch > 
Schwerpunkte: Reform der EL.

Schubarth, Katharina (2014): «Höhere anrechenbare Mietzinse in den Er-
gänzungsleistungen», in CHSS 2/2014, S. 97–99: www.soziale- sicherheit-
chss.ch > Alle Ausgaben & Schwerpunkte > Ausgaben 1993–2015.

SR 831.30 Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG).

Nadine Schüpbach
Juristin, Geschäftsfeld AHV, berufliche Vorsorge 
und EL, Bereich Leistungen AHV/EO/EL.
nadine.schüpbach@bsv.admin.ch
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19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

EL zur AHVEL zur AHV EL zur AHV 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Ausgaben (= Einnahmen) (Mio. Fr.) 1 124 1 441 2 324 2 907 2 956 1,7 %
davon Beiträge Bund 260 318  599 754 777 3,1 %
davon Beiträge Kantone 864 1 123 1 725 2 153 2 179 1,2 %
Bezüger/innen (bis 1997 Fälle) 120 684 140 842 171 552 208 586 212 958 2,1 %

19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

30%30% 43,2%43,2%

20%20%

10%10%

0%0%

EL zur IVEL zur IV EL zur IV 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Ausgaben (= Einnahmen) (Mio. Fr.) 309 847 1 751 2 032 2 087 2,7 %
davon Beiträge Bund 69 182  638 742 761 2,6 %
davon Beiträge Kantone 241 665 1 113 1 291 1 327 2,8 %
Bezüger/innen (bis 1997 Fälle) 30 695 61 817 105 596 114 194 115 140 0,8 %

19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

BV (Sozialleistungen)BV (Sozialleistungen)
BV/2.Säule Obligatorium & Überobligatorium 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Einnahmen (Mio. Fr.) 32 882 46 051 62 107 71 335 ... 4,3 %
davon Beiträge AN 7 704 10 294 15 782 19 405 ... 3,0 %
davon Beiträge AG 13 156 15 548 25 432 28 681 ... 2,2 %
davon Kapitalertrag 10 977 16 552 15 603 16 543 ... 20,2 %
Ausgaben 16 447 32 467 46 055 53 621 ... 1,8 %
davon Sozialleistungen 8 737 20 236 30 912 37 942 ... 3,5 %
Kapital 207 200 475 000 617 500 886 000 ... 8,5 %
Rentenbezüger/innen 508 000 748 124 980 163 1 140 696 ... 2,4 %

19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

KV Obligatorische 
 Krankenpflegeversicherung OKPV 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Einnahmen (Mio. Fr.) 8 613 13 898 22 424 30 478 ... 5,9 %
davon Prämien (Soll) 6 954 13 442 22 051 30 267 ... 5,5 %
Ausgaben 8 370 14 204 22 200 29 546 ... 3,3 %
davon Leistungen 7 402 13 190 20 884 27 924 ... 2,7 %
davon Kostenbeteiligung d. Vers. –801 –2 288 –3 409 –4 393 ... –2,2 %
Betriebsergebnis 244 –306 225 931 ... 372,0 %
Kapital 6 600 6 935 8 651 13 694 ... 11,1 %
Prämienverbilligung 332 2 545 3 980 4 489 ... 4,2 %

Veränderungen der Ausgaben in Prozent seit 1980

19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

AHVAHV AHV 1990 2000 2010 2017 2018
Veränderung 

in % VR1

Einnahmen inkl. Kapitalwertänderung 20 355 28 792 38 495 44 379 41 835 – 5,7 %

davon Beiträge Vers./AG 16 029 20 482 27 461 31 143 31 718 1,8 %
davon Beiträge öff. Hand 3 666 7 417 9 776 11 105 11 295 1,7 %
Ausgaben 18 328 27 722 36 604 43 292 44 055 1,8 %
davon Sozialleistungen 18 269 27 627 36 442 43 082 43 841 1,8 %
Betriebsergebnis 2 027 1 070 1 891 1 087 – 2 220 – 304,2 %
Kapital2 18 157 22 720 44 158 45 755 43 535 – 4,9 %
Bezüger/innen AV-Renten 1 225 388 1 515 954 1 981 207 2 324 849 2 363 780 1,7 %
Bezüger/innen Witwen/r-Renten 74 651 79 715 120 623 153 349 158 754 3,5 %
AHV-Beitragszahlende 4 289 723 4 552 947 5 252 926 5 698 963 5 743 897 0,8 %

(Mio. Fr.)

19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

IVIV IV 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Einnahmen inkl. Kapitalwertänderung 4 412 7 897 8 176 10 357 9 025 –12,9 %
davon Beiträge Vers./AG 2 307 3 437 4 605 5 218 5 313 1,8 %
Ausgaben 4 133 8 718 9 220 9 234 9 261 0,3 %
davon Renten 2 376 5 126 6 080 5 517 5 499 –0,3 %
Betriebsergebnis 278 – 820 –1 045 1 122 – 237 – 121,1 %
Schulden bei der AHV 6 – 2 306 – 14 944 –10 284 –10 284 0,0 %
IVFonds2 … … … 5 000 4 763 – 4,7 %
Bezüger/innen IV-Renten 164 329 235 529 279 527 249 216 248 028 – 0,5 %

(Mio. Fr.)
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19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

ALV (Quelle: Seco) 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Einnahmen (Mio. Fr.) 736 6 230 5 752 7 739 7 904 2,1 %
davon Beiträge AN/AG 609 5 967 5 210 7 067 7 200 1,9 %
davon Subventionen – 225  536 668 681 1,9 %
Ausgaben 458 3 295 7 457 7 338 6 731 – 8,3 %
Rechnungssaldo 278 2 935 –1 705 401 1 173 192,3 %
Kapital 2 924 –3 157 – 6 259 –982 191 119,4 %
Bezüger/innen3 (Total) 58 503 207 074 322 684 330 507 312 871 – 5,3 %

Veränderungen der Ausgaben in Prozent seit 1980

19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

UV alle UV-Träger 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Einnahmen inkl. Kapitalwertänderung 4 153 6 557 7 742 9 154 ... 7,8 %
davon Beiträge AN/AG 3 341 4 671 6 303 6 207 ... 1,0 %
Ausgaben 3 259 4 546 5 993 6 915 ... –1,8 %
davon direkte Leistungen inkl. TZL 2 743 3 886 5 170 5 964 ... 0,6 %
Betriebsergebnis 895 2 011 1 749 2 239 ... 55,1 %
Kapital 12 553 27 322 42 817 55 139 ... 3,7 %

(Mio. Fr.)

FZ 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Einnahmen (Mio. Fr.) 2 689 3 974 5 074 6 319 ... 4,3 %
davon FZ Landwirtschaft  112  139 149 111 ... 1,0 %19801980 8484 8888 9292 9696 0000 0404 0808 1212 1616

EOEO EO 1990 2000 2010 2017 2018 VR1

Einnahmen inkl. Kapitalwertänderung 1 060 872 1 006 1 736 1 669 – 3,9 %
davon Beiträge 958 734  985 1 675 1 706 1,8 %
Ausgaben 885 680 1 603 1 724 1 681 – 2,5 %
Betriebsergebnis 175 192 –597 12 –12 –195,4 %
Kapital 2 657 3 455  412 1 036 1 025 –1,1 %

(Mio. Fr.)

1 Veränderungsrate des letzten verfügbaren Jahres.
2 Überweisung von 5 Mrd. Franken per 1.1.2011 vom AHV- zum IV-Kapitalkonto.
3 Daten zur Arbeitslosigkeit finden Sie weiter unten.
4 Verhältnis Sozialversicherungseinnahmen GRSV zum Bruttoinlandprodukt in Prozent.
5 Verhältnis Sozialversicherungsleistungen GRSV zum Bruttoinlandprodukt in Prozent.
6 Anteil der registrierten Arbeitslosen an der Zahl der erwerbstätigen Wohn bevölkerung.

7 Jugendquotient: Jugendliche (0- bis 19-Jährige) im Verhältnis zu den Aktiven. 
 Altersquotient: Rentner/innen (M > 65-jährig / F > 64-jährig) im Verhältnis zu den Aktiven. 
Aktive: 20-Jährige bis zum Erreichen des Rentenalters (M 65 / F 64).

Quelle: Schweizerische Sozialversicherungsstatistik 2019 des BSV; seco, BFS.
Auskunft: salome.schuepbach@bsv.admin.ch

20172017

Gesamtrechnung der Sozialversicherungen GRSV 2017

Sozialversicherungszweig
Einnahmen 

Mio. Fr.
Veränderung 

2016/2017
Ausgaben 

Mio. Fr.
Veränderung 

2016/2017
Rechnungs saldo 

Mio. Fr.
Kapital 
Mio. Fr.

AHV (GRSV) 42 917 1,3 % 43 292   1,8 %   – 375   45 755  
EL zur AHV (GRSV) 2 907   1,8 %   2 907   1,8 %   – –
IV (GRSV) 10 120   1,7 %   9 234   0,4 %    885   –5 284  
EL zur IV (GRSV) 2 032   –0,6 %   2 032   –0,6 %   – –
BV (GRSV; Schätzung) 71 335   4,3 %   53 621   1,8 %   17 713   886 000  
KV (GRSV) 30 158   5,0 %   29 546   3,3 %    612   13 694  
UV (GRSV) 7 972   2,0 %   6 915   –1,8 %   1 057   55 139  
EO (GRSV) 1 692   1,0 %   1 724   –1,2 %   – 32   1 036  
ALV (GRSV) 7 739   1,8 %   7 338   –1,5 %    401   – 982  
FZ (GRSV) 6 319   4,3 %   6 255   3,1 %    64   3 075  
Konsolidiertes Total (GRSV) 182 432   3,2 %   162 105   1,7 %   20 326   998 432  

Arbeitslose ø 2016 ø 2017 ø 2018 Mai 19 Juni 19 Juli 19
Registrierte Arbeitslose 149 317 143 142 118 103 101 370 97 222 97 578
Arbeitslosenquote6 3,3 % 3,2 % 2,6 % 2,2 % 2,1 % 2,1 %

2000    2005    2010    2015    2016    2017   
Soziallastquote4 (Indikator gemäss GRSV) 25,0 % 25,4 % 25,1 % 26,6 % 26,7 % 27,2 %
Sozialleistungsquote5 (Indikator gemäss GRSV) 18,0 % 20,2 % 19,5 % 20,7 % 21,1 % 21,2 %

Volkswirtschaftliche Kennzahlen

Demografie Basis: Szenario A-00-2015 2016    2017    2020  2030  2040 2045
Jugendquotient7 32,8 % 32,8 % 32,6 % 34,7 % 34,7 % 34,3 %
Altersquotient7 30,4 % 30,8 % 32,6 % 41,3 % 47,6 % 49,8 % 00

4040

8080

120120

160160

200200

1818 2020

in Tausendin Tausend Registrierte Arbeitslose seit 2000 (inkl. Teilarbeitslose)Registrierte Arbeitslose seit 2000 (inkl. Teilarbeitslose)
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Sami Kanaan, Vorsteher des 
Departements für Kultur und 
Sport der Stadt Genf und 
Präsident der EKKJ

Herr Kanaan, was ist 

die Hauptbotschaft 

der EKKJ?

Die EKKJ hat festgestellt, dass Kinder 
und Jugendliche sich der Chancen und 
Risiken der Digitalisierung bewusst 
sind und in die Diskussionen und Ent-
scheide in diesem Bereich einbezo-
gen werden möchten. Für die Bundes-
instanzen stehen die technologischen 
und wirtschaftlichen Aspekte der Digi-
talisierung im Vordergrund; Aus- und 
Weiterbildung, soziale Herausforde-
rungen und Chancengleichheit wer-
den nur am Rande behandelt. Für die 
Entfaltung und die Zukunft der Kinder 
und Jugendlichen sind das aber zent-
rale Themen.

Kinder und Jugendliche als Akteure 

der Digitalisierung: Wie können wir 

sie darauf vorbereiten?

Beim Erwerb von Kenntnissen und 
Kompetenzen im Bereich der Digitali-
sierung spielt die Schule eine wichtige 

NACHGEFRAGT

Kinder und Jugendliche im Fokus 

 der Digitalisierungsdebatte

Von 2017 bis 2019 befasste sich die Eidgenössische 

 Kommission für Kinder- und Jugendfragen (EKKJ) mit dem 

Schwerpunktthema «Kinder und Jugendliche 4.0». Sie wollte 

herausfinden, wie die Digitalisierung zum Wohle der jungen 

Generationen gestaltet werden kann.

Rolle. Allerdings muss auch das Poten-
zial von ausserschulischen Jugend-
aktivitäten anerkannt und besser 
genutzt werden. In der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit oder in Verei-
nen kommen vermehrt digitale Tools 
zum Einsatz und Kinder und Jugend-
liche erhalten die Möglichkeit, sich 
zur Digitalisierung zu äussern, sich 
mit den Herausforderungen der digi-
talen Welt auseinanderzusetzen und 
das  kreative und partizipative Poten-
zial digitaler Tools zu nutzen.

Werden künftig alle Kinder Informa-

tikerinnen und Informatiker sein?

Gute digitale Kompetenzen sind uner-
lässlich, was aber nicht heisst, dass 
alle Jugendlichen Informatiker wer-
den müssen. Im Fokus stehen vielmehr 
Querschnittkompetenzen, zu denen 
nebst technischen Kenntnissen auch 
Medien-, Sozial- und Selbstkompe-
tenzen gehören. Die Arbeitswelt setzt 
immer (stärker) auf Fähigkeiten wie 
Kommunikation, Kreativität, Selbst-
steuerung, Teamarbeit und Empathie.

Für weitere Infos: www.ekkj.ch > Themen > Kinder 
und Jugendliche 4.0

WAS IST EIGENTLICH?

Regress
[Regrẹss]

In Todes- oder Invaliditätsfällen üben AHV und IV 
das Regressrecht dann aus, wenn die Ursache für 
die zu erbringenden Sozialversicherungsleistun-
gen auf ein Haftpflichtereignis (z. B. Autounfall 
mit geschädigter Person) zurückzuführen ist. In 
diesen Fällen steht der geschädigten Person auch 
eine Haftpflichtforderung gegenüber dem haft-
pflichtigen Dritten zu. Diese Forderung geht von 
Gesetzes wegen im Umfang der von AHV und/
oder IV erbrachten und zu erbringenden Leistun-
gen auf den Sozialversicherer über (der gesetzli-
che Forderungsübergang wird auch Subrogation 
genannt). Geregelt ist der Rückgriff in Art. 72 ff. 
des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil 
des Sozialversicherungsrechts (ATSG).

www.regress.admin.ch

DIE SOZIALE ZAHL

3 000 000 000
Franken haben AHV und IV in den letzten vier-
zig Jahren aus dem Regress eingenommen. Seit 
Inkrafttreten der 9. AHV-Revision am 1. Januar 
1979 können AHV und IV regressieren. Vorher 
wurden die Leistungen beider Sozialversicherun-
gen aus einem Haftpflichtereignis zusätzlich zu 
einer Schadenersatzzahlung des Haftpflichtigen 
ausgerichtet. Anlass für die Einführung dieses 
Regressrechts der AHV und IV waren die zuvor 
stark ausgebauten Rentenleistungen und die da-
raus entstandene verpönte Überentschädigung. 
Eine geschädigte Person soll finanziell nicht von 
einem Haftpflichtereignis profitieren können, so 
der Tenor des damaligen Gesetzgebers.
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VOR 100 JAHREN

Im Frühling 1919 begann die Inter nationale 

Arbeitsorganisation (IAO, englisch ILO) 

im Rahmen der Pariser Friedenskonferenz 

mit ihrer Arbeit. 

Übereinkommen und Empfehlungen 
zum Arbeits- und Sozialschutz. Wich-
tige Impulse setzt die IAO auch in der 
Entwicklungszusammenarbeit, im Bil-
dungswesen und in der Grundlagenfor-
schung. Da die Schweiz lange vor allem 
auf private Sicherungssysteme baute 
und das staatliche Leistungssystem 
erst ab Mitte des 20. Jahrhunderts und 
zurückhaltend erweiterte, ratifizierte 
sie bis ins Jahr 2000 rund 30 Prozent 
der ILO-Beschlüsse.

www.bsv.admin.ch > Sozialpolitische Themen > 
 Internationale Organisationen

www.geschichtedersozialensicherheit.ch > Themen 
< Soziale Sicherheit auf internationaler Ebene

Die Verfassung der IAO war integra-
ler Bestandteil des Versailler Friedens-
vertrags. Die Schweiz gehörte zu den 
Gründungsmitgliedern der IAO, die 
ihren Sitz in Genf hat und deren wich-
tigste Vorläuferorganisation, das 1901 
gegründete Internationale Arbeits-
amt, in Basel ansässig war. Die IAO 
besteht aus einem ständigen Sekre-
tariat (Internationales Arbeitsamt), 
einem Verwaltungsrat und einer Voll-
versammlung (Arbeitskonferenz). Die 
beiden Letzteren setzen sich drittel-
sparitätisch aus Regierungs-, Arbeit-
geber- und Arbeitnehmervertretern 
ihrer 187 Mitgliedsstaaten zusammen. 
Die Arbeitskonferenz verabschiedet 

KURZ NOTIERT

 Sustainable Finance

Der Bundesrat sieht grosse Innovations- und Wett-
bewerbsmöglichkeiten für einen klimaverträglich 
ausgerichteten und trotzdem wettbewerbsfähigen 
Finanzplatz Schweiz. Eine Arbeitsgruppe unter der 
Leitung des Staatssekretariats für Finanzfragen 
(SIF) und des Bundesamts für Umwelt (Bafu) soll Be-
urteilungsgrundlagen vorlegen, die es der Schweiz 
erlauben, sich im Umfeld internationaler, v. a. auch 
europäischer Klimainitiativen entsprechend zu posi-
tionieren. Weiter soll sie darauf hinwirken, dass Fi-
nanzmarktakteure sich freiwillig an den kostenlosen 
Klimaverträglichkeitstests beteiligen, die Bafu und 
SIF 2020 zum zweiten Mal anbieten.

Pflegefinanzierung

Der Beitrag der Krankenversicherer an die Pflege-
leistungen ist bei der Einführung der Neuordnung 
der Pflegefinanzierung um 83 Mio. Franken zu tief 
angesetzt worden und muss angepasst werden. 
Das Eidgenössische Departement des Innern (EDI) 
hat zudem entschieden, dass Pflegefachpersonen 
mehr Kompetenzen bei der Ermittlung des Pflegebe-
darfs der Patientinnen und Patienten erhalten. Die 
entsprechenden Verordnungsänderungen treten am 
1. Januar 2020 in Kraft.

AGENDA

Luzerner Kongress 
 Gesellschaftspolitik

Im Mittelpunkt des Kongresses steht die Frage, wie 
Künstliche Intelligenz, verstanden als lernfähige 
Systeme der Datenverarbeitung, die Sozialversiche-
rungen und die Organisation der sozialen Sicherheit 
verändert und unterstützt.

4. Dezember 2019, Verkehrshaus der Schweiz, Luzern
www.kongressgesellschaftspolitik.ch

Novembertagung zum 
Sozialversicherungsrecht

Die Novembertagung setzt sich mit den besonders 
strittigen Fragen des Invaliditätsbegriffs auseinan-
der. Besonders beleuchtet (auch kritisch) wird die ak-
tuelle Rechtsprechung, deren Kenntnis unabdingbar 
ist, wenn das Risiko Invalidität verstanden werden 
will.

26. November 2019, Grand Casino Luzern
www.irp.unisg.ch > Weiterbildung

6. Oltner Verschuldungs-
tage

Wenn Arbeitslosigkeit Verschuldung oder Zahlungs-
unfähigkeit auslöst, Schulden zugleich die Stellensu-
che erschweren oder verhindern, dann ist guter Rat 
teuer. Die Tagung will aufzeigen, wie Betroffene auf 
ihrem Weg aus Armut, Arbeitslosigkeit und Verschul-
dung wirkungsvoll unterstützt werden können.

7./8. November 2019, Fachhochschule Nordwest-
schweiz FHNW, Campus Olten
www.forum-schulden.ch > Fachtagungen > 
Tagung 2019
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